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985. Sitzung

Berlin, den 14. Februar 2020

Beginn: 9.31 Uhr

Präsident Dr. Dietmar Woidke: Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, ich eröffne die 985. Sitzung des Bundesrates.

Bevor wir uns der Tagesordnung zuwenden, habe ich 
gemäß § 23 unserer Geschäftsordnung Veränderungen 
in der Mitgliedschaft bekanntzugeben:

Am 20. Dezember 2019 wurden die Mitglieder der 
neuen Landesregierung des Freistaates Sachsen ernannt.

Ihnen, lieber Herr Ministerpräsident K r e t s c h m e r ,
gratuliere ich ganz herzlich zu Ihrer Wiederwahl.

(Beifall)

Wir wünschen Ihnen viel Erfolg und immer eine glück-
liche Hand!

Aus der Landesregierung Sachsen und damit aus dem 
Bundesrat ausgeschieden sind: Herr Staatsminister 
Dr. Matthias H a ß und Frau Staatsministerin Dr. Eva-
Maria S t a n g e .

Zu ordentlichen Mitgliedern des Bundesrates für 
Sachsen wurden mit Wirkung vom 21. Januar 2020 
bestellt: Herr Ministerpräsident Michael Kretschmer, 
Herr Staatsminister Wolfram G ü n t h e r ,  Herr 
Staatsminister Martin D u l i g und Herr Staatsminister 
Oliver S c h e n k .

Die übrigen Mitglieder der Landesregierung wurden 
zu stellvertretenden Mitgliedern des Bundesrates berufen.

Am 5. Februar 2020 sind aus der Landesregierung 
Thüringens und damit aus dem Bundesrat ausgeschie-
den: Herr Ministerpräsident Bodo R a m e l o w , Frau 
Ministerin Heike T a u b e r t , Frau Ministerin Anja
S i e g e s m u n d , Herr Minister Professor Dr. Ben-
jamin-Immanuel H o f f , Herr Minister Helmut
H o l t e r , Herr Minister Dieter L a u i n g e r , Herr 
Minister Georg M a i e r , Herr Minister Wolfgang

T i e f e n s e e und Frau Ministerin Heike W e r n e r .
Ebenfalls aus der Landesregierung Thüringens ausge-
schieden ist am 27. November 2019 Frau Ministerin 
Birgit K e l l e r .

Aus der Landesregierung des Freistaates Bayern und 
damit aus dem Bundesrat ausgeschieden ist am 1. Februar 
2020 Herr Staatsminister Dr. Hans R e i c h h a r t .

Am 11. Februar 2020 hat die Bayerische Staatsregie-
rung Herrn Staatssekretär Klaus H o l e t s c h e k zum 
stellvertretenden Mitglied des Bundesrates bestellt.

Wir bedanken uns ganz herzlich bei allen ausgeschie-
denen Mitgliedern und freuen uns auf die Zusammenar-
beit mit unseren neuen Mitgliedern.

Neuer Bevollmächtigter des Freistaates Sachsen ist 
seit dem 21. Januar 2020 Herr Staatssekretär Conrad
C l e m e n s .

Neuer Bevollmächtigter von Baden-Württemberg ist 
Herr Staatssekretär Dr. Andre B a u m a n n . Er löst 
Herrn Staatssekretär Volker Ratzmann, der zum 31. Ja-
nuar 2020 aus den Diensten des Landes Baden-
Württemberg ausgeschieden ist, ab.

Herr Staatssekretär Volker R a t z m a n n hat als 
Bevollmächtigter seit Mai 2016 die Geschicke seines 
Landes und auch die Geschicke des Bundesrates mitge-
lenkt. Ich danke ihm im Namen des gesamten Hauses für 
die vertrauensvolle Zusammenarbeit und sein besonderes 
Engagement im Ständigen Beirat. Für die Zukunft und 
seine neuen Aufgaben wünschen wir ihm von Herzen 
alles Gute.

Wir freuen uns auf die Zusammenarbeit mit dem 
neuen Bevollmächtigten, lieber Dr. Andre Baumann, und 
wünschen Ihnen viel Erfolg.

Und nun, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
kommen wir zur Tagesordnung. Sie liegt Ihnen in vor-
läufiger Form mit 64 Punkten vor.
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TOP 38 wird abgesetzt.

Zur Reihenfolge: Zu Beginn wird Tagesordnungs-
punkt 35 erörtert. Nach Tagesordnungspunkt 15 wird 
Punkt 58 aufgerufen. Nach TOP 23 werden die Punkte 61 
und 62 – in dieser Reihenfolge – behandelt. Nach TOP 36 
wird Punkt 63 beraten. Im Übrigen bleibt die Reihenfolge 
unverändert.

Gibt es Wortmeldungen zur Tagesordnung? – Das ist 
offensichtlich nicht der Fall.

Dann ist sie so festgestellt.

Bevor ich zu Punkt 35 komme, möchte ich Sie noch 
auf eine Neuerung im Plenum des Bundesrates aufmerk-
sam machen: Wir haben ab heute eine elektronische 
Abstimmungshilfe. Das Funktionieren der Abstim-
mungshilfe setzt voraus, dass die Wortmeldungen klar 
und deutlich erfolgen und möglichst andere Gesten, die 
nicht als Wortmeldung gedacht sind, während der Zeit 
der Abstimmung eingeschränkt und nur überlegt ange-
wandt werden. Wir haben also ab heute zu der hier vor-
handenen Intelligenz noch die künstliche Intelligenz, und 
ich hoffe, das wird uns allen guttun.

Ich komme zu Punkt 35:
TOP 35

Entwurf eines Gesetzes zur staatlichen geologischen 
Landesaufnahme sowie zur Übermittlung, Sicherung 
und öffentlichen Bereitstellung geologischer Daten 
und zur Zurverfügungstellung geologischer Daten 
zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben (Geologieda-
tengesetz – GeolDG) (Drucksache 13/20)

Es gibt die Wortmeldung von Herrn Minister Lies aus 
Niedersachsen, dem ich hiermit das Wort erteile.

Olaf Lies (Niedersachsen): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Niedersachsen begrüßt aus-
drücklich die anstehende Anpassung des Geologiedaten-
gesetzes, die ja – daran sollten wir uns erinnern –
ursprünglich schon für das Jahr 2016 vorgesehen war. 
Wir erkennen ausdrücklich den Willen der Bundesregie-
rung an, mit dem Gesetzentwurf die notwendige Transpa-
renz bei der Suche nach einem Standort für die sichere 
Endlagerung radioaktiver Abfälle durch öffentliche 
Bereitstellung geologischer Daten zu schaffen.

Aber, meine Damen und Herren, wir sollten uns an 
dieser Stelle keiner Illusion hingeben. Die Endlager-
suche, die vor uns liegt, wird eine kontroverse gesell-
schaftliche Debatte in Deutschland auslösen; ich glaube, 
vielen ist noch nicht bewusst, welche Diskussion entste-
hen wird. Es gibt schlicht keine verantwortbare Alterna-
tive, als ein in der Tiefe gelegenes Endlager zu suchen. 
Wir können und wir dürfen es uns nicht erlauben, Gene-
rationen nach uns die Entsorgung der Abfälle zuzumuten, 
die wir einmal als Zukunftstechnologie angesehen haben.

Es mag übrigens sein, meine Damen und Herren, dass 
es in Zukunft andere technische Möglichkeiten geben 
wird, mit den Abfällen zu verfahren. Deswegen haben 
wir einen reversiblen Prozess. Aber wir können nicht die 
Castoren stehen lassen in der Hoffnung, in 30 oder 50 
Jahren gäbe es eine andere Lösung. Wir können sehr 
wohl in einem Endlager mit einem Rückholprozess ein 
neues Verfahren definieren.

Um diesen Auswahlprozess zum Erfolg zu bringen
– das werden wir erst in zehn oder 15 Jahren feststellen –
und am Ende ein akzeptiertes Ergebnis zu haben, brau-
chen wir von Beginn an ein objektives Verfahren. Das ist 
das A und O. Die Karte, auf der die potenziellen Standor-
te verzeichnet sein werden, muss für alle nachvollziehbar 
sein. Das gilt zunächst vor allem für die erhobenen Daten 
über die Eignung geologischer Formationen. In Nieder-
sachsen – deswegen sind wir sicherlich an dieser Stelle 
sensibel – haben wir historisch bedingt eine unvergleich-
bar gute Datengrundlage. Sie resultiert unter anderem 
daraus, dass viele Bohrungen zu Untergrunduntersuchun-
gen, zur Rohstoffgewinnung in Niedersachsen erfolgt 
sind.

Aber wir in Niedersachsen sind auch sensibel, was es 
heißt, wenn Verfahren scheitern: Wir haben die Asse –
einen der größten Umweltskandale, den wir in Deutsch-
land erlebt haben. Wir haben Gorleben – ein Prozess, der 
gescheitert ist, ein Endlager zu finden, politisch zu ent-
scheiden, ohne die notwendige Transparenz sicherzustel-
len. Und wir haben Schacht Konrad – ein im Bau befind-
liches Endlager für schwach und mittelradioaktives Mate-
rial.

Gerade der Gorleben-Prozess sollte uns Mahnung und 
Warnung sein. Wenn wir es nicht schaffen, gleiche 
Bedingungen und bedingungslose Transparenz an den 
Anfang des Prozesses zu stellen, werden wir innerhalb 
des gesteckten Zeitrahmens kein Ergebnis haben und den 
nachfolgenden Generationen in 15 Jahren erklären müs-
sen, warum wir es nicht geschafft haben.

Die zuständige Bundesgesellschaft für Endlagerung
– BGE – hat angekündigt, im Herbst 2020 Teilgebiete zu 
benennen, die grundsätzlich geeignet sind und auf die 
sich die Standortsuche dann ausschließlich konzentrieren 
wird. Das wird eine Diskussion auslösen, bei der viele 
hier im Raum sehen werden, dass theoretisch denkbar in 
ihrem Land ein Endlager gebaut werden könnte. Die Zeit 
drängt also, gerade Transparenz herzustellen.

Für ein ergebnisoffenes Standortauswahlverfahren 
muss jedoch in allen Ländern eine vergleichbare Daten-
grundlage und Transparenz hergestellt werden, ungeach-
tet – um das an dieser Stelle zu sagen – politischer 
Beschlüsse, die in Parlamenten oder in Koalitionsverein-
barungen gefasst wurden, mit denen man nach außen 
signalisiert, dass man als Standort für ein Endlager unge-
eignet sei.
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Bundesländer dürfen sich bei diesem Prozess nicht aus 
der Verantwortung stehlen, auch nicht mit dem Hinweis 
übrigens, dass möglicherweise eine ungenügende Daten-
grundlage vorherrscht. Regionen, die keinen umfassen-
den Kenntnisstand über die Geologie haben, müssen 
ihren Datenbestand verbessern, um weiße Flecken auf der 
Landkarte zu füllen und damit eine Grundlage zu schaf-
fen, eine wirkliche Entscheidung treffen zu können. Aber 
die entscheidende Frage wird sein: Wie gehen wir mit 
den Daten um, die zum Beispiel wirtschaftlich bedeutend 
sind oder der Vertraulichkeit bedürfen, die hinterfragt 
werden, wo wir am Ende des Prozesses, in 15 Jahren, bei 
der Entscheidung für einen Standort genau die Frage 
bekommen: Warum habt ihr vor 15 Jahren nicht an den 
Stellen, wo ihr Gebiete ausgeschlossen habt, geprüft, ob 
sie nicht doch in Frage kommen, und nicht geklärt, 
warum die geologischen Formationen möglicherweise 
doch oder auch vielleicht möglicherweise nicht geeignet 
sind?

Meine Damen und Herren, das Geologiedatengesetz 
stellt die richtigen Weichen. Aber im weiteren Prozess ist 
sicherzustellen, dass die Regelungen so angepasst wer-
den, dass ein überwiegend öffentliches Interesse ange-
nommen wird, wenn diese Daten zum Zwecke der Suche 
eines Endlagers verwendet werden. Die Unterscheidung 
in Nachweis-, Fach- und Bewertungsdaten könnte in 
diesem Zusammenhang entfallen.

Für den Fall, dass im weiteren Verfahren die Wahrung 
der Interessen Dritter über die in der Endlagerkommissi-
on vereinbarten Transparenzanforderungen und die Emp-
fehlungen des Nationalen Begleitgremiums gestellt wird, 
bittet Niedersachsen – aber ich glaube, das ist in unser 
aller Interesse –, den Teil der geologischen Daten, die 
nicht öffentlich bereitgestellt werden, zumindest so klein 
zu halten, dass man damit umgehen kann. Darüber hinaus 
halten wir es für dringend erforderlich, dass etwaige 
Kategorisierungen und Bewertungen geologischer Daten 
sowie der Vollzug des anschließenden Verwaltungsaktes 
ausschließlich durch den Vorhabenträger nach dem 
Standortauswahlgesetz erfolgen.

Lassen Sie mich abschließend zum Ausdruck bringen:

Wir sind die Generation, die in der Verantwortung 
steht, einen Standort für hochradioaktive wärmeentwi-
ckelnde Abfälle zu finden. Wir sind in der Verantwor-
tung, einen Standort zu finden, der am Ende breite 
Akzeptanz hat. Betroffenheit vor Ort werden wir nie 
ausschließen können; das gehört dazu. Unsere Aufgabe 
muss es sein, heute und nicht in zehn oder 15 Jahren den 
Prozess unter der Maßgabe zu gestalten, dass wir ihn 
sachlich, neutral und eben transparent durchführen.

Vor uns, meine Damen und Herren, liegt ein unglaub-
lich langer, ein unglaublich schwieriger, ein unglaublich 
emotionaler und von vielen Diskussionen begleiteter 
Weg der Entscheidungsfindung. Es muss die ergebnisof-

fene Suche sein, auf die wir uns verständigt haben, bei 
der kein Bundesland ausgeschlossen werden kann.

Ebenso darf es keine Vorfestlegung geben. Die Ent-
scheidungen müssen auf wissenschaftlicher Basis erfol-
gen. Es kommt eben nicht nur Salz als Wirtsgestein in 
Frage, wie es gerne formuliert wird. Ich selber habe die 
Gelegenheit genutzt, mich in Finnland über kristallines 
Gestein zu informieren – dort wird ein Endlager gebaut –, 
in Frankreich über Ton als sichere Endlagerung. Das 
heißt, alle geologischen Formationen, die wir haben, 
müssen ergebnisoffen geprüft werden im Zusammenhang 
mit der Technik, die notwendig ist, um dort entsprechend 
einzulagern.

Ein schwieriger Prozess, bei dem wir in Verantwor-
tung stehen und den wir nicht mit „Not in my backyard!“ 
beantworten können. Objektivität und Fairness, das muss 
der Ansatz sein. Dabei spielt das Geologiedatengesetz, 
das die Grundlage für Transparenz ist, eine ganz ent-
scheidende Rolle. – Vielen Dank.

Präsident Dr. Dietmar Woidke: Danke schön!

Es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor.

Wir kommen damit zur Abstimmung. Hierzu liegen 
Ihnen die Ausschussempfehlungen und ein Landesantrag 
vor. Ich rufe auf:

Ziffer 1! – Das ist eine deutliche Minderheit.

Dann bitte das Handzeichen für Ziffer 3! – Auch das 
ist eine Minderheit.

Ziffer 2! – Mehrheit.

Ziffer 4! – Minderheit.

Dann bitte das Handzeichen für den Landesantrag! –
Minderheit.

Ziffer 5! – Mehrheit.

Ziffer 7! – Deutliche Mehrheit.

Ziffer 8 ist erledigt.

Ziffer 10! – Minderheit.

Ziffer 11! – Mehrheit.

Ziffer 12! – Mehrheit.

Ziffer 15! – Mehrheit.

Ziffer 16! – Minderheit.

Ziffer 17! – Mehrheit.

Ziffer 19! – Mehrheit.
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Damit entfällt Ziffer 20.

Ziffer 21! – Mehrheit.

Ziffer 22! – Mehrheit.

Ziffer 23! – Minderheit.

Ziffer 24! – Minderheit.

Ziffer 25! – Mehrheit.

Ziffer 26! – Mehrheit.

Ziffer 28! – Minderheit.

Ziffer 29! – Minderheit.

Ziffer 31! – Minderheit.

Ziffer 32! – Minderheit.

Ziffer 33! – Minderheit.

Ziffer 34! – Mehrheit.

Ziffer 36! – Minderheit.

Ziffer 37! – Mehrheit.

Nun bitte ich um das Handzeichen für alle noch nicht 
erledigten Ziffern der Ausschussempfehlungen. – Mehr-
heit.

Wir haben offensichtlich eine wichtige Abstimmung 
vergessen, und das ist die Ziffer 35. Noch einmal zurück 
zu Ziffer 35!

Wer stimmt der Ziffer 35 zu? – Das ist eine Minder-
heit.

Herzlichen Dank für Ihr Verständnis und Ihre Koope-
ration.

Damit hat der Bundesrat zu dem Gesetzentwurf Stel-
lung genommen.

Ich darf den Tagesordnungspunkt beenden.

Wir kommen zur grünen Liste. Zur gemeinsamen 
Abstimmung nach § 29 Absatz 2 der Geschäftsordnung 
rufe ich die in dem Umdruck 1/20201 zusammengefass-
ten Beratungsgegenstände auf. Es sind dies die Tages-
ordnungspunkte:

1, 3, 8, 16, 24, 29, 32 bis 34, 37, 39, 40, 42 bis 
49, 51 und 54 bis 57.

1 Anlage 1

Wer den Empfehlungen und Vorschlägen folgen 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Das ist die 
deutliche Mehrheit.

Damit ist so beschlossen.

Wir sind übereingekommen, zu Tagesordnungs-
punkt 16 Herrn Minister Professor Dr. Andreas Pink-
wart (Nordrhein-Westfalen) als Beauftragten gemäß 
§ 33 unserer Geschäftsordnung zu bestellen.

Wir kommen zu Punkt 2:
TOP 2

Gesetz zur Einführung einer Wohnungslosen-
berichterstattung sowie einer Statistik unterge-
brachter wohnungsloser Personen und zur Ände-
rung weiterer Gesetze (Drucksache 23/20)

Dazu gibt es die Wortmeldung von Frau Senatorin 
Breitenbach aus Berlin. Frau Senatorin, Sie haben das 
Wort.

Elke Breitenbach (Berlin): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Meine Damen und Herren! Ich freue mich, dass 
der Bundesgesetzgeber endlich eine bundesweit einheitli-
che Wohnungslosenstatistik einführen möchte.

Wir brauchen die Daten, wir brauchen die Informatio-
nen als Grundlage, um die Wohnungslosenhilfe so zu 
verändern, so zu verbessern, dass sie wirklich bei den 
Menschen ankommt. Gleichzeitig sage ich aber auch: 
Was jetzt vorgeschlagen wurde, kann nur ein erster 
Schritt, nur ein Einstieg sein.

Für Berlin kann ich sagen: Wir haben mehr als 36.000 
Menschen untergebracht. Das ist die Zahl, die mit der 
neuen Statistik erfasst werden soll – dann bundesweit.

Nicht von der Zahl erfasst – und da liegt das Prob-
lem – sind die Menschen, die auf der Straße leben. 
Darunter befinden sich in Berlin, aber auch in anderen 
Städten sehr viele EU-Bürgerinnen und EU-Bürger. Mei-
ne Damen und Herren, hier haben wir ein gemeinsames 
Problem, weil viele dieser Menschen, die ihr Recht auf 
Arbeitnehmerfreizügigkeit wahrnehmen, straucheln, auf 
der Straße landen und wir kaum eine Chance haben, 
ihnen nachhaltig zu helfen.

Bei der Wohnungslosenberichterstattung werden auch 
nicht diejenigen erfasst, die die niedrigschwelligen Maß-
nahmen der Kältehilfe nutzen. Auch das ist ein Problem, 
wenn wir hier keine Weiterentwicklung haben.

Das sind zwei Beispiele, warum ich mir eine sehr 
schnelle und zügige Weiterentwicklung der Wohnungs-
losenstatistik hin zu einer Wohnungsnotfallstatistik wün-
sche. Ich glaube, dass wir hier alle gemeinsame Heraus-
forderungen haben.
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Ich habe mich zu Wort gemeldet, auch um bei Ihnen 
für eine Maßnahme werben, die wir in Berlin durchge-
führt haben. Wir haben in der Nacht vom 29. auf den 30.
Januar gemeinsam mit ganz vielen Freiwilligen in dieser 
Stadt die obdachlosen Menschen auf der Straße gezählt 
und sie befragt. Es war eine erste Zählung. Wir haben in 
der Stadt 615 Zählräume gehabt und damit 615 Zähl-
teams. Wir sind noch dabei, alles auszuwerten. Wir wis-
sen aber schon einmal mehr über das Alter der obdachlo-
sen Menschen. Wir wissen, ob es mehr Frauen oder mehr 
Männer sind. Und wir wissen, wie lange die Menschen 
bisher auf der Straße gelebt haben.

Die Informationen und die Auswertung gebe ich gerne 
Ihnen und dem Bund zur Kenntnis, wenn Sie Interesse 
haben. Wir haben diese Zählung gemacht, um zu erfah-
ren, welche Menschen an welchen Stellen in dieser Stadt 
leben, damit wir das Hilfesystem endlich anpassen kön-
nen.

Ich hoffe sehr, dass wir damit einen Stein ins Rollen 
gebracht haben. Und ich würde mich freuen, wenn weite-
re Bundesländer demnächst gemeinsam mit uns und mit 
Paris – das eine Vorreiterrolle hat – solche Zählungen 
durchführen würden, damit wir alle dazu beitragen kön-
nen, die jetzt geplante Wohnungslosenstatistik hin zu 
einer Wohnungsnotfallstatistik zu entwickeln; denn eine 
solche Zählung wäre ein sehr wichtiger Baustein. –
Vielen Dank.

Präsident Dr. Dietmar Woidke: Danke sehr, Frau 
Senatorin Breitenbach!

Es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor.

Es liegen weder Ausschussempfehlungen noch Lan-
desanträge auf Anrufung des Vermittlungsausschusses 
vor.

Ich stelle daher fest, dass der Bundesrat zu dem Gesetz 
den Vermittlungsausschuss n i c h t anruft.

Ich beende damit den Tagesordnungspunkt.

Wir kommen zu Punkt 4:
TOP 4

Gesetz zur Stärkung der Entscheidungsbereitschaft 
bei der Organspende (Drucksache 30/20)

Es gibt keine Wortmeldungen.

Da weder eine Ausschussempfehlung noch ein Lan-
desantrag auf Anrufung des Vermittlungsausschusses 
vorliegt, stelle ich fest, dass zu dem Gesetz der Vermitt-
lungsausschuss n i c h t angerufen wird.

Wir haben noch über die empfohlene Entschließung 
abzustimmen. Ich bitte Sie um Ihr Handzeichen für:

Ziffer 2! – Mehrheit.

Ziffer 3! – Mehrheit.

Dann hat der Bundesrat auch eine Entschließung 
gefasst.

Ich darf den Tagesordnungspunkt beenden.

Wir kommen zu Punkt 5:
TOP 5

Gesetz zur Errichtung der Deutschen Stiftung für 
Engagement und Ehrenamt (Drucksache 40/20)

Es gibt eine Wortmeldung, und zwar aus Mecklen-
burg-Vorpommern. Herr Minister Caffier hat das Wort. 
Bitte sehr.

Lorenz Caffier (Mecklenburg-Vorpommern): Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Wir alle, egal aus welchem Bundesland, 
egal für welches Ressort zuständig, wissen: Das, was 
unsere Gesellschaft trägt, ist das Engagement von Millio-
nen Menschen. Ob im Sport, bei der Feuerwehr, der Kul-
tur, in der Jugendarbeit, beim THW, in der Wohlfahrts-
pflege, bei Kirchen oder wo auch immer: Ohne Ehrenamt 
würden viele Räder nicht ineinandergreifen können. Das 
Loblied auf die über 30 Millionen Menschen in diesem 
Land ist jedenfalls eines, das ohne Wenn und Aber 
gerechtfertigt ist.

In vielen Bundesländern haben wir mit der Schaffung 
von Ehrenamtsstiftungen Zeichen gesetzt, um deren 
Arbeit zu würdigen und zu unterstützen. Diese Hilfe und 
Begleitung ehrenamtlichen Engagements, etwa im 
Bereich Weiterbildung, ist genauso wenig wegzudenken 
wie das Ehrenamt selbst.

Deshalb ist es ein gutes Signal, dass wir genau das nun 
auch auf Bundesebene nachholen. Wir zeigen damit auch, 
dass es in der Bundespolitik nicht immer nur um das ganz 
große Weltgeschehen geht, sondern dass wir die Arbeit 
im Kleinen, das Wirken vor Ort auch im Bund im Blick 
haben.

Die Ehrenamtsstiftung ist eine der Antworten der 
Kommission „Gleichwertige Lebensverhältnisse“, die die 
Bundesregierung ins Leben gerufen hatte. Auch deshalb 
ist die Gründung der Stiftung ein wichtiges Zeichen. Es 
macht deutlich, dass eine Regierungskommission keine 
Alibiveranstaltung ist, sondern dass wir mit deren Ergeb-
nissen verantwortungsvoll umgehen.

Mindestens genauso wichtig wie die Idee einer sol-
chen Stiftung war ein weiteres Ergebnis der Regierungs-
kommission, nämlich die Festlegung, dass Bundesbehör-
den in Zukunft vorrangig in strukturschwachen Regionen 
und in Klein- und Mittelstädten angesiedelt werden sol-
len. Konkret heißt es im Beschluss aus dem letzten Jahr
– ich zitiere –:
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Im Wege der Selbstverpflichtung wird der Bund 
Neuansiedlungen und Ausgründungen von 
Behörden und Ressortforschungseinrichtungen 
bevorzugt in strukturschwachen bzw. vom 
Strukturwandel betroffenen Regionen vorneh-
men – und dort vorrangig in Klein- und Mittel-
städten. Auch Unternehmen, Hochschulen, 
außeruniversitäre Forschungseinrichtungen und 
Verbände sollten – unter Wahrung der Länder-
zuständigkeiten – durch aktive Strukturpolitik 
unterstützt werden, sich dezentral im ländlichen 
Raum anzusiedeln.

Als Minister eines Bundeslandes, das von Strukturschwä-
che stärker betroffen ist als andere Regionen und in dem 
Klein- und Mittelstädte der Normalfall sind, bin ich für 
dieses Signal ausgesprochen dankbar.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, in der Würdigung 
des Ehrenamtes sind wir alle uns einig. Wir alle sehen 
aber auch, dass es in einigen Bereichen, in einigen Regi-
onen immer schwerer wird, das Ehrenamt so auszufüllen, 
wie es wünschenswert wäre. Der demografische Wandel 
ist längst nicht nur ein theoretisches Gebilde, sondern er 
fordert in vielen Bereichen seinen Tribut. Auch deshalb 
ist es wichtig, dass sich eine Ehrenamtsstiftung den 
Fragen widmet, wie das Ehrenamt in solchen Regionen 
unterstützt werden kann. Noch wichtiger ist es, damit 
genau in eine Region zu gehen, in der diese Entwicklun-
gen besser zu beobachten sind als in einer Millionenme-
tropole wie der Bundeshauptstadt.

Es gab genau daran ja auch einige Kritik, zum Beispiel 
vom Geschäftsführer des Deutschen Kulturrates: Man 
könne für eine Provinzstadt wie Neustrelitz keine Mitar-
beiter gewinnen, eine solche Stiftung gehöre in die 
Hauptstadt. Als bekennender Provinzbewohner kann ich 
da nur den Kopf schütteln. Was steckt bei solchen Äuße-
rungen eigentlich für ein Bild von unseren Regionen im 
Kopf, von den Menschen dort, von den Möglichkeiten? 
Ich sage Ihnen: Neustrelitz ist typischer für die Gegeben-
heiten und Herausforderungen in unserem Land, als es 
jede Großstadt sein könnte. Deshalb danke ich allen Ver-
tretern der Bundesregierung, des Bundestages und den 
Kolleginnen und Kollegen des Bundesrates, dass sie in 
dieser Frage beieinandergestanden haben.

Wir Neustrelitzer freuen uns über das Zutrauen, das 
mit der heutigen Entscheidung auch des Bundesrates in 
uns gesetzt wird. Und ich bin mir vor allen Dingen si-
cher, alle Ehrenamtler in der Bundesrepublik Deutsch-
land freuen sich über die Unterstützung und Wertschät-
zung ihrer Arbeit, die mit der Gründung der Stiftung des 
Bundes erreicht wird. – Ich bedanke mich für die Auf-
merksamkeit.

Präsident Dr. Dietmar Woidke: Danke, Herr 
Minister Caffier!

Es liegt keine weitere Wortmeldung vor.

Es liegt weder eine Empfehlung noch ein Antrag auf 
Anrufung des Vermittlungsausschusses vor.

Ich stelle daher fest, dass der Bundesrat zu dem Gesetz 
den Vermittlungsausschuss n i c h t anruft.

Ich beende den Tagesordnungspunkt.

Wir kommen zu Punkt 6:
TOP 6

... Gesetz zur Änderung des Strafgesetzbuches –
Versuchsstrafbarkeit des Cybergroomings
(Drucksache 25/20)

Hier haben wir zwei Wortmeldungen. Es beginnt Frau 
Staatsministerin Kühne-Hörmann aus Hessen. Bitte sehr, 
Frau Staatsministerin.

Eva Kühne-Hörmann (Hessen): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Mit 
dem vorliegenden Gesetzentwurf werden zwei wichtige 
Anliegen der Strafverfolgungsbehörden zum Cyber-
grooming umgesetzt, für die die Länder nun schon jahre-
lang gekämpft haben.

Cybergrooming, also die gezielte Annäherung pädo-
philer Erwachsener an Kinder im Netz zur Vorbereitung 
der Begehung von Offline-Straftaten, ist ein weitverbrei-
tetes Phänomen mit einem hohen Dunkelfeld. Opfer-
schutzverbände sprechen von bis zu 700.000 Erwachse-
nen in Deutschland, die sexuelle Online-Kontakte zu 
Kindern haben. Oft legen sich die Täter in sozialen 
Netzwerken falsche Identitäten zu, um sich an Kinder 
heranzumachen, oder sie nehmen über Online-Spiele 
Kontakt auf.

Bisher war der Versuch des Cybergrooming nicht 
strafbar. Daher waren Ermittlungen von verdeckt ermit-
telnden Polizeibeamten, die sich als Kinder ausgeben, 
häufig nicht von Erfolg gekrönt. Denn: Kommt es bei 
Internetkontakten eines Täters mit einem verdeckten 
Ermittler nicht zu expliziten sexuellen Handlungen des 
Täters, war dies nicht strafbar.

Das wird sich nun ändern und ein wichtiger Beitrag 
dazu sein, dass unsere Kinder im Netz geschützt werden.

Auf unser Drängen hier im Bundesrat enthält der 
Gesetzentwurf ein zweites, wichtiges Instrument: Straf-
verfolgungsbehörden dürfen von nun an virtuelle Kinder-
pornografie nutzen, um sich Zugang zu abgeschotteten 
Netzwerken von Sexualstraftätern zu schaffen. Seit vielen 
Jahren ist zu beobachten, dass sich Hersteller, Verbreiter 
und Nutzer von Kinderpornografie im Internet und im 
Darknet in geschlossenen Foren zusammenschließen. 
Zugang wird nur dem gewährt, der selbst schreckliche 
kinderpornografische Bilder hochlädt. Die Täter nutzen 
es schamlos aus, dass es unseren Ermittlungsbehörden 
bisher nicht möglich war, solch abstoßende Abbildungen 
für Ermittlungszwecke zu nutzen.
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Das wird in Zukunft anders: Die Strafverfolgungs-
behörden dürfen als Ultima Ratio computergenerierte 
Bilder einsetzen, um sich Zugang zu geschlossenen Foren 
zu verschaffen. Damit wird eine große Strafbarkeitslücke 
geschlossen.

Der vorliegende Gesetzentwurf war längst überfällig. 
Er setzt die Forderungen der Praxis endlich um. Er dient 
dem Schutz unserer Kinder im Netz. Das war längst an 
der Zeit, und deswegen sind wir von Seiten der Länder 
dankbar, dass diese Lücke mit dem Gesetzentwurf end-
lich geschlossen werden konnte.

Präsident Dr. Dietmar Woidke: Herzlichen Dank, 
Frau Staatsministerin!

Das Wort hat Herr Staatsminister Eisenreich aus 
Bayern. Bitte sehr.

Georg Eisenreich (Bayern): Herr Präsident! Ver-
ehrte Kolleginnen und Kollegen! Der Kampf gegen 
Kriminalität im Internet ist für die Ermittlungsbehörden 
eine der größten Herausforderungen unserer Zeit. Dazu 
gehört auch ein entschlossenes Vorgehen gegen pädophi-
le Straftäter, die im Netz Jagd auf die Schutzlosesten 
unter uns machen: unsere Kinder.

Ich bin deshalb sehr froh, dass der Bundesgesetzgeber 
mit diesem Gesetzentwurf zwei wichtige Verbesserungen 
umsetzt: zum einen die eingeführte Versuchsstrafbarkeit 
beim Cybergrooming, zum anderen die Zulassung der 
sogenannten Keuschheitsproben; das ist eine Initiative 
und eine langjährige Forderung aus Bayern.

Kinderpornografisches Material wird im Netz vor 
allem in geschlossenen Gruppen verbreitet und ausge-
tauscht. Die Täter wissen, dass unsere Ermittler selbst 
keine kinderpornografischen Inhalte hochladen dürfen. 
Das haben sie genutzt und genau das als Eingangskon-
trolle verlangt. Mit dem Ergebnis: Unsere Ermittler 
kamen in diese Foren nur sehr schwer hinein. Sie wurden 
leicht enttarnt.

Das wird nun anders: Denn durch dieses Gesetz kön-
nen sich verdeckte Ermittler durch computergenerierte 
Bilder den Zutritt zu den einschlägigen Internetforen 
verschaffen und damit die Täter leichter ermitteln.

Es hat gedauert, aber unsere Beharrlichkeit hat sich 
ausgezahlt. Die Bundesregierung hat unseren hier im 
Bundesrat mehrheitlich beschlossenen Änderungsantrag 
zum Gesetzentwurf nach langen Diskussionen endlich 
aufgegriffen. Der Bundestag hat ihn fraktionsübergrei-
fend beschlossen. Das ist ein großer Erfolg für diese
bayerische Initiative.

Aber das Wichtigste: Es ist ein großer Erfolg zum 
Schutz unserer Kinder. Denn eines muss klar sein: Hinter 
jedem Bild, hinter jedem Video steht oft ein schwerer 
Fall sexuellen Missbrauchs. Der Staat musste hier han-

deln. Der Staat musste diese Lücke schließen. Und der 
Staat handelt jetzt auch. – Herzlichen Dank für die Unter-
stützung.

Präsident Dr. Dietmar Woidke: Herzlichen Dank!

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Empfehlun-
gen oder Anträge auf Anrufung des Vermittlungsaus-
schusses liegen nicht vor.

Ich stelle daher fest, dass der Bundesrat zu dem Gesetz 
den Vermittlungsausschuss n i c h t  anruft.

Wir kommen zu Punkt 7:
TOP 7

Zweites Gesetz zur Änderung des Bundesnatur-
schutzgesetzes (Drucksache 26/20)

Herr Minister Lies aus Niedersachsen hat das Wort.

Olaf Lies (Niedersachsen): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Das Ziel, den Wolf als Art zu 
erhalten, eint fast alle.

Ich glaube, das ist eine wichtige Botschaft für alle, die 
sich mit diesem Thema beschäftigen. Kaum jemand
– übrigens auch nicht unter den Weidetierhaltern oder 
den Jägern – spricht dem Wolf seine Existenzberechti-
gung in Deutschland ab. Wenn wir diese gemeinsame 
Zielsetzung und Haltung nicht riskieren wollen, sollten 
wir aber in der Tat darüber nachdenken, wie wir die 
Akzeptanz für den Wolf weiterhin dauerhaft sichern.

Ich will etwas zitieren, und zwar aus dem Handlungs-
plan für den Schutz von Wölfen, der damals für den 
Europarat aufgestellt worden ist, übrigens von führenden 
europäischen Wolfsbiologen. Dort steht:

Als langfristige Strategie erscheint es unrealis-
tisch vorzuschlagen, den Wolf überall dort zu 
erhalten, wo er sich potenziell ansiedeln kann. 
Die Regulierung von Wölfen kann nicht verär-
gerten Weidetierhaltern oder Wilderern überlas-
sen werden. Daher müssen nationale Wolfs-
managementpläne auch Ziele, Kriterien und 
Methoden entwickeln, mit der die Anwesenheit 
dieser Tierart reguliert werden kann. Sofern das 
übergeordnete Ziel, lebensfähige Wolfspopulati-
onen zu erhalten, berücksichtigt bleibt, könnte 
man heute bereits über ein Zonenmanagement 
nachdenken.

Meine Damen und Herren, in Niedersachsen ist der 
Wolf seit Jahren heimisch. Neben vielen Rudeln, die 
kaum Probleme bei den Nutztierhaltern verursachen, gibt 
es einzelne Wölfe und Paare, die die Halter von Schafen, 
Rindern oder Pferden um den Schlaf bringen. Und das 
Traurigste ist: Diese Menschen haben begründete Angst, 
dass der Staat sie mit ihren Sorgen möglicherweise 
alleinlässt.



8 Bundesrat – 985. Sitzung – 14. Februar 2020

Bei uns hat ein Wolf zum Beispiel so viele Rinder und 
Ponys gerissen, dass wir seinetwegen bereits Kosten von 
1,25 Millionen Euro zusätzlich an Herdenschutzmaß-
nahmen stemmen mussten. Ein einzelner Wolf! Es er-
schien uns nur folgerichtig, diesen Wolf zu entnehmen. 
Doch trotz Einsatz von Spezialisten und Polizei ist dies 
seit über einem Jahr nicht gelungen. Das hat ganz 
wesentlich mit den gesetzlichen Rahmenbedingungen zu 
tun. Und übrigens sinkt das Vertrauen an dieser Stelle.

Das Bundesnaturschutzgesetz in seiner jetzigen Fas-
sung setzt für Entnahmen einen „erheblichen“ Schaden 
für die Weidewirtschaft voraus. Ein Weidetierhalter muss 
praktisch in seiner wirtschaftlichen Existenz bedroht sein, 
um eine Ausnahme vom strengen Artenschutz geltend zu 
machen. Wir haben eine solche Ausnahmegenehmigung 
trotzdem überlegt und sie auf den Weg gebracht. Trotz 
entsprechender Klagen, die unsere Maßnahme in einer 
ganz entscheidenden Phase ausgebremst haben, konnten 
wir – bis hin zum Oberverwaltungsgericht – Zustimmung 
zu unserer Argumentation verzeichnen: Nicht jeder Wolf 
darf alles um jeden Preis. Das muss, glaube ich, dabei 
klar sein.

Dennoch haben wir es bis heute nicht geschafft, diesen 
Wolf zu entnehmen. Wie kann das sein? Wir sind gesetz-
lich gehalten, in diesem Territorium von rund 200 Qua-
dratkilometern Ausdehnung aus diesem Rudel von min-
destens fünf Individuen genau das richtige Tier zu ent-
nehmen, damit die an der Maßnahme Beteiligten nicht 
mit der Staatsanwaltschaft in Konflikt geraten. Im Prinzip 
ließe sich das nur über den Lebendfang mittels einer Falle 
machen, dann macht man eine DNA-Prüfung, um sicher-
zustellen, das richtige Tier erwischt zu haben. Ein gera-
dezu absurder Aufwand, wenn man bedenkt, dass wir in 
Niedersachsen schon knapp 30 Rudel beziehungsweise 
Paare haben und die Anzahl der Territorien bei uns seit 
2012 nicht wie bundesdurchschnittlich um 32 Prozent, 
sondern durchschnittlich um 60 Prozent pro Jahr an-
wächst. Sie sehen also, warum gerade wir in Niedersach-
sen sehr sensibel sind.

Wir haben eine Sorge, und ich will sie offen benennen: 
Wir wissen nämlich nicht, wie viele Wölfe in Deutsch-
land jährlich illegal getötet werden. Aber wir müssen 
davon ausgehen, dass dies zunimmt, wenn der Staat auf-
grund seiner eigenen Gesetze nicht in der Lage ist, dem 
Thema der problematischen Wölfe zu begegnen. Das 
Bundesnaturschutzgesetz, das eigentlich seltene Arten 
schützen soll, steht dem im Grunde genommen entgegen.

Der Wolf wird am Ende nur dort bleiben, wo die 
Akzeptanz der Menschen gesichert ist. Und für die 
Akzeptanz braucht es einen Staat, der handlungsfähig ist. 
Deswegen zum Positiven: Die Ergänzung des Bundes-
naturschutzgesetzes war nicht nur notwendig, sondern 
längst überfällig.

Wir haben 2018 und in den Jahren davor regelmäßig 
darüber diskutiert. Ich habe die Bundesratsentschließung, 

wovon zumindest ein Teil jetzt umgesetzt wird, 2018 
selber eingebracht. Das Erfordernis der Individualisie-
rung im Feld ist jetzt etwas entschärft. Auch reicht ein 
drohender „ernster“ Schaden künftig aus, um konsequent 
reagieren zu können. Das sind wichtige erste Schritte. 
Aber sie werden nicht genügen. Noch immer laufen wir
der Entwicklung hinterher, statt sie zu steuern. Wir schaf-
fen es damit nicht, vor die Lage zu kommen, wie wir 
immer sagen, sondern können immer nur den Folgen 
begegnen.

Die Empfehlung der Fachleute, über nationale Wolfs-
managementpläne und Zonenmanagement nachzudenken, 
die ich vorhin zitiert habe, stammt aus dem Jahre 2000. 
Wäre es heute, 20 Jahre später, nicht an der Zeit, bundes-
länderübergreifend einen Konsens zu entwickeln und 
nicht zu warten, bis in einigen Ländern die Situation 
immer schwieriger wird, während die anderen – frei von 
Betroffenheit und Verständnis – das Hohelied des Arten-
schutzes im Munde führen?

Ich bin, ehrlich gesagt, erstaunt über den heute vorlie-
genden Entschließungsantrag, der den kleinen Schritt in 
Richtung eines vernünftigen Umgangs und Praktikabili-
tät, den diese Novelle des Bundesnaturschutzgesetzes 
ermöglicht, quasi für rechtswidrig erklären würde. Ich 
möchte deshalb an dieser Stelle auch ein Stück weit an 
die Vernunft appellieren.

Der Wolf ist zurück in Deutschland, und er wird blei-
ben. Aber Artenschutz beim Wolf ist heutzutage nicht 
mehr Individuenschutz. Was wir in dieser Phase benöti-
gen – und das schulden wir den Menschen, die nicht in 
Großstädten in der dritten oder fünften Etage wohnen, 
sondern in Gebieten, die der Wolf heute nicht meidet –, 
ist ein vorausschauendes und kluges Management. Wir 
dürfen keine Angst haben, diesen Begriff in den Mund zu 
nehmen und zu formulieren, wie wir ihn ausgestalten 
könnten.

Übrigens, meine Damen und Herren: Frankreich 
macht uns das vor. Unbeanstandet von der Europäischen 
Union hat man dort einen Nationalen Handlungsplan 
entwickelt, der ein langsames Ansteigen, also weiteres 
Wachsen der Population hin zum günstigen Erhaltungs-
zustand sicherstellt.

Lassen Sie uns diese Probleme gemeinsam, nüchtern, 
sachlich, ohne Emotionen angehen! Lassen Sie uns zu-
sammen mit dem Bund einen Plan entwickeln, wo Wölfe 
leben können, wo man aber unter Umständen im Sinne 
der Deichsicherheit – Niedersachsen ist Küstenland –
oder in Gebieten, wo man aus Gründen des Naturschutzes 
auf extensive Beweidung angewiesen ist, keine Wölfe 
duldet, die uns Probleme machen, sondern sehr viel kon-
sequenter und frühzeitiger reagieren kann, weil elektrifi-
zierte Zäune und defensive Hunde eben nicht überall eine 
Lösung darstellen.
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Eines ist sicher: Die Situation klärt sich nicht von 
selbst. Wir sollten den Anstand haben, den Menschen in 
Regionen mit problematischen Wölfen nicht länger zu 
sagen: Wir schauen mal, was wird! Wir dürfen sie und 
ihre Haltung nicht ignorieren. Denn wenn Politik den
Anspruch hat, Sicherheit zu gewährleisten und Zukunft 
zu gestalten, dann müssen wir den eingeschlagenen Weg 
konsequent weitergehen.

Niedersachsen ist gerne bereit, sich aktiv in den Pro-
zess zur Konzeption eines notwendigen Nationalen 
Wolfsmanagementplans einzubringen. – Herzlichen 
Dank.

Präsident Dr. Dietmar Woidke: Herzlichen Dank, 
Herr Minister Lies!

Uns liegen keine weiteren Wortmeldungen vor.

Empfehlungen oder Anträge auf Anrufung des Ver-
mittlungsausschusses liegen nicht vor.

Ich stelle daher fest, dass der Bundesrat zu dem Gesetz 
den Vermittlungsausschuss n i c h t  anruft.

Wir haben nun noch über die vom Umweltausschuss 
in Ziffer 2 der Empfehlungsdrucksache vorgeschlagene 
Entschließung zu befinden. Hierzu ist gewünscht, über 
die Entschließung in drei Schritten abzustimmen.

Ich bitte daher um Ihr Handzeichen zunächst für Zif-
fer 2 ohne die letzten drei Sätze. – Minderheit.

Dann bitte ich um Ihr Handzeichen für den drittletzten 
Satz der Ziffer 2. – Minderheit.

Nun noch Ihr Handzeichen für die letzten beiden Sätze 
der Ziffer 2! – Mehrheit.

Damit hat der Bundesrat eine Entschließung gefasst.

Ich beende Tagesordnungspunkt 7.

Wir kommen zu den Tagesordnungspunkten 9 a) 
und b):
TOP 9a)

a) Gesetz zur Vorbereitung der Schaffung von Bau-
recht durch Maßnahmengesetz im Verkehrsbe-
reich (Maßnahmengesetzvorbereitungsgesetz –
MgvG) (Drucksache 41/20)

TOP 9b)

b) Gesetz zur weiteren Beschleunigung von 
Planungs- und Genehmigungsverfahren im 
Verkehrsbereich (Drucksache 44/20)

Wortmeldungen gibt es nicht.

Wir kommen zur Abstimmung und beginnen mit 
Punkt 9 a).

Hierzu liegen Ihnen die Ausschussempfehlungen vor.

In Ziffer 1 wird die Anrufung des Vermittlungsaus-
schusses empfohlen. Ich frage daher, wer Ziffer 1 zu-
stimmen möchte. – Das ist eine sehr überschaubare Zu-
stimmung, null haben wir selten. Also eine Minderheit.

Der Bundesrat hat den Vermittlungsausschuss
n i c h t angerufen.

Es bleibt abzustimmen über die empfohlene Entschlie-
ßung in Ziffer 3. Ihr Handzeichen bitte! – Minderheit.

Damit hat der Bundesrat die Entschließung n i c h t
gefasst.

Wir fahren fort mit Punkt 9 b).

Der Verkehrsausschuss empfiehlt, dem Gesetz zuzu-
stimmen. Wer dem folgen möchte, den bitte ich um das 
Handzeichen. – Mehrheit.

Damit hat der Bundesrat dem Gesetz zugestimmt.

Ich darf den Tagesordnungspunkt beenden.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 10:
TOP 10

Drittes Gesetz zur Änderung des Gemeindever-
kehrsfinanzierungsgesetzes (Drucksache 42/20)

Hierzu gibt es zwei Wortmeldungen. Es beginnt Herr 
Staatsminister Al-Wazir aus Hessen. Bitte sehr.

Tarek Al-Wazir (Hessen): Herr Präsident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Der Entwurf zur Änderung des 
Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes – so lautet der 
Name des GVFG, wenn man es ausspricht –, der den 
Ländern Ende Oktober 2019 zuging, war eine Über-
raschung, und zwar eine positive. Wir Länder hatten hier 
2018 Erwartungen formuliert. Es kommt selten vor, dass 
das, was die Bundesregierung dann vorlegt, die Erwar-
tungen der Länder übertrifft. Ich jedenfalls kann mich 
nicht erinnern, dass das schon mal vorgekommen ist. Ich 
habe mich heute gemeldet, um das ausdrücklich zu wür-
digen.

Das Bundes-GVFG, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
wird 2021 auf 1 Milliarde Euro erhöht, 2025 sollen dann 
schon 2 Milliarden Euro erreicht sein. Die Fördersätze 
werden signifikant erhöht. Ein Beispiel: Für Reaktivie-
rung stillgelegter Schienenstrecken ist in Zukunft ein 
Zuschuss von bis zu 90 Prozent möglich. Auch für die 
Elektrifizierung ist ein solcher Zuschuss möglich. Das ist 
auch dringend nötig, weil wir in Deutschland nur 
60 Prozent unserer Schienenstrecken elektrifiziert haben. 
Zum Vergleich: In der Schweiz ist man bei nahe 
100 Prozent. Das heißt, wir haben da auch viel zu tun. 
Der Bund hat sich jetzt ausdrücklich zur Finanzierung 
dieser Maßnahmen bekannt.

Die Förderung von Straßenbahnen wird erleichtert und 
– ganz wichtig – die Förderung von Planungskosten 
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erstmals eingeführt. Das ist für diejenigen, die solche 
Maßnahmen planen müssen, bevor sie baulich umgesetzt 
werden können, ebenfalls eine gute Nachricht. Und das 
ist mehr als nur ein Schritt in die richtige Richtung.

Warum gab es diese Wende bei der Bundesregierung? 
Weil offensichtlich auch die Bundesregierung jetzt sieht, 
dass wir in Deutschland dringend eine Verkehrswende 
brauchen und dass wir, um diese Verkehrswende umzu-
setzen, natürlich auch Infrastruktur bauen müssen. Des-
wegen ein kurzer Blick zurück, weil ich darauf setze, 
dass man daraus auch für die Zukunft lernt:

2012 ist das GVFG bis Ende 2019 befristet worden. 
Das hat dazu geführt, dass wir einen faktischen Planungs-
stopp hatten, weil Länder und Kommunen natürlich 
nichts mehr geplant haben, von dem sie nicht sicher 
waren, dass es auch finanziert werden konnte. Wir haben 
dann 2014 im Rahmen der Bund-Länder-Verhandlungen 
kräftig dafür kämpfen müssen, dass das Bundes-GVFG 
gerettet wurde und dass wir jetzt in die Situation kom-
men, dass man von vergleichsweise bescheidenen 
333 Millionen im Jahr bundesweit auf 665 Millionen 
dieses Jahr, auf 1 Milliarde nächstes Jahr und perspekti-
visch auf 2 Milliarden kommt. Das ist eine gute Nach-
richt, und das wird hoffentlich dazu führen, dass wir 
besser werden.

Ich will aber sagen, dass es eigentlich bereits 2012 auf 
der Hand lag, dass man im Interesse einer nachhaltigen, 
umweltbewussten und klimaschonenden Verkehrspolitik 
die Rahmenbedingungen verbessern muss. Wenn ich 
noch einen Wunsch frei hätte, dann wäre es eine Anlei-
tung, wie wir die verlorene Zeit aufholen könnten. Aber 
das ist passiert. Deswegen sage ich an dieser Stelle aus-
drücklich: Die 20er Jahre müssen das Jahrzehnt der 
Schiene werden. Sonst werden wir unsere Mobilitäts-
probleme in Deutschland nicht lösen können. Bund, Län-
der, Verkehrsverbünde, Gemeinden werden dazu beitra-
gen müssen, dass wir das wirklich angehen. Denn eine 
solche Planungsunsicherheit können wir uns nicht noch 
mal leisten.

Die Länder sind am Zug. Die Verkehrsverbünde sind 
am Zug. Auch die Bahn ist am Zug; das will ich aus-
drücklich sagen. Planerinnen und Planer, Ingenieurinnen 
und Ingenieure wachsen nicht auf dem Baum. Das heißt, 
wir müssen jetzt wirklich auf allen Ebenen die Voraus-
setzungen dafür schaffen, dass wir diese Mittel dann auch 
verbauen können, wie man so schön sagt. Das sind wir 
der Umwelt schuldig. Das sind wir nachfolgenden Gene-
rationen schuldig. Aber wir sind es nicht zuletzt den 
Millionen von Pendlerinnen und Pendlern schuldig, die 
täglich mit Bus und Bahn zur Arbeit fahren. Deswegen 
ist es richtig, dass dieses GVFG jetzt kommt.

Ein kurzer Satz schon zum nächsten Tagesordnungs-
punkt: Wer erinnert sich noch an die K o c h -
S t e i n b r ü c k - Liste aus dem Jahr 2003? Da wurden 
die Regionalisierungsmittel von einem aufs andere Jahr 

gekürzt. Dann haben wir lange gekämpft und sind bei 
einer Verkehrsministerkonferenz in Kiel am Ende zu 
einer Verteilung zwischen den Ländern gekommen, um 
diese Kürzung rückgängig zu machen. Dass wir jetzt eine 
außerplanmäßige Erhöhung erhalten, zeigt, dass an dieser 
Stelle der Paradigmenwechsel real passiert. Wir müssen 
nur dafür sorgen, dass es vor Ort ankommt, und alles 
dafür tun, die verlorene Zeit nicht aufzuholen, aber jetzt 
mehr Tempo reinzubringen. – Vielen Dank.

Präsident Dr. Dietmar Woidke: Herzlichen Dank, 
Herr Staatsminister!

Das Wort hat Herr Parlamentarischer Staatssekretär 
Ferlemann aus dem Bundesministerium für Verkehr und 
digitale Infrastruktur. Bitte sehr.

Enak Ferlemann, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr und digitale Infrastruktur: Sehr 
geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 
So viel Lob für die Bundesregierung! Das ist ja nicht 
immer so. Herr Staatsminister, ich darf mich herzlich 
dafür bedanken. Es ist auch zu Recht so.

(Heiterkeit)

Zugegeben: Die Bezeichnung „Gemeindeverkehrs-
finanzierungsgesetz“ kommt sehr sperrig daher. Hinter 
diesem Gesetzestitel verbirgt sich allerdings nicht weni-
ger als eine starke Investitionspartnerschaft von Bund 
und Ländern zur Stärkung der Verkehrsverhältnisse in 
unseren Städten und Gemeinden. Das Gesetz hat also 
unmittelbare Wirkung auf die Gestaltung des zukünftigen 
Mobilitätsgeschehens – vor allem im Bereich des öffent-
lichen Personennahverkehrs. Es wirkt damit unmittelbar 
auch auf die Lebensqualität unserer Bürgerinnen und 
Bürger.

Durch das am 30.1. dieses Jahres vom Deutschen 
Bundestag beschlossene Gesetz erhalten die Länder deut-
lich verbesserte Möglichkeiten, insbesondere Vorhaben 
des schienengebundenen ÖPNV anteilig mit Bundesmit-
teln zu finanzieren.

Mit dem Gesetz verbindet sich eine deutliche Mittel-
aufstockung: Die GVFG-Mittel für 2020 werden auf 
665 Millionen Euro verdoppelt. Ab 2021 erhalten die 
Länder 1 Milliarde Euro. Im Jahr 2025 erfolgt eine weite-
re Verdoppelung der Mittel auf Grundlage der Beschlüsse 
des Klimakabinetts auf 2 Milliarden Euro, und ab 2026 
eine Dynamisierung um weitere 1,8 Prozent jährlich.

Damit man das einmal zusammenfasst: Das ist eine 
Versechsfachung der Mittel gegenüber denen, die wir
jahrelang hatten. Das ist schon eine große Leistung.

Zugleich werden die Fördermöglichkeiten deutlich 
erweitert, nicht zuletzt, um eine bessere Mittelinan-
spruchnahme vor Ort zu erreichen – für einen attraktiven 
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ÖPNV, für mehr Klimaschutz, mehr Luftreinhaltung und 
mehr Lebensqualität in Stadt und Land.

Mit dem Wegfall der Förderbeschränkung auf Ver-
dichtungsräume und deren Randgebiete wird das GVFG 
künftig auch für ländliche Regionen geöffnet.

Aus der Fülle des neuen Förderinstrumentariums 
möchte ich nur einige herausgreifen:

Künftig können die Mittel zum Beispiel für die Finan-
zierung der Nahverkehrsanteile von Großknotenprojekten 
eingesetzt werden.

Zusätzlich aufgenommen werden – vor allem zum 
Erreichen unserer Klimaziele – Fördertatbestände, die bis 
2030 befristet sind und nachrangig gefördert werden 
können. Vor allem betrifft dies die Grunderneuerung von 
Anlagen des schienengebundenen ÖPNV, also zum Bei-
spiel die Sanierung von U- und S-Bahnen – eine große 
Diskussion, die wir insbesondere zwischen Bund und 
Ländern hatten. Denn gerade auch die Sicherstellung des 
weiteren Betriebs bestehender Anlagen ist von großer 
Bedeutung für einen leistungsfähigen und attraktiven 
ÖPNV.

Gefördert werden können außerdem Aus- und Neu-
baumaßnahmen von Bahnhöfen und Haltestellen sowie 
kommunale Umsteigeanlagen zum Schienen-ÖPNV, 
sofern sie – auch das ist neu – über Ladestationen für 
alternative Antriebe verfügen. Dies betrifft zum Beispiel 
den Bau und Ausbau von Zentralen Omnibusbahnhöfen.

Erleichtert wird die Inanspruchnahme der Förderung. 
Das Mindestvorhabenvolumen sinkt, je nach Fördersach-
verhalt, auf 30 Millionen beziehungsweise 10 Millionen 
Euro.

Einbezogen in die Förderung werden zudem die Pla-
nungskosten durch Anerkennung einer Pauschale von 
10 Prozent als zuwendungsfähige Kosten, sofern diese 
auch beim Nachweis der Gesamtwirtschaftlichkeit ange-
setzt sind.

Und der Fördersatz des Bundes steigt grundsätzlich 
auf bis zu 75 Prozent.

Auf Grundlage eines Änderungsantrags der Koaliti-
onsfraktionen hat der Deutsche Bundestag zusätzliche 
Verbesserungen beschlossen. So wird die Fördervoraus-
setzung des besonderen Bahnkörpers für Straßenbahnen 
gelockert. Erforderlich ist künftig nur noch eine überwie-
gende Führung „auf besonderem Bahnkörper oder auf 
Streckenabschnitten, die eine Bevorrechtigung der Bah-
nen durch geeignete Bauformen bzw. Fahrleitsysteme 
sicherstellen“. Förderfähig sind künftig zudem Seilbahn-
systeme – auch ein Novum in Deutschland – und Zentrale 
Omnibusbahnhöfe, die als Umsteigeanlagen zum Schie-
nen-ÖPNV fungieren.

Unter dem Strich haben wir – davon bin ich fest über-
zeugt – ein kraftvolles Gesamtpaket geschnürt. Mit der 
umfassenden Novellierung des GVFG festigen wir die 
Investitions- und Finanzierungspartnerschaft zwischen 
Bund und Ländern für einen leistungsfähigen und noch 
attraktiveren ÖPNV und schaffen endlich auch Planungs-
sicherheit.

Ich darf Sie um Ihre Zustimmung bitten und zugleich 
ermuntern, die neuen Fördermöglichkeiten rege zu nut-
zen. – Vielen Dank.

Vizepräsident Daniel Günther: Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor.

Es liegen weder Ausschussempfehlungen noch Lan-
desanträge auf Anrufung des Vermittlungsausschusses 
vor.

Ich stelle daher fest, dass der Bundesrat zu dem Gesetz 
den Vermittlungsausschuss n i c h t  angerufen hat.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 11:
TOP 11

Fünftes Gesetz zur Änderung des Regionalisie-
rungsgesetzes (Drucksache 43/20, zu Drucksache 
43/20)

Hierzu liegen Wortmeldungen vor. Als Erstes hat Herr 
Minister Hermann aus Baden-Württemberg das Wort.

Winfried Hermann (Baden-Württemberg): Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir 
haben soeben vernommen, dass es deutlich mehr Mittel 
zur Förderung des Ausbaus von Verkehrsinfrastruktur 
gibt. Das heißt, die Voraussetzungen werden geschaffen, 
damit öffentlicher Verkehr stattfinden kann: Schienen-
personenverkehr auf guten und neuen Schienenwegen, 
Trassen, die gebaut werden können. Das ist die eine Sei-
te.

Die andere Seite ist das Bestellen von Schienenver-
kehren. Das ist über die Regionalisierungsmittel geregelt, 
über die wir jetzt sprechen.

Bund und Länder haben sich vor einigen Jahren nach 
langem Darben, nach langem Zögern verständigen kön-
nen, dass wir bis 2031 einen kontinuierlichen Aufwuchs 
der Mittel haben, so dass für diejenigen, die bestellen 
müssen, Planbarkeit vorhanden ist. Und wir haben uns 
auf einen neuen Verteilungsschlüssel verständigt, den 
Kieler Schlüssel, der gerechter oder zeitgemäßer ist als 
das, was vorher war. Das war alles gut so. Die Länder 
waren sehr zufrieden. Wir haben das auch reichlich 
genutzt.

Allerdings haben wir immer darauf hingewiesen, dass 
es bei einer Steigerung der Mittel nicht sein darf, dass 
das, was man mehr bekommt, um Züge zu bestellen, 
gleich zur Hälfte bei der DB Netz abgegeben werden 
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muss, weil dort die Preise steigen. Deswegen haben sich 
die Länder darauf verständigt, dass der Deckel der Preis-
steigerung bei den Trassen- und Stationspreisen auf 
1,8 Prozent festgelegt wird – sozusagen eine natürliche 
Inflation, aber eben nicht mehr.

Darauf haben wir immer hingewiesen. Leider hat der 
Bund gar nicht reagiert. Er hätte das Eisenbahnregulie-
rungsgesetz ändern müssen, um diesen Kostendeckel, den 
wir gefordert haben, einzuführen. Das hat er nicht getan. 
Wenn das nicht geändert wird, würde das bedeuten, dass 
wir statt 1,8 Prozent 3,1 Prozent mehr zahlen müssten in 
diesem Bereich. Für mein Land kann ich sagen: Das 
würde fast eine Halbierung der Mittel bedeuten, die wir 
mehr bekommen. Es kann ja wohl nicht im Ernst gemeint 
sein, dass man mehr Mittel an die Länder gibt, damit sie 
mehr Züge bestellen, und sie das danach zur Hälfte abge-
ben. Das ist nicht sinnvoll.

Aus diesem Grund haben die Länder darauf bestanden, 
dies zu ändern. Wir hatten eine breite Mehrheit – um 
nicht zu sagen: fast einmütig waren wir gewillt –, heute 
den Vermittlungsausschuss anzurufen. Bis gestern Abend 
dann endlich die Protokollerklärung vorgelegt worden ist. 
Immerhin! Vom Verfahren her ein bisschen unangemes-
sen spät, finde ich. Das ist der Grund, weshalb wir Län-
der davon Abstand nehmen, heute den Vermittlungsaus-
schuss anzurufen; denn wir wollen, dass es jetzt schnell 
geht.

Wir wollen aber auch, dass das Versprechen hier und 
jetzt und schriftlich kommt, dass Herr Ferlemann erklärt, 
dass § 37 des Eisenbahnregulierungsgesetzes geändert 
wird, wie wir das vorgeschlagen haben, wo wir in der 
Sache auch einig sind. Diese Ansage muss schnell und 
auf jeden Fall zuverlässig kommen. – Vielen Dank.

Vizepräsident Daniel Günther: Als Nächstes hat 
Herr Parlamentarischer Staatssekretär Ferlemann für das 
Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur 
das Wort.

Enak Ferlemann, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr und digitale Infrastruktur: 
Geschätzter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 
Herren! Herzlichen Dank für die engagierte Rede, die 
mich auffordert, das Gesetz heute zustimmungsfähig zu 
machen. Dem will ich gerne nachkommen.

Die Regionalisierungsmittel sind das stärkste Finan-
zierungsinstrument für einen leistungsfähigen Schienen-
personennahverkehr. Sie erst versetzen die Länder in die 
Lage, ein attraktives Nahverkehrsangebot auf die Schiene 
zu bringen – für täglich Hunderttausende Pendler, für 
Millionen weiterer Fahrgäste und nicht zuletzt für mehr 
Klimaschutz.

Seit der Verständigung zwischen der Bundeskanzlerin 
und den Ländern aus den Jahren 2016 und 2017 sind die 
Mittel deutlich erhöht und ab 2017 zudem dynamisiert 

worden. Wir alle haben in Erinnerung, dass der Weg zu 
einer gerechten Mittelverteilung zwischen den Ländern, 
der spätere sogenannte Kieler Schlüssel, ein erheblicher 
Kraftakt war – um es freundlich auszudrücken. Im 
Ergebnis haben sich diese Mühen jedoch gelohnt.

Nicht zuletzt durch die deutlich erhöhte Dotierung der 
Regionalisierungsmittel steigen die Fahrgastzahlen im 
umweltfreundlichen Schienennahverkehr Jahr für Jahr an. 
Die Regionalisierungsmittel haben also eine wahre 
Erfolgsgeschichte geschrieben.

Mit ihren Beschlüssen zum Klimapaket 2030 will die 
Bundesregierung diese Erfolgsgeschichte weiter fort-
schreiben und ausbauen. Flossen 2019 noch rund 
8,6 Milliarden Euro an die Länder, soll dieses Instrument 
nunmehr nachhaltig gestärkt werden. Mit dem vorliegen-
den Gesetz sollen die Mittel von 2020 bis 2031 um insge-
samt rund 5,2 Milliarden Euro verstärkt werden. Im Jahr 
2031 werden den Ländern dann insgesamt 11,25 Milliar-
den Euro zur Verfügung stehen. Dieser zusätzliche Mit-
telaufwuchs schafft Planungssicherheit für mehr Alterna-
tiven zum Auto, für noch mehr Fahrgäste und einen 
attraktiven Schienenpersonennahverkehr, den wir ver-
stärkt auch in die Fläche bringen wollen.

Im Bundesratsverfahren wurde darauf hingewiesen, 
dass die steigenden Finanzmittel den Ländern wegen 
zugleich steigender Trassen- und Stationsentgelte nicht in 
vollem Umfang zur Erreichung der Klimaschutzziele zur 
Verfügung stehen. Der Zusammenhang zwischen dem 
Anstieg der Regionalisierungsmittel und überproportional 
steigenden Trassen- und Stationsentgelten wurde im 
Gesetzgebungsverfahren des Deutschen Bundestages 
ebenfalls gesehen. Die Länder fordern daher in großer 
Einmütigkeit und vehement, das vorliegende Gesetzes-
vorhaben mit einer entsprechenden Änderung des Eisen-
bahnregulierungsgesetzes zu verknüpfen: Es soll sicher-
gestellt werden, dass die Steigerungsrate der Trassen-
und Stationsentgelte auf den Wert der 1,8-prozentigen 
Dynamisierungsrate der Regionalisierungsmittel begrenzt 
wird.

Da wir das Eisenbahnregulierungsgesetz in dieser 
Legislaturperiode ohnehin evaluieren und novellieren 
müssen, war dies von vornherein auch Ziel der Bundes-
regierung. Aber um die mit dem Regionalisierungsgesetz 
verbundenen Finanzwirkungen umfassend der Stärkung 
des Schienenpersonennahverkehrs zuzuführen, und zwar 
schnell, sagt die Bundesregierung bei Zustimmung zum 
vorliegenden Gesetz hiermit zu:

Die Bundesregierung wird unverzüglich, noch in 
diesem Jahr, einen Entwurf zur Novellierung des 
§ 37 Absatz 2 Eisenbahnregulierungsgesetz 
(ERegG) einbringen.

Die Bundesregierung bekennt sich zum Mecha-
nismus der Trassenpreisbremse im Eisenbahn-
regulierungsgesetz. Allerdings würde durch den 
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bisher festgelegten inhaltlichen Zusammenhang 
zwischen der absoluten Höhe der Regionalisie-
rungsmittel sowie der zu zahlenden Trassen- und 
Stationsentgelte die Erhöhung der Regionalisie-
rungsmittel den Ländern nicht in vollem Um-
fang zur Erreichung der Klimaschutzziele zur 
Verfügung stehen. Daher ist die Steigerung der 
Trassen- und Stationsentgelte auf den im Regio-
nalisierungsgesetz festgelegten Wert der Dyna-
misierungsrate von 1,8 Prozent zu begrenzen.

Die Bundesregierung wird die Zusagen aus dieser Pro-
tokollerklärung – wie Sie das von uns gewohnt sind –
verlässlich einlösen.

Zugleich bitte ich im Namen der Bundesregierung, 
dem Gesetzesvorhaben im Lichte dieser Ankündigung 
zuzustimmen. Lassen Sie uns gemeinsam dafür sorgen, 
dass die mit dem Gesetzesvorhaben verbundenen weite-
ren Erhöhungen der Regionalisierungsmittel möglichst 
rasch wirken können – für den Ausbau attraktiver Schie-
nenverkehrsangebote überall in unserem Land, für noch 
mehr Fahrgäste und zur Stärkung unserer gemeinsamen 
Anstrengungen für den Klimaschutz! – Vielen Dank.

Vizepräsident Daniel Günther: Vielen Dank für 
Ihre engagierte Rede!

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. – Ich ver-
weise darauf, dass Herr Parlamentarischer Staatssekre-
tär Ferlemann (Bundesministerium für Verkehr und 
digitale Infrastruktur) eine Erklärung zu Protokoll1

abgegeben hat.

Wir kommen zur Abstimmung. Hierzu liegen Ihnen 
die Ausschussempfehlungen vor.

Wer für die Anrufung des Vermittlungsausschusses 
ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das ist eine 
Minderheit.

Der Bundesrat hat den Vermittlungsausschuss
n i c h t angerufen.

Ich frage daher nun, wer dem Gesetz zuzustimmen 
wünscht. – Das ist die Mehrheit.

Damit hat der Bundesrat dem Gesetz zugestimmt.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 12:
TOP 12

Gesetz zur beschleunigten Beschaffung im Bereich 
der Verteidigung und Sicherheit und zur Opti-
mierung der Vergabestatistik (Drucksache 45/20)

Wortmeldungen liegen nicht vor.

Wir kommen zur Abstimmung. Hierzu liegen Ihnen 
die Ausschussempfehlungen vor.

1 Anlage 2

Der Wirtschaftsausschuss empfiehlt gemäß Ziffer 1, 
dem Gesetz zuzustimmen. Wer dem folgen möchte, den 
bitte ich um das Handzeichen. – Das ist die Mehrheit.

Damit hat der Bundesrat dem Gesetz zugestimmt.

Es bleibt abzustimmen über die empfohlene Entschlie-
ßung.

Bitte Ihr Handzeichen zu Ziffer 2, zunächst ohne 
Buchstaben b und c! – Mehrheit.

Nun Buchstaben b und c gemeinsam! – Minderheit.

Damit hat der Bundesrat eine Entschließung gefasst.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 13:
TOP 13

Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung des Zweiten 
Buches Sozialgesetzbuch (... SGB II-Änderungs-
gesetz) – Antrag der Länder Bremen, Berlin gemäß 
§ 36 Absatz 2 GO BR – (Drucksache 53/20)

Hierzu liegen Wortmeldungen vor. Zunächst Frau 
Senatorin Vogt aus Bremen.

Kristina Vogt (Bremen): Sehr verehrter Herr Präsi-
dent! Sehr verehrte Damen und Herren! Bremen und 
Berlin legen heute dem Bundesrat eine Gesetzesinitiative 
vor, um die Finanzierung öffentlich geförderter Beschäf-
tigung durch die Jobcenter zu verbessern.

Konkret schlagen wir eine Änderung des § 16i Ab-
satz 2 SGB II vor. Sie soll es den Jobcentern ermögli-
chen, künftig Beschäftigung auch nach landesgesetzlich 
geregelten Entgelten zu fördern, die über dem Bundes-
mindestlohn liegen. Das ist bislang nicht möglich. Tarif-
löhne werden ersetzt und gefördert, der Bundesmindest-
lohn auch, landesgesetzliche Regelungen nicht.

In Bremen haben wir derzeit einen Landesmindestlohn 
von 11,13 Euro. Gestatten Sie mir die Bemerkung: Der 
Bundesmindestlohn von 9,35 Euro ist weit davon ent-
fernt, existenzsichernd zu sein. Das heißt, die Menschen, 
die in einer 16i-Maßnahme gefördert werden, müssen 
weiterhin SGB-II-Leistungen beziehen.

Das zum 1. Januar 2019 in Kraft getretene Teilhabe-
chancengesetz hat mit dem neuen Förderinstrument 
„Teilhabe am Arbeitsmarkt“ die Möglichkeit geschaffen, 
Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber durch Lohnkostenzu-
schüsse zu fördern. Voraussetzung ist, dass sie Menschen 
einstellen, die mindestens sechs Jahre Leistungen nach 
dem SGB II beziehen. Langzeitarbeitslose Menschen 
steigen wieder in Beschäftigung ein und haben eine Per-
spektive auf dauerhafte Integration in den Arbeitsmarkt. 
Das ist gut so. Deswegen nutzen die Bundesländer bezie-
hungsweise die Kommunen dieses Instrument.

Trotzdem muss man festhalten, dass die bestehende 
Regelung Hürden enthält, die die Aufnahme von 
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Beschäftigung erschweren. Wir wollen eine dieser Hür-
den abbauen. Das ist Gegenstand der vorliegenden 
Gesetzesinitiative.

Es geht darum, dass Arbeitgeberinnen und Arbeit-
geber, die langzeitarbeitslose Menschen einstellen wollen 
und durch Landesgesetze – zum Beispiel ein Landesmin-
destlohn- oder Tariftreue- und Vergabegesetz – zur Zah-
lung eines Entgeltes verpflichtet sind, das über dem Bun-
desmindestlohn liegt, das bislang nicht in dem Umfang 
wahrnehmen, weil sie die Differenz selber zahlen müs-
sen. Die bisherige Regelung in § 16i Absatz 2 SGB II 
führt dazu, dass weniger Menschen von geförderter 
Beschäftigung profitieren, wenn die Arbeitgeber die 
Differenz tragen müssen.

Ich habe eben gesagt: Tariflöhne können ersetzt wer-
den. Das passiert, und es wäre schön, wir hätten überall 
Tariflöhne. Das ist aber leider nicht der Fall, vor allem
nicht bei kleinen Betrieben, aber auch bei Beschäfti-
gungsträgern und Vereinen. Daher führt die bisherige 
Regelung dazu, dass bei kleinen Betrieben, Beschäfti-
gungsträgern und Vereinen eine Beschäftigung oft nicht 
zustande kommt.

Unserer Meinung nach konterkariert das den ursprüng-
lichen Zweck des Gesetzes, nämlich die Chancen von 
langzeiterwerbslosen Menschen auf Zugang zum 
Arbeitsmarkt zu verbessern. Wir wollen daher diese 
Ungleichbehandlung beenden und eine bessere Finanzie-
rung öffentlich geförderter Beschäftigung durch die Job-
center ermöglichen.

Wir dürfen bei dieser Diskussion nicht vergessen, dass 
wir in den Bundesländern trotz der guten Situation auf 
dem Arbeitsmarkt der letzten Jahre und der wahrhaft 
bestehenden Fachkräfteengpässe weiterhin einen verfes-
tigten Sockel von Langzeitarbeitslosigkeit haben, von 
Menschen, die bisher nicht die Chance hatten, von der 
guten wirtschaftlichen Entwicklung zu profitieren. Diese 
Menschen benötigen häufig auch noch mehr Zeit und 
mehr Unterstützung, um wieder auf dem Arbeitsmarkt 
anzukommen. Daher sind auch Beschäftigungsangebote 
von Beschäftigungsträgern oder gemeinnützigen Verei-
nen durchaus sinnvoll. Diese scheitern aber, wenn es 
landesgesetzliche Regelungen gibt, die mehr als den 
Bundesmindestlohn vorsehen, so dass sie die Differenz 
ersetzen müssen.

Deshalb ist es richtig, die guten und sinnvollen Ansät-
ze des Teilhabechancengesetzes konsequent weiterzu-
entwickeln und bessere Förderbedingungen für langzeit-
arbeitslose Menschen zu schaffen. Für sie ist der Wieder-
einstieg in das Berufsleben besonders schwierig. Wir 
müssen die Perspektiven genau dieser Gruppe von Men-
schen verbessern und bestehende Förderhürden im 
Gesetz abbauen. Dazu soll diese Gesetzesinitiative bei-
tragen.

Ich bitte Sie um Unterstützung im anstehenden Bun-
desratsverfahren und danke für Ihre Aufmerksamkeit.

Vizepräsident Daniel Günther: Als Nächstes hat 
Frau Senatorin Breitenbach aus Berlin das Wort.

Elke Breitenbach (Berlin): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Mit dem Teilhabechancengesetz und 
dem neu eingeführten § 16i wurde auch der Lohnkosten-
zuschuss geschaffen. Bis zu fünf Jahre können Arbeit-
geber Zuschüsse zum Arbeitsentgelt erhalten; das wurde 
eben schon genauer dargestellt. Das führt dazu, dass die 
Chancen langzeiterwerbsloser Menschen, auf dem ersten 
Arbeitsmarkt Fuß zu fassen, verbessert werden.

Die Förderung des Arbeitsentgelts bemisst sich nach 
der Höhe des Bundesmindestlohns von 9,35 Euro – das 
wissen Sie – zum einen, zum anderen ermöglicht der 
Bund aber auch die Förderung des Entgeltes, das Arbeit-
geber aufgrund einer Tarifbindung beziehungsweise 
durch kirchliche Arbeitsrechtsregelungen zahlen, die zur 
Zahlung eines höheren Entgeltes verpflichten. Im Hin-
blick auf das Prinzip der „Guten Arbeit“ – damit wurde 
immer geworben, es wurde gesagt, das ist ein politischer 
Schwerpunkt – ist die Ausweitung der Förderung des 
Bundes auf tarifliche und tariforientierte Bezahlung aus 
Sicht des Landes Berlin sehr zu begrüßen und ein großer 
Fortschritt.

Aber auch Menschen in öffentlich geförderter 
Beschäftigung haben ein Recht darauf, dass ihre Arbeit 
armutsfest ist, dass sie reicht, um ihr Leben zu finanzie-
ren, und dass sie am Ende auch eine armutsfeste Rente 
haben. Eine armutsfeste Rente gibt es mit einem Lohn 
von rund 12,50 Euro. Deshalb – das wissen Sie auch – ist 
die Höhe des Bundesmindestlohnes zu gering.

Auf dieser Grundlage gibt es Länder, die ihren Lan-
desmindestlohn entsprechend erhöht haben oder anheben 
wollen. Berlin gehört dazu. Wir übernehmen hier auch 
eine Verantwortung für „Gute Arbeit“ und wollen vor 
Altersarmut schützen.

Jetzt kommen wir zu dem Problem: Die Arbeitgeber 
erhalten nur einen Lohnkostenzuschuss, der den Bun-
desmindestlohn ins Auge fasst, und die Arbeitgeber, die 
entsprechend dem Landesmindestlohn zahlen müssen, 
werden dadurch benachteiligt. Diese Benachteiligung ist 
nicht hinnehmbar, und sie ist auch nicht erklärbar. „Gute 
Arbeit“ kann nicht nur nach den Spielregeln des Bundes 
gelten, sondern sie muss auch die Landesfacetten berück-
sichtigen. Deshalb bitten wir darum, dass diese 
Ungleichbehandlung von Arbeitgebern aufhört.

Wir bitten mit diesem Antrag darum, dass es auch eine 
Förderung „Guter Arbeit“ und eines armutsfesten Min-
destlohns gibt. Ich bitte, den Gesetzesantrag von Berlin 
und Bremen zu unterstützen, damit wir gemeinsam zu 
guter und armutsfester Arbeit beitragen können.
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Vizepräsident Daniel Günther: Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor.

Ich weise die Vorlage dem Ausschuss für Arbeit, 
Integration und Sozialpolitik – federführend – sowie
– mitberatend – dem Wirtschaftsausschuss zu.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 14:
TOP 14

Entwurf eines Gesetzes zum Schutz von Kindern 
und Jugendlichen in stationären Einrichtungen 
der Kinder- und Jugendhilfe – Änderung des Sozi-
algesetzbuches (SGB) – Achtes Buch (VIII) – Kin-
der- und Jugendhilfe – Antrag der Länder Nordrhein-
Westfalen, Niedersachsen, Schleswig-Holstein –
(Drucksache 621/19)

Das Wort hat Herr Minister Dr. Garg aus Schleswig-
Holstein.

Dr. Heiner Garg (Schleswig-Holstein): Herr Präsi-
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Am 7. Juli 
2017, also vor gut zweieinhalb Jahren, hätte ich gerne im 
Bundesrat schon einmal über die SGB-VIII-Reform 
gesprochen.

Ich wollte damals vom bundesweit beachteten soge-
nannten Friesenhof-Skandal und seinen Auswirkungen in 
Schleswig-Holstein berichten. Dort hatten in einem Par-
lamentarischen Untersuchungsausschuss ein Jahr zuvor 
schutzbedürftige Mädchen ausgesagt, die damals im 
Friesenhof untergebracht waren. Diese Mädchen berich-
teten von Strafsport, stundenlangem „Aussitzen“, Fixie-
rungen, Isolierungen, Ausgangssperren und unqualifizier-
tem Personal. Den Mädchen wurde schweres Leid zuge-
fügt. In der Einrichtung herrschten auch aus Sicht meines 
Hauses untragbare Zustände.

Mein Haus hat diese Einrichtung 2015 schließen las-
sen. Gegen diese Maßnahme setzte sich die Trägerin 
juristisch zur Wehr. Sie begründete dies damit, dass eine 
Kindeswohlgefährdung nicht nachweisbar gewesen und 
eine Erheblichkeitsschwelle nicht erreicht worden sei. 
Die gerichtliche Geltendmachung von Schadensersatzan-
sprüchen gegen das Land Schleswig-Holstein ist eben-
falls bereits öffentlich angekündigt worden.

In erster Instanz hat sich das Gericht dieser Auffas-
sung angeschlossen. Dieses Urteil selbst macht deutlich, 
meine sehr geehrten Damen und Herren, wie dringend 
erforderlich eine Reform des § 45 SGB VIII ist.

Ausschlaggebend für die Rechtmäßigkeit der Ent-
scheidung, die Einrichtung zu schließen, war die Frage, 
ob „das Wohl der Kinder und Jugendlichen in der Ein-
richtung gefährdet ist“. Jedoch sind die Voraussetzungen 
für die Erteilung einer Betriebserlaubnis wesentlich hö-
her: Hier spricht das Gesetz explizit von einer Gewähr-
leistung und nicht von einer Gefährdung des Kindes-
wohls. Eine Reform des Sozialgesetzbuchs VIII würde 

im Hinblick auf die Zuverlässigkeit gerade bedeuten, 
dass die Voraussetzungen für einen Widerruf genauso 
hoch sind wie jene für die Erteilung einer Betriebserlaub-
nis. Die Einrichtungsaufsicht könnte dann auf einer ent-
sprechenden rechtlichen Grundlage schneller und wir-
kungsvoller eingreifen.

Eine Reform des Sozialgesetzbuchs VIII ist also aktu-
eller denn je. Bis heute fehlen aber notwendige rechtliche 
Instrumentarien, um erforderliche aufsichtliche und ord-
nungsrechtliche Maßnahmen schneller und wirksamer 
ergreifen zu können.

Damals wie heute ist klar: Das Sozialgesetzbuch VIII 
muss eine höhere Schlagkraft bekommen. Die Kinder-
und Jugendhilfe hat eine Garantenstellung für das Wohl 
von Kindern und Jugendlichen, insbesondere dann, wenn 
diese in Verantwortung der öffentlichen Jugendhilfe in 
Einrichtungen im Inland oder in Auslandsmaßnahmen 
untergebracht sind. Damit sie diese Garantenstellung 
auch wirksam wahrnehmen und ausüben kann, muss der 
rechtliche Rahmen für die Einrichtungsaufsicht und für 
die Zulässigkeit von Auslandsmaßnahmen im Hinblick 
auf das Schutzbedürfnis der Kinder und Jugendlichen 
weiterentwickelt werden.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, was ist seit 
2017 passiert? Bei der rechtlichen Stärkung der Einrich-
tungsaufsicht lässt sich das bedauerlicherweise sehr 
knapp beantworten: Wir sind bis zum heutigen Tag kei-
nen einzigen Schritt weitergekommen. Dabei sind in der 
Zwischenzeit in anderen Bundesländern wieder neue 
Skandale publik geworden.

Es besteht also nach wie vor die dringende Notwen-
digkeit, dass der Gesetzgeber hier tätig wird und insbe-
sondere die Stellung der Einrichtungsaufsicht in § 45 
Sozialgesetzbuch VIII neu regelt. Hier geht es um den 
Schutz des Wohls von Kindern und Jugendlichen. Das ist 
eine zentral wichtige Angelegenheit. Es geht darum, der 
Einrichtungsaufsicht mehr Möglichkeiten zu geben, um 
diejenigen jungen Menschen vor Übergriffen, Demüti-
gungen und sonstigen Ereignissen zu schützen, die unse-
ren Schutz am allernotwendigsten brauchen.

Der Bund wollte die Stärkung der Einrichtungsaufsicht 
im Rahmen einer größer angelegten Sozialgesetzbuch-
VIII-Reform regeln. Vor allem die Änderungen zu Ent-
geltvereinbarungen und Standards der Einrichtungen bei 
unbegleiteten minderjährigen geflüchteten Menschen 
riefen damals Widerstand in einzelnen Bundesländern 
hervor. Deswegen wurde das Thema im Juli 2017 nicht 
behandelt.

Der bundesweite Reformprozess des SGB VIII hat 
seitdem noch nicht die gewünschten Ergebnisse gebracht. 
Der Bund bemüht sich nach wie vor, mehrere Reform-
bestandteile in einem Verfahren zusammenzuführen. Er 
hat dazu unter anderem einen Dialogprozess angestrengt. 



16 Bundesrat – 985. Sitzung – 14. Februar 2020

Auch mir ist daran gelegen, dass dieser Prozess zum 
Erfolg geführt wird.

Aber was die Stärkung der Einrichtungsaufsicht und 
die Zulässigkeit von Auslandsmaßnahmen angeht, brau-
chen wir ein beschleunigtes Verfahren. Die Neuregelung 
dieser Teilbereiche des SGB VIII sollte daher aus Sicht 
Schleswig-Holsteins und anderer Länder vorgezogen 
werden.

Die Skandale der jüngsten Vergangenheit machen 
eines klar: In dieser Sache besteht dringender Hand-
lungsbedarf. Kinder und Jugendliche vor Gewalt, Ernied-
rigungen und Demütigungen zu schützen – ich finde, 
damit können und damit sollten wir nicht warten. Dafür 
hat kein Mensch in diesem Land Verständnis. Die so 
dringend gebotene Stärkung der Einrichtungsaufsicht darf 
nicht weiter aufgeschoben, sondern muss jetzt durch eine 
gesonderte Initiative angepackt werden.

Ich möchte an dieser Stelle betonen, dass diese Initia-
tive nicht den Reformbedarf des SGB VIII und das von 
Ministerin G i f f e y vorgenommene Verfahren in 
Frage stellt. Es geht hier nicht um Vorwürfe in Richtung 
des Bundesfamilienministeriums. Wir brauchen aber 
schnell ein Instrumentarium für diesen Teilaspekt, um 
Kinder und Jugendliche wirksam schützen zu können.
Gemeinsam mit Nordrhein-Westfalen und Niedersachsen 
bringt Schleswig-Holstein daher diese Initiative zur Neu-
regelung der §§ 36b und 45 ff SGB VIII ein.

Die Initiative greift die einzelnen Punkte des damali-
gen Gesetzentwurfs der Bundesregierung zur gesamten 
Neuregelung des SGB VIII auf, lässt die strittigen Punkte 
zu unbegleiteten minderjährigen Ausländern aber be-
wusst aus. Durch diese Neuregelung werden die Voraus-
setzungen für die Erteilung einer Betriebserlaubnis für 
Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe verschärft 
und gleichzeitig die Kontroll- und Interventionsmöglich-
keiten der Aufsichtsbehörden deutlich erweitert. So kann 
die Betriebserlaubnis aufgehoben werden, wenn die 
Voraussetzungen für die Erteilung nicht mehr vorliegen. 
Außerdem werden die Rechte der jungen Menschen in 
Einrichtungen gestärkt, und die Regelungen zur Zuläs-
sigkeit von Auslandsmaßnahmen werden zusammenge-
führt, konkretisiert und verschärft.

Ich wünsche mir, dass wir im Sinne des Wohles unse-
rer Kinder und Jugendlichen hier, an dieser Stelle, ent-
scheiden. – Danke fürs Zuhören.

Vizepräsident Daniel Günther: Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor.

Zur Abstimmung liegen Ihnen die Ausschussempfeh-
lungen vor. Bitte das Handzeichen für:

Ziffer 1! – Mehrheit.

Ziffer 2! – Minderheit.

Wer ist dafür, den Gesetzentwurf nach Maßgabe der 
vorangegangenen Abstimmungen beim Deutschen Bun-
destag einzubringen? – Mehrheit.

Damit hat der Bundesrat beschlossen, den Gesetz-
entwurf beim Deutschen Bundestag einzubringen.

Wir sind übereingekommen, Herrn Minister 
Dr. Stamp (Nordrhein-Westfalen) zum Beauftragten zu 
bestellen.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 15:
TOP 15

Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung des Bundes-
zentralregistergesetzes – Zeitlich unbegrenzte Auf-
nahme von Verurteilungen wegen sexuellen Miss-
brauchs von Kindern u. a. in das erweiterte Füh-
rungszeugnis – Antrag der Länder Baden-
Württemberg und Nordrhein-Westfalen, Saarland –
(Drucksache 645/19)

Dem Antrag ist Bayern beigetreten.

Wortmeldungen liegen nicht vor.

Aus den Ausschussempfehlungen rufe ich zur Ab-
stimmung auf:

Ziffer 1! – Mehrheit.

Ziffer 2! – Minderheit.

Wer dafür ist, den Gesetzentwurf in der soeben fest-
gelegten Fassung beim Deutschen Bundestag einzu-
bringen, den bitte ich um das Handzeichen. – Mehrheit.

Dann ist so beschlossen.

Wie vereinbart, wird Herr Minister Wolf (Baden-
Württemberg) zum Beauftragten bestellt.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 58:
TOP 58

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Netzwerk-
durchsetzungsgesetzes zum Zweck der Erleichterung 
der Identifizierbarkeit im Internet für eine effektivere 
Bekämpfung und Verfolgung von Hasskriminalität
– Antrag der Länder Niedersachsen, Mecklenburg-
Vorpommern gemäß § 36 Absatz 2 GO BR –
(Drucksache 70/20)

Hierzu liegen Wortmeldungen vor. Als Erstes hat das 
Wort Herr Minister Pistorius aus Niedersachsen.

Boris Pistorius (Niedersachsen): Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! In den vergangenen Jahren erle-
ben wir in unserer Gesellschaft und insbesondere im 
Internet eine besorgniserregende Entwicklung: Menschen 
werden dort ganz unverhohlen direkt angefeindet, belei-
digt, bedroht und verleumdet. Der Respekt und die Tole-
ranz gerade gegenüber politisch Andersdenkenden neh-
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men rapide ab. Diese Formen der Hasskriminalität im 
Internet sind eine große Gefahr für den Zusammenhalt 
und das Zusammenleben unserer freien, offenen und 
demokratischen Gesellschaft.

Das zeigten zuletzt Rücktritte von Bürgermeisterinnen 
und Bürgermeistern in unserem Land auch aufgrund 
solcher ganz persönlicher direkter Bedrohungen der 
Betroffenen und ihrer Familien. Ich halte das für einen 
inakzeptablen und unerträglichen Zustand. Wenn es um 
sich greift, dass Mandatsträger, Amtsträger ihre Aufga-
ben niederlegen oder nicht wieder kandidieren, dann, 
meine Damen und Herren, stirbt die Demokratie letztlich 
von unten, weil das Fundament erodiert, auf dem wir alle 
stehen.

Diejenigen, die sich in dieser Art und Weise im Inter-
net betätigen, posten ihre Hassbotschaften in der Regel 
unter dem Deckmantel anonymer Accounts. Für Sicher-
heits- und Strafverfolgungsbehörden ist es schwierig, die 
Verursacher zu identifizieren, und Strafverfahren müssen 
aufgrund des Ermittlungsaufwands viel zu oft eingestellt 
werden, weil der Zugriff auf IP-Adressen und anderes 
fehlt.

Als Land Niedersachsen bringen wir daher gemeinsam 
mit Mecklenburg-Vorpommern einen Gesetzesantrag zur 
Änderung des Netzwerkdurchsetzungsgesetzes in den 
Bundesrat ein. Dieser Antrag beinhaltet zwei ganz 
wesentliche Punkte, mit denen wir Hass und Hetze im 
Internet effektiv bekämpfen wollen:

Zum einen wollen wir diejenigen, die auf Internetplatt-
formen beleidigen, bedrohen und verleumden, durch die 
Einführung einer Identifikationspflicht leichter ermitteln 
und einer schnelleren Strafverfolgung zuführen.

Zum anderen müssen die Identifikationspflicht, die wir 
einführen wollen, sowie die bereits im Gesetzentwurf des 
BMJV vorgesehenen Melde- und Löschverpflichtungen 
im Netzwerkdurchsetzungsgesetz auch auf Anbieter von 
Spieleplattformen ausgeweitet werden. Auch dort gibt es 
nämlich Messengerplattformen und -dienste oder sonstige 
Kommunikationswege, die ebenfalls zunehmend zur 
Verbreitung von Hassbotschaften genutzt werden. So war 
unter anderem der Mörder von Halle auf einer solchen 
Spieleplattform unterwegs und hat dort kommuniziert.

Konkret wollen wir mit unserer Gesetzesinitiative 
einen neuen § 3a Netzwerkdurchsetzungsgesetz einfüh-
ren. Dieser sieht vor, dass die Anbieter sozialer Netzwer-
ke sowie die Betreiber von Spieleplattformen verpflichtet 
werden, bei der ersten Registrierung ihrer Kundinnen und 
Kunden auf der Plattform einmalig deren Identität festzu-
stellen. Das betrifft die Angabe des Namens, der 
Anschrift und des Geburtsdatums. Auch die Identitäten 
der angemeldeten User müssen spätestens nach einer 
Übergangsfrist von zwei Jahren nach Inkrafttreten der 
Gesetzesänderung festgestellt werden.

Ich möchte betonen: Wir wollen keine Klarnamen-
pflicht. Nutzerinnen und Nutzer sollen auch weiterhin 
Pseudonyme und Nicknames in ihren Profilen verwenden 
dürfen. Es geht darum, dass deren Daten hinterlegt sind 
und erst dann an die Sicherheits- und Strafverfolgungs-
behörden weitergegeben werden, wenn es zu Straftaten 
kommt. Diese Pflicht zur Identifizierung verhindert eben, 
dass das Internet als rechtsfreier Raum wahrgenommen 
wird, in dem eine Strafverfolgung ja ohnehin nicht zu 
erwarten ist. Das Internet ist kein Sherwood Forest für 
Outlaws, sondern ein Spiegelbild unserer Gesellschaft 
und muss deshalb auch entsprechenden Regeln unterwor-
fen werden.

Dabei ist mir wichtig, dass die Sicherheits- und Straf-
verfolgungsbehörden diese Bestandsdaten nur abfragen 
dürfen, wenn dies für Zwecke der Strafverfolgung oder 
der Gefahrenabwehr, zum Beispiel um Straftaten zu ver-
hindern, erforderlich ist. Eine entsprechende Rechts-
grundlage, die eine Abfrage der Bestandsdaten zu diesen 
Zwecken ermöglicht, ist bereits im Telemediengesetz 
vorhanden und musste daher nicht neu formuliert werden.

Meine Damen und Herren, die von uns beabsichtigte 
Gesetzesänderung soll auch eine abschreckende und 
erzieherische Wirkung entfalten. Wir wollen damit deut-
lich machen: Es wird eine rote Linie überschritten, wenn 
Menschen persönlich beleidigt, bedroht und verleumdet 
werden. Und es darf kein Unterschied sein, ob das in der 
virtuellen Welt – im Internet – oder in der analogen Welt 
passiert. Ein solches Verhalten wird weder in der analo-
gen noch in der digitalen Welt toleriert, sondern muss 
Konsequenzen haben, muss konsequent bestraft werden. 
Das ist auch ein Ausdruck unseres funktionierenden und 
wehrhaften Rechtsstaates.

Insofern hoffe ich, dass der Bundesrat dem Gesetz-
entwurf zustimmen wird und wir damit ein starkes Signal 
gegen Hass und Hetze im Internet setzen. – Vielen Dank.

Vizepräsident Daniel Günther: Als Nächstes hat 
das Wort Herr Minister Caffier aus Mecklenburg-
Vorpommern.

Lorenz Caffier (Mecklenburg-Vorpommern): Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Wenn wir über das Miteinander in unserer 
Gesellschaft reden, dann ist gerade in den letzten Mona-
ten immer wieder betont worden: Wir müssen denen 
entgegentreten, die Hass und Häme verbreiten. Ob beim 
Kampf gegen Rechtsextremismus, ob bei Themen wie 
Cybermobbing oder bei der Frage, welchen Anfeindun-
gen Ehrenamtler, zum Beispiel auch Kommunalpolitiker, 
ausgesetzt sind: Immer wieder diskutieren wir darüber, 
wie wir Menschen besser schützen können und Straftäter 
besser ermitteln beziehungsweise verfolgen können.

Das Internet und die sozialen Netzwerke sind aus 
unser aller Leben nicht mehr wegzudenken. Wenn sich 
das gesamte Leben in sozialen Netzen abspielt und 
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wiederfindet, dann heißt das eben auch, dass wir all das, 
wozu der Mensch fähig ist, auch dort finden. Das alles 
wissen wir, das alles beklagen wir immer wieder.

An dieser Stelle ist es deshalb höchste Zeit, einen 
Schritt zu gehen, mit dem wir zumindest bei der Verfol-
gung von Straftaten weiterkommen. „Das Netz ist kein 
rechtsfreier Raum“ – wahrscheinlich gibt es keinen ande-
ren Satz, den zumindest Innenpolitiker oder Juristen in 
den letzten Monaten und Jahren so häufig wiederholt 
haben, soweit es um die Frage des Internets ging.

Aber was erleben wir konkret? Wir sehen, dass 
Anonymität dazu führt, dass sich auch Straftäter relativ 
sicher sein können, dass Verfolgungsbehörden den gro-
ßen Aufwand scheuen. Die Wahrnehmung von Tätern ist 
also: Im Internet kann ich Dinge tun, für die ich außer-
halb des Netzes schneller zur Rechenschaft gezogen 
werden kann. Die Wahrnehmung von Opfern ist übrigens 
spiegelbildlich die gleiche. Und die Ermittlungsbehörden 
merken: In der digitalen Welt fehlen uns Instrumente, um 
zum Beispiel gegen Hass und Hetze vorzugehen.

Ja, das Internet ist kein rechtsfreier Raum. Aber wenn 
alle Beteiligten sehen, dass dort Straftaten leichter zu 
begehen und schwerer zu verfolgen sind als in der analo-
gen Welt, dann stimmt etwas nicht. Viele von uns hier im 
Saal sind in sozialen Netzen selbst schon Opfer von Hass 
und Hetze geworden. Deshalb ist das ein Thema, das uns 
nicht nur als verantwortliche Politiker zum Schutz der 
Menschen bewegt, sondern auch den persönlichen Erfah-
rungsbereich berührt. Wir wissen aus persönlicher Erfah-
rung vielleicht auch, was all das für Familien, Angehöri-
ge oder Freunde bedeutet.

Aber ganz unabhängig davon, inwieweit die Politik 
und wir Politiker betroffen sind: Ich möchte eine Gesell-
schaft, in der wir Hass, Hetze und Gewalt immer ent-
schieden entgegentreten. Wenn das bisher im Internet 
nicht in dem Maß geschieht, wie es unser aller Erwar-
tungshaltung ist, dann müssen wir Gesetze ändern.

Mit der vorliegenden Initiative aus Niedersachsen und 
Mecklenburg-Vorpommern schlagen wir diesen Weg ein. 
Und ich sage gleich zu Beginn: Es ist ein Weg, mit dem 
wir die Klarnamenpflicht, die ja einige fordern, umgehen 
und trotzdem den heutigen unbefriedigenden Zustand 
verbessern.

Um sich bei einer Plattform wie Twitter anzumelden, 
wählen Sie heute einen beliebigen Namen und nutzen 
eine beliebige E-Mail-Adresse. Das war’s. Dieses Proze-
dere können Sie beliebig übertragen auf andere Plattfor-
men, auch, wie Kollege Pistorius ausführte, auf Spiele-
plattformen. Wenn wir sehen, welches Maß an Hass und 
Hetze auf diesen Plattformen möglich ist, dann reichen 
diese Daten eben nicht aus, weil sie im Fall von Straf-
taten eine Verfolgung praktisch unmöglich machen.

In der vom Institut für Demokratie und Zivilgesell-
schaft ausgewerteten Studie „Hass im Netz“ aus dem 
letzten Jahr gab die Hälfte der über 7.000 Befragten an, 
sich als Reaktion auf Hassreden seltener zu ihrer Mei-
nung zu bekennen und sich seltener an Debatten auch im 
Netz zu beteiligen. Diese Art der Einschüchterung sollte 
uns aufrütteln. Und sie sollte uns handeln lassen.

Mir ist auch bewusst, dass damit der Tonfall in sozia-
len Medien nicht von heute auf morgen ein anderer wird. 
Aber wir erleichtern unseren Behörden die Arbeit bei der 
Verfolgung. Und so, wie die Einschüchterung und der 
Rückzug aus solchen Foren ein schleichender Prozess ist, 
so ist auch der umgekehrte Weg – zurück – lang. Aber 
wir müssen ihn beginnen, auch und gerade weil wir wis-
sen, dass Worten irgendwann Taten folgen. Es ist ja kein 
Zufall, dass wir bei Angriffen, auch bei Ereignissen wie 
dem schrecklichen Anschlag in Halle oder dem Mord an 
Regierungspräsident L ü b c k e in Hessen immer wie-
der über Radikalisierung im Netz und über Hass im Netz 
reden. Natürlich gibt es keinen zwingenden Schritt von 
Hasssprache auf Facebook zu einem solchen Mord. Aber 
zur Konsequenz des Rechtsstaates gehört es unbedingt, 
dass wir dort ein Stoppschild setzen, wo das friedliche 
Miteinander ins Rutschen zu kommen droht.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir alle waren uns
– zumindest unmittelbar nach dem Anschlag von Halle –
im Rahmen einer Sondersitzung der Innenminister einig, 
dass der Kampf gegen Rechtsextremismus zu intensivie-
ren ist. Einer der Beschlüsse lautete:

Die Innenminister und -senatoren der Länder 
und der Bundesinnenminister sehen dabei auch 
in den Maßnahmen im Bund und in den Ländern 
zur Feststellung von Hass und Hetze im Internet 
einen wichtigen Ansatz, den es zu stärken und 
auszubauen gilt, um die Verantwortlichen aus 
der Anonymität des Netzes herauszuholen.

Genau das tun wir mit der vorliegenden Initiative. 
Denn es darf in einer so grundlegenden Frage des Mitei-
nanders nicht einfach bei einem Appell bleiben, der dann 
Applaus bekommt, wenn ein solcher feiger Doppelmord 
geschieht. Wir haben mit dem Vorschlag, den Minister 
Pistorius federführend erarbeitet hat, die Möglichkeit, 
genau das Vereinbarte konkret umzusetzen.

Wir bitten Sie um Unterstützung in den entsprechen-
den Fachausschüssen und würden uns sehr freuen, wenn 
wir hier einen Schritt in dieser Frage vorankommen wür-
den. – Herzlichen Dank.

Vizepräsident Daniel Günther: Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor.

Ich weise die Vorlage dem Rechtsausschuss – feder-
führend – sowie dem Ausschuss für Innere Angelegen-
heiten und dem Wirtschaftsausschuss – mitberatend –
zu.
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Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 17:
TOP 17

Entwurf einer Dritten Verordnung zur Änderung 
der Ersten Verordnung zum Sprengstoffgesetz
– Antrag des Landes Berlin – Geschäftsordnungsan-
trag des Landes Berlin – (Drucksache 617/19)

Wortmeldungen hierzu liegen nicht vor. – Frau Sena-
torin Kalayci (Berlin) hat für Frau Senatorin Breitenbach 
eine Erklärung zu Protokoll1 abgegeben.

Berlin hat Vertagung beantragt. Wer für Vertagung ist, 
den bitte ich um das Handzeichen. – Das ist die Mehrheit.

Damit sind die Beratungen zu diesem Tagesord-
nungspunkt vertagt.

Zur gemeinsamen Beratung rufe ich die Tagesord-
nungspunkte 18 a) und b) auf:
TOP 18a)

a) Entschließung des Bundesrates zur Änderung des
Verbraucherinformationsgesetzes (VIG) und
des Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbu-
ches (LFGB) – Antrag des Landes Rheinland-
Pfalz – (Drucksache 657/19)

TOP 18b)

b) Entschließung des Bundesrates zur Änderung des
Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuches
(LFGB) – Antrag der Länder Rheinland-Pfalz und 
Hessen – (Drucksache 658/19)

Wortmeldungen liegen nicht vor.

Wir kommen zur Abstimmung. Ich beginne mit 
Punkt 18 a).

Wir stimmen zunächst über die Änderungsempfehlung 
des Wirtschaftsausschusses in Ziffer 1 ab. Wer für diese 
Änderung ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Mehr-
heit.

Wir kommen zur Schlussabstimmung: Wer dafür ist, 
die Entschließung, wie soeben festgelegt, zu fassen, den 
bitte ich um das Handzeichen. – Mehrheit.

Dann ist so beschlossen.

Wir kommen zu Punkt 18 b).

Wir stimmen zunächst über die Änderungsempfehlung 
des Wirtschaftsausschusses in Ziffer 1 ab. Wer für diese 
Änderung ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Min-
derheit.

Dann frage ich, wer dafür ist, die Entschließung, wie 
in Ziffer 2 empfohlen, unverändert zu fassen. – Das ist 
die Mehrheit.

Dann ist so beschlossen.

1 Anlage 3

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 19:
TOP 19

Entschließung des Bundesrates zur A1-Bescheini-
gung – Antrag des Landes Niedersachsen gemäß 
§ 36 Absatz 2 GO BR – (Drucksache 35/20)

Dem Antrag ist das Saarland beigetreten.

Dazu liegt eine Wortmeldung vor von Herrn Minister 
Dr. Althusmann aus Niedersachsen.

Dr. Bernd Althusmann (Niedersachsen): Sehr 
geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Die meisten von uns verbinden mit der A1 mög-
licherweise die Autobahn zwischen der Ostsee und dem 
Saarland. Für viele vorwiegend mittelständische Unter-
nehmen ist die A1-Bescheinigung ein Symbol für unnöti-
ge Bürokratie, Langsamkeit und sperriges Verwaltungs-
verfahren.

„A1-Bescheinigung“, das hört sich auf den ersten 
Blick ganz harmlos an. Dazu gehören aber weitere 
Bestimmungen, zum Beispiel die Durchsetzungsrichtlinie 
zur EU-Entsenderichtlinie, die Verordnung zur Koordi-
nierung der Systeme der sozialen Sicherheit und deren 
Durchführungsverordnungen sowie weitere Melde- und 
Informationspflichten. Gut, dass wir so etwas haben.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Europäi-
sche Union steht heute für die Freiheit des Waren-, Rei-
se-, Dienstleistungs- und Kapitalverkehrs. Nun schränken 
wir gerade die Dienstleistungsfreiheit, die Reisefreiheit, 
ein Stück Freizügigkeit innerhalb der Europäischen Uni-
on deutlich ein. Wer nämlich für eine kurzfristige Dienst-
reise oder eine handwerkliche Tätigkeit, beispielsweise 
im Rahmen eines Wartungsvertrags, ins europäische 
Ausland fahren muss, der unterliegt der Vorabbeantra-
gungspflicht einer A1-Bescheinigung. Damit soll er 
nachweisen, dass er in seinem Heimatland sozialversiche-
rungspflichtig beschäftigt ist.

Dies ist grundsätzlich richtig, um Sozialversiche-
rungsbetrug zu verhindern. Nur haben wir mit der A1-
Bescheinigung ein im Rahmen der technischen Umset-
zung einer seit 2010 – also zehn Jahre – geltenden Rege-
lung ein bürokratisches Monstrum geschaffen, das kurz-
fristige Dienst- und Geschäftsreisen oder die Entsendung 
von Mitarbeitern ins europäische Ausland fast unmöglich 
macht, zumindest erheblich behindert. Gut gemeint ist 
halt noch lange nicht gut gemacht.

Obwohl das Antragsverfahren inzwischen digitalisiert 
wurde, kann es im Einzelfall bis zu zwei Wochen dauern, 
bis die Arbeitnehmer eine Bescheinigung erhalten. Dabei 
ist die Bescheinigung für jeden auch noch so kurzfristi-
gen Arbeitseinsatz oder jede noch so kurze geschäftliche 
Reise vorab zu beantragen und mitzuführen. Ein sponta-
nes Treffen in Brüssel oder ein kurzfristiger Hand-
werkseinsatz im grenznahen Raum werden dadurch mas-
siv erschwert, wenn nicht sogar unmöglich gemacht.
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Das ist aber gerade nicht das Ziel des europäischen 
Binnenmarktes. Wir dürfen die Ziele Europas und des 
Binnenmarktes nicht durch eine protektionistische, büro-
kratische Umsetzung europäischer Regeln gefährden. 
Von beruflicher Flexibilität oder der Freiheit im Binnen-
markt kann insofern keine Rede sein. Das wollen und das 
müssen wir ändern.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Reisen, 
Dienstreisen ins Ausland werden aber nicht nur durch die 
komplexe Praxis der A1-Bescheinigung erschwert. Es 
gibt eine Reihe von EU-Mitgliedstaaten, die weitere 
unterschiedliche Forderungen und Verfahren eingeführt 
haben, um diese Bescheinigung zu ergänzen. Da werden 
in Kopie Arbeitsverträge, Arbeitszeitnachweise und 
Gehaltsabrechnungen gefordert. Das ist völlig überzoge-
ner Protektionismus. Das ist schädlich für unsere Wirt-
schaft in Deutschland und in Europa, im Übrigen auch 
schädlich für die Wissenschaft, die Kommunen und viele 
Sozialverbände. Wie soll eigentlich ein kleines Hand-
werksunternehmen das hinbekommen? Wie soll es den 
Kampf gegen diesen Bürokratiewahn aufnehmen? Es 
wird im Regulierungswirrwarr letztendlich unterliegen.

Mit unserer Bundesratsinitiative sollen zukünftig 
Dienst- und Geschäftsreisen von Beschäftigten bis zu 
einer Woche ganz ohne Meldung sowie ohne Vorlage 
weiterer Unterlagen und Verpflichtungen ermöglicht 
werden. Um auch den Anmeldeprozess zu vereinfachen, 
soll eine EU-weite Online-Meldeplattform eingerichtet 
werden. Diese bürokratischen Vereinfachungen sollen 
aber nicht darüber hinwegtäuschen, dass die Europäische 
Kommission auch weiterhin konsequent gegen Schwarz-
arbeit und Sozialdumping vorgehen muss.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Bundesmi-
nister A l t m a i e r  und Bundesminister H e i l  
haben bereits im vergangenen Monat gegenüber den 
deutschen Abgeordneten des Europäischen Parlaments 
dafür geworben, kurze und kurzfristige Tätigkeiten im 
EU-Ausland von der vorherigen Antragspflicht einer A1-
Bescheinigung zu befreien. Das ist der richtige Weg. Nur 
zusammen mit der Bundesregierung und Brüssel können 
wir zu positiven Veränderungen kommen.

Mein Ziel ist es – unser Ziel sollte es sein –, die Dinge 
für unsere mittelständischen Unternehmen in Deutsch-
land nicht komplizierter, sondern einfacher zu machen. –
Ich danke für die Aufmerksamkeit.

Amtierende Präsidentin Lucia Puttrich: Besten 
Dank!

Es gibt keine weiteren Wortmeldungen.

Ich weise die Vorlage zur Beratung dem Ausschuss 
für Fragen der Europäischen Union – federführend –
sowie dem Ausschuss für Arbeit, Integration und 
Sozialpolitik und dem Wirtschaftsausschuss – mitbera-
tend – zu.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 20:
TOP 20

Entschließung des Bundesrates zur Vermeidung von 
Lieferengpässen von Medikamenten – Antrag der 
Länder Hessen, Rheinland-Pfalz gemäß § 36 Ab-
satz 2 GO BR – (Drucksache 57/20)

Hierzu spricht Frau Staatsministerin Bätzing-
Lichtenthäler aus Rheinland-Pfalz.

Sabine Bätzing-Lichtenthäler (Rheinland-Pfalz): 
Vielen Dank, sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Das Problem von Lieferengpässen 
im Arzneimittelbereich ist kein neues Thema, aber es hat 
eine neue Dimension erreicht.

Zum einen ist die Zahl der gemeldeten Lieferengpässe 
in den letzten fünf Jahren von 30 auf 300 gestiegen. Zum 
anderen betreffen die Versorgungseinschränkungen seit 
Kurzem nicht mehr nur die Spezialpräparate, beispiels-
weise für die klinische Krebstherapie, sondern sie treten 
zunehmend auch im ambulanten Bereich auf, auch bei 
sogenannten Bagatellarzneimitteln wie Vitaminen, Hor-
monen, Schmerz- und fiebersenkenden Präparaten.

Hintergrund dieser Entwicklung sind die verstärkten 
Globalisierungstendenzen bei der Produktion von Wirk-
stoffen und Arzneimitteln, die auf wenige Betriebsstätten 
begrenzt ist, die aber für die weltweite Belieferung ver-
antwortlich sind. Wenn es zu einem qualitäts- oder einem 
kapazitätsbedingten Ausfall dieser zentralen Herstel-
lungsbetriebe kommt, dann ist dies zwangsläufig mit 
globalen Lieferengpässen verbunden.

Aktuell verschärft sich die Situation beispielsweise 
durch die akute Infektionslage in Wuhan, China; denn in 
dieser Region sind zentrale Produktionsstätten für Arz-
neimittel weltweit.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, diese Entwicklung 
zeigt uns ganz deutlich, wohin die Abhängigkeit von 
einer zentralen Produktionsstätte führen kann. Deshalb 
müssen wir zu einer qualitätsgesicherten Arzneimittel-
produktion in Europa und Deutschland zurückkehren.

Darüber hinaus stellen wir weltweit zunehmend die 
Tendenz fest, dass die Hersteller die entsprechenden 
Arzneimittel nicht mehr bevorraten, sondern just in time 
liefern. In einem Land wie Deutschland mit einem hoch 
differenzierten und gut entwickelten Gesundheitssystem 
sollten solche oft monatelangen Liefereinschränkungen 
nicht hingenommen werden. Monatelange Lieferein-
schränkungen sind schlichtweg nicht akzeptabel. Denn 
Arzneimittelversorgung ist Grundversorgung. Die Patien-
tinnen und Patienten haben ein Recht auf Arzneimittel-
versorgung.

Auch wenn nicht jeder Lieferengpass direkt zu einem 
Versorgungsengpass führt, besteht aus Sicht der Länder 
hier dringend Handlungsbedarf.
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Die von der Bundesregierung bisher ergriffenen 
gesetzlichen Maßnahmen sind aus Sicht der Länder noch 
unzulänglich. In dem gestern vom Bundestag beschlosse-
nen Gesetz für fairen Kassenwettbewerb haben die 
Regierungsfraktionen über einen Änderungsantrag die 
Kontingentierung versorgungskritischer Arzneimittel 
vorgesehen. Das ist ein erster wichtiger und richtiger 
Schritt, den die Länderseite sehr begrüßt, der aber wegen 
des globalen Mangels an wichtigen Wirkstoffen und 
Arzneimitteln nicht ausreichend ist. Vielmehr kommt es 
unseres Erachtens darauf an, dass die Gründe für die 
Lieferengpässe analysiert werden, um dann systematisch 
und zielgerichtet mit entsprechenden Maßnahmen hierauf 
zu reagieren, um in Zukunft Lieferengpässe zu vermei-
den.

Wir orientieren uns hier beispielsweise an der ameri-
kanischen Arzneimittelbehörde FDA, die mit diesem 
Verfahren sehr erfolgreich gewesen ist. Sie hat eine 
Taskforce eingerichtet, die rückblickend die Engpässe 
systematisch analysiert hat, um dann zielgerichtet Maß-
nahmen auf den Weg zu bringen.

Daher haben wir gemeinsam mit Hessen diese Bun-
desratsinitiative eingebracht. Wir fordern das Bundes-
ministerium für Gesundheit auf, den beim BfArM etab-
lierten „Jour Fixe“ fortlaufend mit einer fundierten Prü-
fung der Ursachen zu beauftragen mit dem Ziel, auf Basis 
der Erkenntnisse Empfehlungen zu entwickeln, um Lie-
ferengpässe zukünftig zu vermeiden.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Arzneimittelversor-
gung ist eine Gemeinschaftsaufgabe. Deswegen sind 
Bund und Länder gefordert, sich dieser Herausforderung 
anzunehmen. Ich bitte Sie um Unterstützung unserer 
Initiative. – Vielen Dank.

Amtierende Präsidentin Lucia Puttrich: Besten 
Dank!

Es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor.

Zur weiteren Beratung weise ich die Vorlage dem 
Gesundheitsausschuss zu.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 21:
TOP 21

Entschließung des Bundesrates zur Ausweitung der 
Pfandpflicht auf alle Getränkedosen und Einweg-
Kunststoffflaschen – Antrag des Landes Hessen 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR – (Drucksache 18/20)

Dem Antrag ist Baden-Württemberg beigetreten.

Wir haben eine Wortmeldung: Es spricht Frau Staats-
ministerin Hinz aus Hessen.

Priska Hinz (Hessen): Sehr geehrte Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Plastik ist in unser aller 
Leben ein ständiger Begleiter, steht aber zu Recht derzeit 

auf dem Prüfstand, nämlich mit der Frage: Wofür und 
wie viel Plastik brauchen wir eigentlich?

In Hessen haben wir uns diesem Thema mit unserer 
Plastikvermeidungsstrategie gewidmet. Diese Bundes-
ratsinitiative ist ein Baustein davon. Sie ist ein Auftrag an 
die Bundesregierung, weil weder wir in Hessen noch die 
anderen Ländern alleine gegen die große Menge an Plas-
tik ankommen können.

Seit Jahren ist festzustellen, dass Getränke zunehmend 
in Einweggetränkeverpackungen abgefüllt werden. Gera-
de solche, die nicht mit Pfand belegt sind, zum Beispiel 
Jogurtdrinks, Säfte und Sekt- oder Prosecco-
Mischgetränke, tragen in erheblichem Umfang zur Ver-
unreinigung der Umwelt bei. Es fehlt nämlich ein Anreiz, 
sie ordnungsgemäß zu entsorgen. Wir alle kennen den 
Anblick von verschmutzten Parks oder Straßenrändern.

Wie kann man das nun ändern? Neben einer möglichst 
hohen Mehrwegquote müssen wir es erreichen, dass die 
Rücklaufquote von Einweggetränkeverpackungen weiter 
erhöht wird. Durch eine hohe Rücklaufquote wird der 
Wertstoff der Verpackung dem richtigen Recyclingweg 
zugeführt.

Meine Damen und Herren, 2003 wurde das Einweg-
pfand eingeführt. Die Rücklaufquote bei 25 Cent Pfand 
pro Flasche ist seitdem sehr hoch. Warum also, fragt man 
sich, gibt es eigentlich so viele Ausnahmen von der 
Pfandpflicht, und dann noch so unverständliche? Auch 
die meisten Verbraucherinnen und Verbraucher verstehen 
das nicht.

Im Moment orientiert sich die Pfandpflicht nämlich 
am Inhalt der Dose oder der Flasche. Es sollte aber doch 
auf die Verpackung ankommen! Zum Beispiel steht ein 
Mischgetränk aus alkoholfreiem Apfelwein in direkter 
Konkurrenz zu Apfelschorle. Für das eine muss man 
Pfand zahlen, für das andere nicht. Das soll ein Mensch 
verstehen! Es ist doch nicht einsichtig, dass für den alko-
holfreien Apfelwein Pfand erhoben werden muss, wäh-
rend die Apfelschorle pfandfrei verkauft wird.

Ein weiterer Vorteil – neben der Reduzierung der Ver-
packungsflut aus Einwegplastik – wäre es, dass durch 
eine Ausweitung der Pfandpflicht Wettbewerbsnachteile 
eingedämmt werden könnten. Es wäre dann nämlich 
nicht mehr möglich, durch Ausweichen auf eine leicht 
abgeänderte Rezeptur der Pfandpflicht zu entgehen.

Daher fordern wir die Bundesregierung auf, bei der 
nächsten Novelle des Verpackungsgesetzes die Pfand-
pflicht auf alle Einweg-Kunststoffflaschen und Getränke-
dosen auszuweiten. Es trifft sich dabei sehr gut, dass mit 
dieser Novelle die Single-Use-Plastics-Richtlinie der EU 
mit durchaus anspruchsvollen Anforderungen auch an die 
Rücklaufquoten für Einweg-Kunststoffflaschen umge-
setzt werden muss.
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Arbeiten wir gemeinsam daran, Materialkreisläufe zu 
schließen, die Vermüllung der Umwelt zu reduzieren und 
hochwertiges Recycling zu fördern! Ich freue mich auf 
Unterstützung unserer Initiative in den entsprechenden 
Ausschüssen. – Herzlichen Dank.

Amtierende Präsidentin Lucia Puttrich: Besten 
Dank!

Es gibt keine weiteren Wortmeldungen.

Ich weise die Vorlage den Ausschüssen zu, und zwar 
dem Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und nuklea-
re Sicherheit – federführend – sowie dem Wirtschafts-
ausschuss – mitberatend.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 22:
TOP 22

Entschließung des Bundesrates zur teilweisen Ver-
wendung kartellrechtlich abgeschöpfter Vorteile 
und Kartellbußen zugunsten der Verbraucherar-
beit – Antrag des Landes Schleswig-Holstein gemäß 
§ 36 Absatz 2 GO BR – (Drucksache 643/19)

Es spricht Frau Ministerin Dr. Sütterlin-Waack aus 
Schleswig-Holstein.

Dr. Sabine Sütterlin-Waack (Schleswig-Holstein): 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Wir wollen, dass Gelder aus Kartellrechtsstrafen zur 
Finanzierung unabhängiger Verbraucherberatung einge-
setzt werden.

Das ist mehr als sinnvoll. Denn Wettbewerbsschutz 
und effiziente Verbraucherarbeit hängen untrennbar zu-
sammen. Beide haben gleichermaßen die wichtige Auf-
gabe, dafür zu sorgen, dass die Märkte fair und transpa-
rent funktionieren. Effiziente Verbraucherarbeit liegt 
dabei im Allgemeininteresse der Funktionsfähigkeit unse-
rer marktwirtschaftlichen Wettbewerbsordnung.

Derzeit fließen die Bußgelder aus Kartellrechtsverstö-
ßen ohne Zweckbindung in den Bundeshaushalt. Das ist 
schön für den Bundesfinanzminister. Doch die eigentli-
chen Leidtragenden dieser Verstöße sind die Verbrauche-
rinnen und Verbraucher. Sie bezahlen am Ende dafür, 
dass die Preise aufgrund von Marktversagen zu hoch 
sind. Dabei handelt es sich in aller Regel um sogenannte 
Streuschäden, die nicht individuell zivilrechtlich verfolgt 
werden. Gleichwohl sind sie von den Verbraucherinnen 
und Verbrauchern zu bemerken.

Dies wird besonders deutlich, wenn man sich die mit 
Bußgeldern geahndeten Kartelle der letzten Jahre vor 
Augen führt. Hier sind es oft Güter des täglichen Lebens, 
deren Preise aufgrund von Kartellabsprachen zu Lasten 
der Verbraucherinnen und Verbraucher manipuliert wer-
den. So entfielen von den gesamten Bußgeldern im Zeit-
raum von 2013 bis 2018 allein 900 Millionen Euro auf 

Kartelle bei Konsumgütern, Drogerieartikeln, Wurst-
waren, Süßwaren, Kaffee und Bier.

Es sind daher auch und gerade die Verbraucherinnen 
und Verbraucher, die als Geschädigte der Kartelle jeden-
falls mittelbar an den vereinnahmten Bußgeldern teilha-
ben sollten. Wenigstens ein Teil der Geldbußen sollte den 
Verbraucherschutzverbänden zukommen. Es ist wichtig, 
dass sich die Verbraucherinnen und Verbraucher auch 
zukünftig an starke Verbraucherverbände wenden können 
und von ihnen entsprechend unterstützt werden.

Die Forderung nach einer Teilfinanzierung der Ver-
braucherverbände durch Bußgelder aus Kartellrechtsver-
fahren ist nicht neu, meine Damen und Herren. Sie ist 
aber insbesondere mit Blick auf die fortschreitende Digi-
talisierung und Globalisierung der Märkte aktueller denn 
je. Der Verbraucherschutz steht im digitalen und globalen 
Zeitalter vor immer größer werdenden Herausforderun-
gen. Umso entscheidender ist es daher, dass auch eine 
solide Finanzierung der Verbraucherverbände gewähr-
leistet ist.

Da sich seit der entsprechenden Forderung des Bun-
desrates aus dem Jahre 2012 auf Bundesebene bedauerli-
cherweise nichts getan hat, sollte diese Forderung nun-
mehr nachdrücklich erneuert werden. Dazu dient unsere 
Bundesratsinitiative. – Vielen Dank.

Amtierende Präsidentin Lucia Puttrich: Besten 
Dank!

Es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor.

Ich weise die Vorlage – federführend – dem Wirt-
schaftsausschuss sowie – mitberatend – dem Ausschuss 
für Agrarpolitik und Verbraucherschutz, dem 
Finanzausschuss und dem Rechtsausschuss zu.

Tagesordnungspunkt 23:
TOP 23

Entschließung des Bundesrates für eine Verbesse-
rung der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen für 
Projekte der Sektorenkopplung im Rahmen einer 
Experimentierklausel – Antrag des Landes Meck-
lenburg-Vorpommern gemäß § 36 Absatz 2 GO 
BR – (Drucksache 56/20)

Dem Antrag sind die Länder Brandenburg, Nieder-
sachsen und Rheinland-Pfalz beigetreten.

Es liegt eine Wortmeldung vor, und zwar von Herrn 
Minister Pegel aus Mecklenburg-Vorpommern.

Christian Pegel (Mecklenburg-Vorpommern): Sehr 
geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Wir legen Ihnen heute mit mehreren Bun-
desländern einen Antrag vor, der mit dem sperrigen Be-
griff der Sektorenkopplung arbeiten muss. Gemeint ist 
ein Thema, ohne das die Energiewende in Deutschland 
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und im Übrigen auch anderswo nicht erfolgreich wird 
umgesetzt werden können und ohne das der Klimaschutz 
über den Strombereich hinaus kaum gelingen wird.

Sektorenkopplung meint nichts anderes als den Einsatz 
von Strom auch in der Wärmeerzeugung, im Verkehr, in 
der chemischen Produktion und in der Schwerindustrie, 
hier vor allem in der Stahlindustrie. Der Strom kommt 
dann als Wärme, Wasserstoff, Methanol, Ammoniak oder 
E-Fuel dort an.

Für den Einsatz CO2-freien erneuerbaren Stroms in 
diesen anderen Bereichen gibt es derzeit aber leider eine 
Vielzahl von Hemmschuhen. Steuern und Abgaben 
ticken im Stromsektor völlig anders als im Wärmebereich 
und noch einmal anders als in den verschiedenen Ver-
kehrsbereichen, also beim Auto, bei der Bahn oder der 
Schifffahrt.

Die Folge ist gravierend. Um es am Beispiel des Was-
serstoffs festzumachen: Selbst wenn Sie den Elektroly-
seur mit staatlichen Zuschüssen verschenken würden,
wäre der aus erneuerbarem Strom dann CO2-frei gewor-
dene Wasserstoff um ein Vielfaches teurer als konventio-
nell hergestellter, CO2-emittierender Wasserstoff aus 
Naturerdgas. Es dürfte deshalb weitgehend unstreitig 
sein, dass es insgesamt einer Reform des Abgaben- und 
Steuersystems sowie des regulatorischen Rahmens im 
Energiesektor bedarf. Die spannende Frage ist nur: Wie 
und wohin werden diese rechtlichen Themen entwickelt? 
Und: In welcher Zeit – oder welchen Jahrzehnten – schaf-
fen wir das gemeinsam?

Genau deshalb schlagen wir Ihnen heute die Experi-
mentierklausel vor – weil die ganz große, perfekte, alles 
umfassende Reform nicht absehbar und nicht wirklich 
realistisch zeitnah umsetzbar ist. Dafür wird man Jahre 
brauchen. Zu komplex und zu unterschiedlich sind die 
Gesetze, die Steuer- und Abgabensysteme in den ver-
schiedenen Energie- und Industriebereichen. Und zu 
ungewiss ist, wohin und worauf zu man ein Steuer- und 
Abgabensystem jetzt eigentlich entwickeln müsste.

Genau dort setzt die Experimentierklausel an. Die 
Idee: 100 Testballons werden von der Bundesnetzagentur 
ausgeschrieben. Aus den eingereichten Projekten, die 
auch schon die für eine wirtschaftliche Umsetzung erfor-
derlichen Ausnahmen und Gesetzesabweichungen 
benennen müssen, werden 100 ausgewählt. Diese be-
kommen jeweils auf sie zugeschnittene individuelle Aus-
nahmen und Anpassungen von regulatorischen Rahmen-
bedingungen und Abgaben sowie Steuern im Energie-
recht.

Warum das Ganze individuell? Weil erneuerbarer 
Strom, als Wasserstoff eingesetzt, in der chemischen 
Industrie möglicherweise andere Bedingungen braucht, 
um wirtschaftlich bestehen zu können, als Strom, der im 
Wärmebereich eingesetzt wird. Bei 100 technisch sehr 
unterschiedlichen Testballons wird nach unserer Über-

zeugung nach drei bis vier Jahren deutlich werden, wel-
che 15 bis 20 Projekttypen auch außerhalb der Labore, in 
der realen Welt, technisch wirklich funktionieren, wirt-
schaftlich langfristig überlebensfähig sind, ohne dauer-
haft Subventionen zu brauchen, sich außerdem industriell 
skalieren lassen und zu guter Letzt tatsächlich für die 
Stabilität im Stromnetz hilfreich sind. Dann lassen sich 
eine Steuer- und Abgabenreform sowie eine Anpassung 
des regulatorischen Rahmens im Energiebereich wesent-
lich leichter umsetzen und begründen und vor allen Din-
gen viel zielgerichteter auf diese Typen vornehmen.

Klar ist: Ohne die sogenannte Sektorenkopplung wird 
die Energiewende langfristig nicht gelingen. Wir werden 
den Einsatz von erneuerbar erzeugtem Strom in den 
Bereichen Wärmeerzeugung, Verkehr, chemische Indus-
trie und Stahlindustrie in diesem Jahrzehnt, den Zwanzi-
gerjahren, für die Energiewende dringend brauchen, aber 
auch für den Klimaschutz und die CO2-Reduzierung in 
den anderen Energie- und Industriesektoren.

Dafür müssen wir aber jetzt – schon etwas spät – mit 
der praktischen Umsetzung der sogenannten Sektoren-
kopplung starten, und zwar nicht nur in Laboren mit 
Investitionsunterstützung und unter geschützten Bedin-
gungen. Die Reallabore sind weiterhin ein wichtiger 
Schritt; das stelle ich überhaupt nicht in Abrede. Aber wir 
brauchen einen ergänzenden nächsten Schritt durch die 
Experimentierklausel. Die Reallabore öffnen nämlich 
nicht umfassend die Abgaben- und Steuersysteme im 
Energiebereich, auch nicht dessen regulatorischen Rah-
men. Dies zeigt sich, wenn selbst ein verschenkter Elek-
trolyseur derzeit nicht zu konkurrenzfähigen Wasser-
stoffpreisen führt.

Wir brauchen Experimente mit ganz verschiedenen 
technischen Lösungen in der realen Echtwelt da draußen, 
die zeigen, unter welchen Bedingungen erneuerbarer 
Strom und seine Gasderivate im Wärmebereich, im Ver-
kehr, in der chemischen Produktion und in der Stahl-
industrie wirtschaftlich konkurrenzfähig sind, ohne dass 
sie ständige Subventionen erhalten müssen. Dies geht nur 
mit einer solchen Experimentierklausel, die die ganz 
große Gesamtreform hintendran noch benötigt, aber zu-
nächst Freiräume für das praktische Erproben am Markt 
ermöglicht.

Man kann natürlich die Frage stellen: Brauchen wir 
unseren erneuerbaren Strom nicht als Strom? Darauf ist 
die Antwort ziemlich klar:

Erstens: Ja.

Zweitens. In manchen Stunden haben wir heute schon 
mehr, als wir verbrauchen können. Das bemerken insbe-
sondere wir in den norddeutschen Bundesländern. Dann 
brauchen wir alternative Verwendungsmöglichkeiten, die 
volkswirtschaftlich sinnvoller sind, als die Energie abzu-
regeln.
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Drittens brauchen wir die Techniken, die wirtschaft-
lich konkurrenzfähig und technisch ausgereift sind.

Natürlich kann man darauf verweisen, dass wir uns 
den Wasserstoff aus regenerativ erzeugtem Strom besser 
aus Nachbarstaaten oder aus dem Ausland holen. Das 
übersieht, dass wir mit den Energiewendetechniken, aber 
auch den Techniken der Sektorenkopplung eine indus-
triepolitische Riesenchance in Deutschland haben, die wir 
nutzen sollten. Wir müssen dafür diese Techniken aber 
hier bei uns entwickeln, und zwar jetzt, und zu einem 
industriell skalierbaren Einsatz führen. Dafür brauchen 
wir einen Raum, in dem dieser Einsatz unter realen wirt-
schaftlichen Bedingungen erprobt und zur industriellen 
Reife entwickelt werden kann. Deshalb hat es industrie-
politisch und im Interesse weltweiten Klimaschutzes 
Sinn, unseren erneuerbaren Strom in Teilen in den nächs-
ten Jahren auch im Bereich der Sektorenkopplung einzu-
setzen.

Später mag diese Technologie an vielen Orten der 
Welt Einsatz finden. Und dann mag es, wenn es sehr 
großer Mengen CO2-freien Wasserstoffs bedarf, durchaus 
auch Exporte solchen Wasserstoffs geben. Jetzt geht es 
aber erst mal darum, den nächsten notwendigen Schritt 
der Energiewende zu beginnen und damit zugleich eine 
wesentliche industriepolitische Chance in Deutschland 
zuzulassen.

Ich werbe deshalb sehr dafür, dass der Antrag in den 
Ausschüssen Ihre Unterstützung erfährt. Diese Experi-
mentierklausel ist Klimaschutz und gleichzeitig wesentli-
cher Baustein einer Industriestrategie Deutschlands für 
die Entwicklung CO2-freier Zukunftstechnologien zur 
Marktreife. – Ich danke für die Aufmerksamkeit.

Amtierende Präsidentin Lucia Puttrich: Besten 
Dank!

Es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. – Eine 
Erklärung zu Protokoll1 hat Frau Staatsministerin 
Bätzing-Lichtenthäler (Rheinland-Pfalz) für Frau 
Staatsministerin Höfken abgegeben.

Sehr geehrte Damen und Herren, der Antrag auf sofor-
tige Sachentscheidung ist zurückgezogen.

Ich weise daher die Vorlage – federführend – dem 
Wirtschaftsausschuss sowie – mitberatend – dem 
Umweltausschuss zu.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 61:
TOP 61

Entschließung des Bundesrates: „Pauschalreisen 
effektiv absichern – Verbesserung des Insolvenz-
schutzes im Pauschalreiserecht“ – Antrag der 
Länder Hamburg, Bremen gemäß § 36 Absatz 2 GO 
BR – (Drucksache 66/20)

1 Anlage 4

Es spricht Frau Senatorin Prüfer-Storcks aus Ham-
burg.

Cornelia Prüfer-Storcks (Hamburg): Frau Präsi-
dentin! Meine Damen und Herren! Im September ver-
gangenen Jahres hat der Pauschalreiseveranstalter 
Thomas Cook Insolvenz angemeldet.

Sie werden sich vielleicht noch daran erinnern; die 
Medien waren wochenlang voll davon. Es gab 500.000 
betroffene Reisende, die entweder an ihren Urlaubsorten 
festsaßen und teilweise mit Forderungen ihrer Hoteliers 
nach Übernahme der Übernachtungskosten konfrontiert 
waren, oder sie saßen zu Hause und mussten sich um ihre 
gebuchte Reise und ihre geleisteten Vorauszahlungen 
Sorgen machen. So möchte niemand seinen Urlaub ver-
bringen.

Danach wurde es aber nicht besser für die betroffenen 
Menschen. Die Kundengeldversicherung hat als Entschä-
digungsquote für diese Insolvenz 17,5 Prozent festgelegt. 
Es bleibt also ein offener Anteil von über 80 Prozent. 
Möglich ist das, weil das deutsche Reiserecht eine 
Deckelung der Entschädigungssummen, der Versiche-
rungssummen auf 110 Millionen Euro jährlich vorsieht, 
völlig unabhängig davon, wie viele Insolvenzen es in 
dem betreffenden Jahr gibt.

Der entstandene finanzielle Schaden im Fall von 
Thomas Cook – über 80 Prozent, mehrere 100 Millionen 
Euro – soll nun durch den Bund aufgefangen werden. 
Das ist für die betroffenen Reisenden erst mal eine gute 
Nachricht. Wir meinen allerdings, dass die Übernahme 
der Insolvenzfolgen von Pauschalreiseveranstaltern durch 
den Steuerzahler eine Ausnahme bleiben sollte.

An dieser Stelle ist deutlich geworden, dass das deut-
sche Reiserecht einer Insolvenz in der Größenordnung 
des Falls Thomas Cook nicht gewachsen ist. Für die 
Zukunft brauchen wir eine gesetzliche Regelung, die 
sämtliche Vorauszahlungen durch eine Versicherung 
absichert. Eine Insolvenzsicherung, die die Reisenden 
ganz überwiegend auf ihren Verlusten sitzen lässt, ver-
dient diesen Namen nicht.

Auch die Entwicklung der Umsätze macht den Hand-
lungsbedarf deutlich: In den letzten 20 Jahren sind die 
Umsätze der Pauschalreisebranche in Deutschland von 
21 Milliarden auf 36 Milliarden Euro angestiegen, aber 
die maximale Leistungspflicht der Versicherer ist nicht 
angehoben worden.

Auch die Bundesregierung hat inzwischen Handlungs-
bedarf festgestellt und eine Regelung angekündigt. Offen 
ist allerdings noch, in welcher Form.

Wir präsentieren mit unserer Bundesratsinitiative kon-
krete Lösungsansätze, die sich an den Regelungen in 
anderen EU-Ländern orientieren. Auf jeden Fall sollte 
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eine gesetzliche Regelung festlegen, dass jedes Unter-
nehmen sein eigenes Risiko in vollem Umfang absichert.

Wir bitten die Bundesregierung mit dem Antrag, zwei 
Modelle zu prüfen:

Erstens eine Versicherungslösung, die sich an der 
Summe der geleisteten Vorauszahlungen der Reisenden 
orientiert. Das würde für die Kundengeldabsicherer 
bedeuten, dass eine Begrenzung ihrer Deckungspflicht in 
Zukunft entfiele. Für die Reiseunternehmen bedeutet es, 
dass sie in die Verantwortung genommen werden und die 
erhaltenen Kundengelder selbst in vollem Umfang absi-
chern müssen.

Die zweite Variante ist die Umstellung auf einen 
Sicherungsfonds, in den alle Pauschalreiseveranstalter 
zum Beispiel entsprechend ihrem Umsatz einzahlen.

Bei beiden Vorschlägen würden die Verbraucherinnen 
und Verbraucher im Insolvenzfall in Zukunft ihr Geld 
vollständig zurückbekommen, und die Privilegierung 
großer Reiseveranstalter, die bisher nur einen Teil ihrer 
Risiken abgesichert haben, würde entfallen.

Meine Damen und Herren, beide Lösungsansätze sind 
in anderen EU-Ländern erprobt. Sie wirken, sie haben 
sich bewährt. Wir sollten im Interesse der Verbrauche-
rinnen und Verbraucher schnell eine gesetzliche Lösung 
schaffen, damit in Zukunft bei Schäden wie durch 
Thomas Cook weder die Reisenden noch die Steuerzahler 
auf diesen Zahlungen sitzen bleiben. Ich bitte deshalb um 
Unterstützung des Antrags der Länder Hamburg und 
Bremen. – Vielen Dank.

Amtierende Präsidentin Lucia Puttrich: Besten 
Dank!

Es gibt keine weiteren Wortmeldungen.

Ich weise die Vorlage dem Rechtsausschuss – feder-
führend – sowie dem Ausschuss für Agrarpolitik und 
Verbraucherschutz und dem Wirtschaftsausschuss
– mitberatend – zu.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 62 auf:
TOP 62

Entschließung des Bundesrates zur Aufnahme der 
Schiffbaufinanzierung in das neue Programm für 
parallele Bund-/Landesbürgschaften als gleich-
berechtigter Förderbereich – Antrag der Länder 
Schleswig-Holstein, Mecklenburg-Vorpommern ge-
mäß § 36 Absatz 2 GO BR – (Drucksache 59/20)

Wir haben zwei Wortmeldungen. Es beginnt Herr 
Minister Dr. Buchholz aus Schleswig-Holstein.

Dr. Bernd Buchholz (Schleswig-Holstein): Frau 
Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Es geht 
um Schiffbaufinanzierung, und das könnte bei Ihnen den 

Reflex auslösen, dass es eine Sache nur der fünf Bundes-
länder im Norden ist.

Das ist aber mitnichten so, denn beim Bau eines Schif-
fes werden 70 Prozent des Bruttowertschöpfungsthemas 
durch Zulieferungen erzeugt. Und Zulieferungen für 
Schiffbau kommen vor allem aus Ländern wie Bayern, 
Baden-Württemberg, Nordrhein-Westfalen, Hessen, 
Sachsen und vielen Ländern mehr.

(Zuruf: Und Sachsen-Anhalt!)

– Sachsen-Anhalt weiß ich nicht so genau, Herr Kollege. 
Könnte aber sein, gibt es bestimmt auch. – Jedenfalls ist 
eines sicher: Schiffbau ist keine Sache nur des Nordens.

Was die Schiffbaufinanzierung angeht, so haben sich 
die deutschen Werften nach dem Krisenjahr 2008 erfolg-
reich auf den Spezialschiffbau fokussiert. 18.000 Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter arbeiten in diesem Bereich an 
hochinnovativen Schiffen. Mit veränderten Produktpalet-
ten haben wir viel technologischen Fortschritt bewirkt. 
Insbesondere wenn es darum geht, mit umweltfreund-
lichen Antriebstechnologien zu agieren, dann ist Deutsch-
land im Spezialschiffbau sehr weit vorne. All das zeigt: 
Der Erhalt und die Prosperität einer zukunftsfähigen 
Schiffbauindustrie ist nicht nur ein norddeutsches Thema, 
sondern im gesamtdeutschen Interesse.

Die deutschen Werften allerdings sind heute meist als 
Generalunternehmen tätig. Das heißt, sie sichern die 
Anzahlungen der Besteller und finanzieren für die Bau-
zeit bis zur Ablieferung das gesamte Schiffbauthema. Sie 
sehen sich hierbei oft sehr hohen Finanzvolumina
– dreistelligen Millionenbeträgen – gegenüber, die abzu-
sichern sind.

Erschwerend kommt hinzu, dass lange Projekt- und 
Kreditlaufzeiten sowie begrenzte Einsatz- und Verwen-
dungsmöglichkeiten von Spezialschiffen dazu führen, 
dass viele Geschäftsbanken und Finanzierungsinstitute 
Schiffbaufinanzierungen inzwischen kaum noch oder nur 
geringfügig vornehmen. Das hat zur Folge, dass die 
wenigen Banken, die überhaupt noch in der Schiffbau-
finanzierung tätig sind, grundsätzlich von einem erhöhten 
Risikoprofil ausgehen. Darüber hinaus führt dies punktu-
ell – aufgrund bestehender Altlasten – dazu, dass die
Banken das Neugeschäft sowieso nur in begrenzten 
Bereichen zulassen.

Das Ergebnis ist, dass die Werften darauf angewiesen 
sind, ihre großen Finanzierungsvolumina anderweitig 
mindestens abzusichern. Das führt dazu, dass vermehrt 
Bürgschaften von staatlicher Seite in Anspruch genom-
men werden, wie es übrigens im europäischen Ausland 
überhaupt keine Ausnahme ist. Im Gegenteil, in Frank-
reich und Italien haben wir es ganz stark mit staatlich 
finanzierten Werften zu tun, nicht mit privatwirtschaftli-
chen wie bei uns.
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Deshalb, meine Damen und Herren, ist es so wichtig, 
dass öffentliche Bürgschaften die Existenz der betroffe-
nen Werften und darüber hinaus erhebliche Teile der im 
gesamten Bundesgebiet ansässigen Zulieferindustrie 
absichern. Ansonsten würden wir volle Auftragsbücher 
und innovative Technologien dadurch gefährden, dass 
wir keine Finanzierungsfähigkeiten dafür haben.

Wir begrüßen ausdrücklich die Einführung eines neu-
en Großbürgschaftsprogramms für parallele Bund-/Lan-
desbürgschaften in strukturschwachen Regionen der 
Republik. Vor dem Hintergrund aber, dass gerade bei den 
Bauzeitfinanzierungen der Werften regelmäßig Bürg-
schaftsvolumina im dreistelligen Millionenbereich aufge-
rufen werden, ist es dringend erforderlich, dass der Be-
reich Schiffbaufinanzierung inhaltsgleich in alle Anwen-
dungsgebiete Aufnahme findet.

Die von der Bundesregierung vorgeschlagene Sonder-
regelung für den Schiffbau mit einem allein von den 
betroffenen Ländern zu tragenden Ausfallvolumen von 
erst mal 250 Millionen Euro pro Auftrag oder pro Bürg-
schaftsverpflichtung verteilt die Bürgschaftsrisiken über 
Gebühr zu Lasten der Länder – im Übrigen erstaunli-
cherweise einseitig in diesem Bereich.

Die Einführung der Schuldenbremse und der damit 
einhergehende Konsolidierungskurs bedeuten, dass die 
Bundesländer auch faktisch an die Grenzen ihrer finanzi-
ellen Handlungsspielräume kommen.

Es gibt keine sachgerechte Begründung, warum aus-
schließlich für die deutsche Schiffbauindustrie eine deut-
lich schlechterstellende Sonderlösung gelten soll. Das ist 
gerade unter dem förderpolitischen Gesichtspunkt nicht 
nachvollziehbar; denn insbesondere in den struktur-
schwachen Regionen, die von diesem Programm profitie-
ren sollen, kommt den Werften aus regionalökonomi-
scher Sicht als wichtige Arbeitgeber eine ganz besondere 
Bedeutung zu.

Das bedeutet nicht, meine Damen und Herren, dass 
wir zu Lasten des Bundes höhere Risiken eingehen wol-
len. Ich will das ausdrücklich sagen, weil es oft missver-
standen wird. Wir norddeutschen Bundesländer, die diese 
Landesbürgschaften übernehmen wollen, wollen sehr 
wohl sicherstellen, dass das Ausfallrisiko der Bürgschaf-
ten so gering wie möglich ist. Wir wollen nicht mehr, als 
dass sich der Bund angemessen und fair an diesen großen 
Volumina beteiligt. Dabei wollen auch die Länder expli-
zit mit ins Risiko gehen; wir wollen nichts abwälzen. 
Aber wir wollen Gleichbehandlung auch bei der Schiff-
baufinanzierung.

Deshalb bitten wir darum, dass der Schiffbau gleich-
wertig in das Großbürgschaftsprogramm des Bundes 
aufgenommen wird. Dazu erbitte ich Ihre Unterstützung. 
– Herzlichen Dank.

Amtierende Präsidentin Lucia Puttrich: Besten 
Dank!

Als Nächstes spricht Herr Minister Glawe aus Meck-
lenburg-Vorpommern.

Harry Glawe (Mecklenburg-Vorpommern): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Minister Buchholz hat schon vorgetragen, wohin es im 
Grunde gehen soll.

Deutschland ist ein Industrieland. Wir haben in den 
letzten Jahren immer wieder bewiesen, dass wir auch 
Exportland sind. Das Entscheidende für die norddeut-
schen Länder ist, dass wir in den letzten Jahren tolle 
Schiffbauaufträge akquirieren konnten; das gilt für alle 
norddeutschen Länder. Und was sich außerdem in Meck-
lenburg-Vorpommern bewegt hat: Die Kreuzfahrtschiff-
fahrt ist wieder im Kommen und seit drei Jahren auch an 
den Standorten Wismar, Rostock-Warnemünde und 
Stralsund gut aufgestellt. Dazu kommen Papenburg mit 
der Neptun-Werft und weitere, kleinere Werften, die ihre 
Exportchancen unbedingt erhalten und vor allen Dingen 
nutzen sollen.

Wir brauchen uns im Innovationsbereich, mit unserer 
Technologie nicht zu verstecken. Die Kreuzfahrtbranche 
ist eine Branche, die in Europa, aber auch weltweit von 
Deutschland, Frankreich und Italien bestimmt wird. Alle 
Versuche anderer Länder wie Japan oder China, in die-
sem Bereich Fuß zu fassen, sind bisher eher gescheitert. 
Woran? An der Tatsache, dass gerade die entsprechende 
Zulieferindustrie in Deutschland hervorragend aufgestellt 
ist.

Schleswig-Holstein und Mecklenburg-Vorpommern 
werben heute um Unterstützung dafür, dass mit diesem 
Sonderprogramm des Bundes Waffengleichheit – in An-
führungsstrichen – geschaffen wird. Wir brauchen diese
Unterstützung. Denn die Werften sind nicht jederzeit in 
der Lage, Volumina über 36 Monate vorzufinanzieren; 
das sind im Schiffbau von der Planung über die Ausfüh-
rung bis zur Ablieferung ja normale Zeiten. Wenn man 
mal ein Kreuzfahrtschiff mit einer Passagierzahl von 
9.000 unterstellt, geht es um ein Auftragsvolumen von 
etwa 1,6 Milliarden Euro; also noch deutlich mehr, als 
mein Kollege Buchholz eingefordert hat.

Es geht um weitere Schiffbauaufträge, die in den 
nächsten Jahren finanziert werden müssen. Die Order-
bücher sind voll. Nur ist die Frage, warum sich der Bund 
nicht so beteiligt, dass die Risiken zwischen den Ländern 
und dem Bund gleich sind, dass also jeder in etwa 50 
Prozent der Bürgschaft und damit auch der Risiken über-
nimmt. Immerhin geht es darum, 18.000 Arbeitsplätze zu 
sichern und die maritime Industrie mit dem Bau von 
Kreuzfahrtschiffen und natürlich anderer Schiffsklassen 
am Leben zu erhalten.
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Wir brauchen den Wettbewerb. Wir müssen aber dem 
entgegenwirken, was in China verkündet wird: China will 
Kreuzfahrtschiffbau sozusagen staatlich durchführen, um 
bis zum Jahr 2025 die Nummer eins zu sein. Dazu brau-
chen wir auch die Unterstützung des Bundesrates.

Wir brauchen vor allen Dingen intensive Gespräche 
auf der Bundesebene, wo der Maschinenbau, die Chemie 
und auch die Autoindustrie unterstützt wird. Ich sage: 
Zum Maschinenbau gehört auch der Schiffbau. Darüber 
muss man sich langsam klar werden. Die Chancen in 
diesem Bereich sind allein quantitativ mit 20 Milliarden 
Euro untersetzt. Die Auftragslage ist gut. Jetzt müssen 
wir dafür sorgen, dass auch die Liquidität der Werften 
gewährleistet ist. Und dazu brauchen wir die Unterstüt-
zung aller Länder.

Der Kollege aus Schleswig-Holstein hat es schon ge-
sagt: Es geht nicht nur um die norddeutschen Länder, 
sondern auch um die Zulieferindustrie in Gesamtdeutsch-
land. Ich wende mich an die Bayern, die ja insbesondere 
MAN zu Hause haben. MAN baut Motoren, die weltweit 
gebraucht werden, gerade für die neuen Schifftypen, die 
wir in den nächsten Jahren auf Kiel legen wollen. Daher, 
liebe Bayern: Machen Sie mit! Ich komme auch gerne zu 
Ihnen und besuche Sie.

(Winfried Hermann [Baden-Württemberg]: Mit 
dem Schiff! – Heiterkeit)

– Mit dem Schiff, na logisch! Wir treffen uns in Passau 
auf der Donau.

Meine Damen und Herren, der langen Rede kurzer 
Sinn: Die Schiffbauindustrie ist eine Industrie, die man in 
Deutschland ernst nehmen muss. Daher hoffen wir – auch 
im Namen Schleswig-Holsteins gesprochen – auf viel 
Gegenliebe aller anderen Bundesländer und vor allen 
Dingen auf gute Verhandlungen mit dem Bund.

Damit will ich meine kurze, knappe Rede beenden. –
Vielen Dank.

Amtierende Präsidentin Lucia Puttrich: Besten 
Dank Ihnen! – Jetzt werden alle darüber nachdenken, wie 
Sie von Mecklenburg-Vorpommern mit dem Schiff über 
Flüsse nach Bayern kommen.

(Heiterkeit)

Wir haben keine weiteren Wortmeldungen.

Ich weise die Vorlage – federführend – dem Wirt-
schaftsausschuss sowie – mitberatend – dem Finanz-
ausschuss und dem Verkehrsausschuss zu.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 25:
TOP 25

Entwurf eines Siebten Gesetzes zur Änderung des
Vierten Buches Sozialgesetzbuch und anderer 
Gesetze (Drucksache 2/20)

Es liegen keine Wortmeldungen vor.

Zur Abstimmung liegen Ihnen die Ausschussempfeh-
lungen vor. Zur Einzelabstimmung rufe ich auf:

Ziffer 4! – Mehrheit.

Damit entfällt Ziffer 5.

Wir kommen zu Ziffer 10. Bitte Ihr Handzeichen! –
Minderheit.

Bitte Ihr Handzeichen für Ziffer 11! – Minderheit.

Jetzt bitte Ihr Handzeichen für alle noch nicht erledig-
ten Ziffern der Ausschussempfehlungen! – Mehrheit.

Damit hat der Bundesrat zu dem Gesetzentwurf ent-
sprechend Stellung genommen.

Tagesordnungspunkt 26:
TOP 26

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über Finanzhilfen des Bundes zum Ausbau der 
Tagesbetreuung für Kinder und des Kinderbetreu-
ungsfinanzierungsgesetzes (Drucksache 3/20)

Auch hier liegen keine Wortmeldungen vor.

Zur Abstimmung liegt Ihnen ein Landesantrag vor. 
Wer dem Landesantrag zustimmen möchte, den bitte ich 
um das Handzeichen. – Mehrheit.

Damit hat der Bundesrat entsprechend Stellung 
genommen.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 27:
TOP 27

Entwurf eines Gesetzes zur Errichtung des Sonder-
vermögens „Ausbau ganztägiger Bildungs- und 
Betreuungsangebote für Kinder im Grundschulalter“ 
(Ganztagsfinanzierungsgesetz – GaFG) (Drucksa-
che 4/20)

Hierzu liegen zwei Wortmeldungen vor. Wir beginnen 
mit Herrn Minister Dr. Garg aus Schleswig-Holstein.

Dr. Heiner Garg (Schleswig-Holstein): Frau Präsi-
dentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Natür-
lich ist es aus familien- und bildungspolitischer Sicht 
vollkommen richtig und vernünftig, die Ganztagsbetreu-
ung in den kommenden Jahren weiter auszubauen.

Ein verlässliches ganztägiges Betreuungsangebot für 
Grundschülerinnen und Grundschüler ist gut für die Ent-
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wicklung der Kinder, die über die Unterrichtszeit hinaus 
gefördert werden können. Diese Form der Betreuung 
ermöglicht bessere Bildungs- und Teilhabechancen und 
sorgt insgesamt für mehr Chancengerechtigkeit. Darüber 
hinaus profitieren von einem Betreuungsangebot außer-
halb der Schulzeit selbstverständlich auch die Eltern. 
Familie und Beruf lassen sich so viel besser vereinbaren.

Ich glaube, über diese Zielsetzung herrscht zwischen 
Bund, Ländern und Kommunen weitgehend Einigkeit. 
Allerdings besteht zwischen Wünschenswertem und 
Machbarem beim Ausbau der Ganztagsbetreuung jeden-
falls bis jetzt noch ein eklatanter Unterschied. Das liegt 
vor allem – ich bin geneigt zu sagen: schon wieder – an 
fehlenden finanziellen Zusagen des Bundes.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich habe vor-
hin gut zugehört. Mir ist Neid wirklich etwas, was mir 
eigentlich fremd ist. Aber als die Kolleginnen und Kolle-
gen Wirtschaftsministerinnen und Wirtschaftsminister 
das Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz und die dahin-
terstehenden Finanzmittel des Bundes gelobt haben, war 
es bei mir fast mal so weit. Denn:

Zu dem Thema, über das wir jetzt sprechen, hat die 
Bundesregierung zwar im Koalitionsvertrag angekündigt, 
mehr ganztägige Bildungs- und Betreuungsangebote für 
alle Grundschülerinnen und Grundschüler zu ermögli-
chen. Demnach soll für alle Kinder im Grundschulalter 
ein Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung eingeführt 
werden. Gemeinsam mit den Ländern sollen die Angebo-
te so ausgebaut werden, dass der Rechtsanspruch ab 2015 
erfüllt werden kann. Bei der Finanzierung lässt der Bund 
die Länder und die Kommunen allerdings weitgehend im 
Regen stehen. Der Bund möchte lediglich ein Sonder-
vermögen in Höhe von 2 Milliarden Euro für den Ausbau 
der Ganztagsbetreuung zur Verfügung stellen. Das reicht 
nicht einmal ansatzweise aus, um die erforderlichen In-
vestitionen und die zu erwartenden Betriebskosten von 
Ländern und Kommunen zu bezahlen oder mitzufinanzie-
ren. Der Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung lässt 
sich so in keiner Weise erfüllen.

Das belegen Zahlen: Zur Deckung des Gesamtbedarfs 
werden in allen Bundesländern voraussichtlich rund 
1,1 Millionen Betreuungsplätze bis zum Jahr 2025 ge-
schaffen werden müssen. Laut der aktuellen Berechnung 
des Deutschen Jugendinstituts werden für die zusätzli-
chen Plätze Investitionskosten in Höhe von 7,5 Milliar-
den Euro entstehen. Hinzu kommen laufende Betriebs-
kosten, die von etwa 705 Millionen Euro in diesem Jahr 
auf rund 4,5 Milliarden Euro im Jahr 2025 ansteigen 
werden. Es handelt sich hierbei lediglich um Prognosen
– zugegeben –, je nach qualitativer Ausgestaltung der 
Plätze können die Kosten nämlich noch deutlich höher 
ausfallen.

Lassen Sie mich das an einem Vergleich zeigen, der 
nicht aus Schleswig-Holstein kommt: Allein der Freistaat 
Bayern benötigt für Investitionen in die Ganztagsbetreu-

ung bis 2025 Mittel in Höhe von deutlich über 1,8 Milli-
arden Euro. Mit den zusätzlichen Mitteln ließen sich also 
gerade einmal die Investitionskosten eines großen Bun-
deslandes finanzieren. Zwischen dem zu schaffenden 
Angebot und den finanziellen Mitteln des Bundes besteht 
also eine unglaubliche Lücke.

Der Entwurf des Ganztagsfinanzierungsgesetzes ist 
dabei, wie Sie wissen, kein Einzelfall. Auch bei anderen 
Gesetzen übernimmt der Bund nicht die erforderliche 
finanzielle Mitverantwortung. So tragen etwa bei der 
Reform des Unterhaltsvorschussgesetzes zum größten 
Teil die Länder die finanziellen Lasten, während der 
Bund sogar 75 Millionen Euro einspart.

Nicht zuletzt – wenn ich darauf hinweisen darf – sind 
die Mittel aus dem Gute-Kita-Gesetz nach wie vor nicht 
über 2022 hinaus verbindlich verstetigt worden. Ich hof-
fe, dass die Länder und Kommunen bei der Finanzierung 
des Kita-Angebotes am Ende nicht im Regen stehen 
gelassen werden.

Völlig ungeklärt ist im Zusammenhang mit dem 
Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung im Übrigen, 
woher eigentlich das ganze Personal kommen soll. Auch 
hier ist die Rolle des Bundes keineswegs vorbildlich. Das 
zeigt ein aktuelles Beispiel:

Erst im Dezember 2019 hat der Bund auf Nachfrage 
meines Hauses mitgeteilt, dass er seine groß angekündig-
te Förderung der praxisintegrierten Ausbildung – PiA-
Programm – für den zweiten Ausbildungsjahrgang ab 
2020 einstellen wird. Dieses Förderprogramm des Bun-
des richtet sich direkt an die Träger. Die Förderung sollte 
ursprünglich zwei Jahrgänge von Erzieherinnen und 
Erziehern umfassen – von August 2019 bis August 2022 
sowie von August 2020 bis 2023. Jetzt ist die zugesagte 
Förderung des zweiten Jahrgangs schlicht gestrichen 
worden. Hier hat der Bund seine Mittel also gerade mal 
halbiert.

Wir haben auf der Jugend- und Familienministerkon-
ferenz im Mai 2018 einen einstimmigen Beschluss 
gefasst und angeregt, dass die Erzieherinnen- und Erzie-
herausbildung statt nur zu zwei Dritteln vollständig durch 
die Bundesagentur für Arbeit gefördert wird. Diese Maß-
nahme würde unter neuen Fördermodalitäten einen gro-
ßen Beitrag zur Sicherstellung des notwendigen Fach-
kräftebedarfs in den Einrichtungen leisten. Im Rahmen 
des Qualifizierungschancengesetzes gab es dazu Ende 
2018 einen weiteren Vorstoß der Länder. Die Bundes-
regierung jedoch spielt auf Zeit. Sie hat die Länder auf 
noch zu führende Diskussionen zur Nationalen Weiter-
bildungsstrategie verwiesen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich bin davon 
überzeugt, dass Bund, Länder und Kommunen gemein-
sam hinter dem Ziel stehen, die Ganztagsbetreuung aus-
zubauen. Das wird aber nur dann funktionieren, wenn 
alle an einem Strang ziehen. Ich hoffe daher sehr, dass 
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der Bund uns bei den finanziellen Zusagen weiter entge-
genkommt. Ich will sagen: Der Bund muss uns bei der 
weiteren Finanzierung entgegenkommen. Auch ihm liegt 
doch mit Sicherheit am Herzen, dass junge Schülerinnen 
und Schüler bessere Bildungschancen bekommen. Ein 
besserer Zugang zu Bildung befördert den sozialen Auf-
stieg. Ein besseres Ganztagsangebot bedeutet mehr 
Chancengerechtigkeit in unserem Land. Es ist ein Beitrag 
zu mehr sozialer Gerechtigkeit. Der Rechtsanspruch darf 
kein leeres Versprechen bleiben.

In diesem Sinne appelliere ich an den Bund, dass er 
mehr als nur das angekündigte Sondervermögen zur 
Verfügung stellt, wenn aus dem Rechtsanspruch auf 
Ganztagsbetreuung eine Erfolgsgeschichte im Sinne der 
Schülerinnen und Schüler werden soll.

Amtierende Präsidentin Lucia Puttrich: Es liegt 
eine weitere Wortmeldung vor: Herr Staatsminister 
Dr. Herrmann aus Bayern.

Dr. Florian Herrmann (Bayern): Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir beraten heute den 
ersten Schritt Richtung Einführung des Rechtsanspruchs 
auf Ganztagsbetreuung.

Aber – Kollege Dr. Garg hat das schon völlig zu Recht 
mit Blick auf andere Themengebiete angesprochen – es 
geht auch um ganz grundsätzliche Fragen des Föderalis-
mus und des Umgangs zwischen Bund und Ländern. Ich 
kann deshalb nahtlos an die Ausführungen des Kollegen 
Dr. Garg anschließen.

Wir sagen immer relativ schnell: Wir sind uns in der 
Zielsetzung – hier: den Rechtsanspruch auf Ganztagsbe-
treuung zu erreichen – alle einig; vermutlich stimmt das 
auch. Allerdings darf man schon die Frage stellen, ob 
man sich in der Zielsetzung wirklich einig ist, wenn 
eigentlich völlig ungeklärt ist, wie man dieses Ziel 
erreicht. Manchmal hat man den Eindruck, es liegt dann 
doch ein versteckter Dissens vor.

Mit dem Ganztagsfinanzierungsgesetz wird zunächst 
ein Sondervermögen errichtet. Ich möchte betonen, dass 
dies der Einstieg in ein echtes Mammutvorhaben ist. Mit 
diesem Rechtsanspruch gehen wir eine familienpolitische 
Maßnahme von enormer politischer wie auch fiskalischer 
Tragweite und Bedeutung an. Wir werden eine massiv 
ansteigende Nachfrage nach Schulkindbetreuung erleben 
und damit auch eine Explosion der Kosten für Investitio-
nen und für den laufenden Betrieb.

Daher stellt sich zwangsläufig die Frage – der man 
sich stellen muss, wenn man das Thema seriös behandeln 
will –: Wer soll das bezahlen?

Wenn ich mir das Vorgehen des Bundes vor Augen 
führe, beschleicht mich ein Verdacht: Beim Bund hofft 
man offensichtlich, dass man den größten Teil der Kosten 
uns Ländern und unseren Kommunen überlassen kann. 

Das ist aber inakzeptabel, und dies muss der Bundesrat 
auch sehr deutlich machen.

Dazu möchte ich vorab klarstellen: Auch wir als Frei-
staat Bayern stehen zu dem Vorhaben eines Rechts-
anspruchs. Der massive Ausbau der Schulkindbetreuung 
ist nämlich der logische nächste Schritt, nachdem wir in 
der Krippe und im Kindergarten durchgehend Rechts-
ansprüche und hohe – und vor allem im Krippenbereich 
weiter steigende – Betreuungsquoten haben.

Aber wie der Bund bei diesem wichtigen Thema vor-
geht, ist aus unserer Sicht kaum nachvollziehbar. Man 
lässt uns Länder und unsere Kommunen am langen Arm 
verhungern. Wir wissen nicht, wie der Rechtsanspruch 
am Ende genau aussehen wird. Und wir wissen nicht, zu 
welcher Beteiligung an den laufenden Betriebskosten der 
Bund am Ende bereit sein wird. Wir wissen also über-
haupt nicht, was da eigentlich genau auf uns zukommt. 
Und trotzdem möchte der Bund mit dem Ganztagsfinan-
zierungsgesetz schon jetzt Fakten schaffen. Dieses Vor-
gehen überrascht uns schon sehr.

Ich erwarte vom Bund, dass er Planungssicherheit für 
die Länder und Kommunen schafft. Wir brauchen schnell 
eine Einigung – erstens – zur Ausgestaltung des Rechts-
anspruchs und – zweitens – zu den Betriebskosten. Sonst 
werden wir nämlich in Schwierigkeiten kommen, den 
Rechtsanspruch im Jahr 2025 umsetzen zu können.

Und auch bei den Investitionskosten muss der Bund 
nachbessern. Was der Bund hier vorlegt, kann nur ein 
erster Schritt sein. Die 2 Milliarden Euro, die er jetzt für 
die Investitionen bereitstellt, sind viel zu wenig. Diese 
Summe werden alleine wir in Bayern brauchen. Ich bin 
Kollegen Dr. Garg dankbar, dass er das aus der Sicht 
Schleswig-Holsteins bestätigt und nicht nur wir Bayern 
es selber behaupten. Es ist also sozusagen bewiesen. Wie 
mit 2 Milliarden Euro insgesamt eine angemessene Betei-
ligung des Bundes an den Investitionskosten aller Länder 
sichergestellt werden soll, ist mir wirklich schleierhaft.

Was der Bund hier macht, ist, befürchte ich, Symbol-
politik. Er schafft ein Sondervermögen, ohne die Vertei-
lung zu regeln. Damit kann das Geld auch noch gar nicht 
auf die Länder verteilt werden. Mit diesem Gesetz wird 
kein einziger Betreuungsplatz geschaffen.

Wir erwarten, dass man im Bundesfamilienministeri-
um jetzt zügig die Hausaufgaben erledigt. Der Bund muss 
den vollmundigen Ankündigungen im Koalitionsvertrag 
nun endlich Taten folgen lassen.

Wir erwarten, dass uns sehr zeitnah – und hier denke 
ich in Monaten und nicht in Jahren – ein umfassendes 
Konzept vorgelegt wird, das den geplanten Rechts-
anspruch beschreibt und genau darlegt, wie sich der Bund 
an den gesamten Investitions- und Betriebskosten beteili-
gen wird.
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Und wir erwarten, dass man vertrauensvoll mit uns 
verhandelt und eine einvernehmliche Lösung sucht. Denn 
dieses Mammutprojekt „Rechtsanspruch“ werden wir nur 
gemeinsam stemmen können. – Vielen Dank.

Amtierende Präsidentin Lucia Puttrich: Besten 
Dank!

Es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor.

Somit kommen wir zur Abstimmung. Ihnen liegen die 
Ausschussempfehlungen vor. Bitte Ihr Handzeichen für:

Ziffer 1! – Mehrheit.

Damit entfällt Ziffer 7.

Ziffer 2! – Minderheit.

Ziffer 3! – Mehrheit.

Ziffer 4! – Mehrheit.

Damit entfällt Ziffer 5.

Ziffer 6! – Mehrheit. – Auch mit dem neuen System.

Damit hat der Bundesrat entsprechend Stellung 
genommen.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 28:
TOP 28

Entwurf eines Gesetzes zum Schutz vor Konver-
sionsbehandlungen (Drucksache 5/20)

Es liegen keine Wortmeldungen vor.

Somit kommen wir gleich zur Abstimmung. Aus den 
Ausschussempfehlungen rufe ich auf:

Ziffer 1! – Minderheit.

Ziffer 2! – Minderheit.

Ziffer 3! – Minderheit.

Ziffer 4! – Minderheit.

Ziffer 5! – Mehrheit.

Ziffer 6! – Mehrheit.

Damit entfällt die Ziffer 10.

Ziffer 8! – Mehrheit.

Nun Ziffer 11! Bitte zunächst Ihr Handzeichen für den 
Buchstaben b! – Mehrheit.

Wer stimmt der Ziffer 11 im Übrigen zu? – Mehrheit.

Bitte Ihr Handzeichen für alle noch nicht erledigten 
Ziffern der Ausschussempfehlungen! – Mehrheit.

Der Bundesrat hat zu dem Gesetzentwurf, wie soeben 
beschlossen, Stellung genommen.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 30:
TOP 30

Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung des Straf-
gesetzbuches – Verbesserung des Persönlichkeits-
schutzes bei Bildaufnahmen (Drucksache 8/20)

Es liegt eine Wortmeldung vor: Frau Staatsministerin 
Kühne-Hörmann aus Hessen.

Eva Kühne-Hörmann (Hessen): Sehr geehrte Frau 
Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Endlich – muss man sagen – hat das Bundesjustizministe-
rium reagiert und ein Gesetz zur Verbesserung des Per-
sönlichkeitsschutzes bei Bildaufnahmen vorgelegt.

Das Gesetz schließt zwei Strafbarkeitslücken, auf die 
der Bundesrat bereits durch eigene Initiativen deutlich 
hingewiesen hat: Endlich soll strafbar sein, wer anderen 
Menschen – Mädchen und Frauen – unter Rock oder 
Bluse fotografiert. Und endlich sollen Gaffer härter 
bestraft werden.

Mit dem Smartphone ist schnell und bequem ein Foto 
gemacht, ohne dass die fotografierte Person dies bemerkt 
und dies möchte. Bei all diesen technischen Möglichkei-
ten müssen wir die Rechte der abgebildeten Personen 
schützen.

Vom „Upskirting“, dem heimlichen Fotografieren 
unter den Rock, sind vor allem Frauen und Mädchen 
betroffen. Für die Betroffenen handelt es sich nicht um 
eine Kleinigkeit, sondern um ein äußerst herabwürdigen-
des Verhalten. Dies gilt in einer vernetzten Welt umso 
mehr. Bereits die bloße Anfertigung der Aufnahme ist für 
das Tatopfer demütigend. Hinzu kommt die Möglichkeit 
für den Täter, mit einem weiteren „Klick“ das Bild einer 
breiten Öffentlichkeit im Internet zugänglich zu machen. 
Zur Scham des Tatopfers kommt die Angst vor Bloßstel-
lung.

Bisher war das Anfertigen solcher Aufnahmen nur 
strafbar, wenn sich das Tatopfer bei Fertigung der Bild-
aufnahme in einer Wohnung oder in einem besonders 
geschützten Raum befand. Eine Strafbarkeit sollte aber 
gerade nicht von diesen Umständen abhängig gemacht 
werden. Bereits die Anfertigung der Fotografie ist eine 
Abwertung des Opfers. Wer sich frei in der Öffentlichkeit 
bewegt, muss es nicht hinnehmen, dass intime Bildauf-
nahmen von ihm gefertigt werden. Betroffene Frauen und 
Mädchen müssen es nicht hinnehmen, dass intime Fotos 
auf dem Smartphone eines womöglich unbekannten Drit-
ten gespeichert sind.
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Der nunmehr vorliegende Regierungsentwurf sieht die 
Schaffung eines entsprechenden Tatbestandes in § 201a 
des Strafgesetzbuches vor.

Aber auch das Anfertigen und die Verbreitung von 
sogenannten Gafferfotos hat keinen Platz in unserer 
Gesellschaft. Welch eine Schamlosigkeit einige Mitmen-
schen für ein paar Likes in den sozialen Medien an den 
Tag legen, ist unfassbar. Da werden Menschen in 
schlimmsten Situationen, insbesondere nach Unfällen, 
fotografiert und so in ihren Persönlichkeitsrechten massiv 
verletzt. Oft sind es Gaffer und Schaulustige, die Ret-
tungskräfte und Polizei bei Unglücksfällen behindern.

Es ist richtig, dass nicht nur das Herstellen, sondern 
auch das Übertragen solcher Bilder künftig strafbar sein 
soll. Denn dieses Verhalten trägt zur Verrohung und zur 
Abstumpfung in unserer Gesellschaft bei. Jeder Klick 
und jedes Sichtbarwerden auf solchen Bildern und Fil-
men im Netz sind schmerzende Nadelstiche für die Hin-
terbliebenen, die sich nur selten gegen eine Verbreitung 
der Bilder wehren können.

Deshalb hat Hessen im vergangenen Jahr einen die 
Bekämpfung dieses abstoßenden Verhaltens bezwecken-
den Gesetzesantrag im Bundesrat unterstützt. Dieser 
Gesetzesantrag wird nunmehr von der Bundesregierung 
in dem vorliegenden Regierungsentwurf aufgegriffen und 
leicht modifiziert und schützt endlich die Persönlichkeits-
rechte unserer Bürger.

Amtierender Präsident Winfried Hermann: Vie-
len Dank!

Es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor.

Wir kommen zur Abstimmung über die Ausschuss-
empfehlungen. Daraus rufe ich auf:

Ziffer 1! – Mehrheit.

Ziffer 2! – Das ist keine Mehrheit.

Damit hat der Bundesrat entsprechend Stellung 
genommen.

Das ist das Ende des Tagesordnungspunktes 30.

Wir kommen nun zu Tagesordnungspunkt 31:
TOP 31

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des EG-Ver-
braucherschutzdurchsetzungsgesetzes sowie des 
Gesetzes über die Errichtung des Bundesamts für 
Justiz (Drucksache 9/20)

Keine Wortmeldungen.

Wir kommen zur Abstimmung über die Ausschuss-
empfehlungen. Zur Einzelabstimmung rufe ich auf:

Ziffer 2! – Mehrheit.

Nun bitte das Handzeichen für alle noch nicht erledig-
ten Ziffern der Ausschussempfehlungen! – Mehrheit.

Übrigens: Man hat nur eine Stimme, nicht zwei, Nord-
rhein-Westfalen! – Vielen Dank.

Damit hat der Bundesrat, wie soeben beschlossen, 
Stellung genommen.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 36:
TOP 36

Entwurf eines Gesetzes zur Entlastung bei den Heiz-
kosten im Wohngeld im Kontext der CO2-Bepreisung 
(Wohngeld-CO2-Bepreisungsentlastungsgesetz –
WoGCO2BeprEntlG) (Drucksache 6/20)

Auch hier liegen keine Wortmeldungen vor.

Zur Abstimmung liegen Ihnen die Ausschussempfeh-
lungen vor. Ich bitte um das Handzeichen für:

Ziffer 1! – Das ist eine deutliche Mehrheit.

Ziffer 2! – Auch das ist eine deutliche Mehrheit.

Diese Anlage ist Klasse; die ist richtig schnell.

(Heiterkeit)

Der Bundesrat hat zu dem Gesetzentwurf entsprechend 
Stellung genommen.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 63:
TOP 63

Empfehlung für einen Beschluss des Rates über die 
Ermächtigung zur Aufnahme von Verhandlungen 
über eine neue Partnerschaft mit dem Vereinigten 
Königreich Großbritannien und Nordirland
COM(2020) 35 final
(Drucksache 58/20)

Hierzu liegen mehrere Wortmeldungen vor. Zuerst 
Frau Staatsministerin Puttrich (Hessen).

Lucia Puttrich (Hessen): Herr Präsident! Sehr geehr-
te Damen und Herren! Wir sind am fortgeschrittenen 
Vormittag, und dann ist es häufig geübte Praxis, dass 
Reden zu Protokoll gegeben werden. Dann sind die euro-
päischen Themen an der Reihe, weshalb es ihr Schicksal 
ist, dass über sie nicht gesprochen wird. Ich bitte um Ihr 
Verständnis, dass wir über Europa reden, reden müssen; 
denn die Situation, in der wir sind, ist ausgesprochen 
herausfordernd. Und wir sind, gerade wenn es um den 
Brexit geht, alle gemeinsam gefordert.

Sehr geehrte Damen und Herren, ja, dass Großbritan-
nien aus der Europäischen Union ausgestiegen ist und 
inzwischen den Status eines Drittstaates erreicht hat, ist 
bislang der tiefste Einschnitt. Ich möchte nicht weiter auf 
die Vergangenheit eingehen. Wir haben uns auch im 
Bundesrat schon mehrmals mit dem Thema Brexit 
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beschäftigt. Ich möchte vielmehr auf das eingehen, was 
nun ansteht, was notwendig ist.

Notwendig ist, dass man nach dem erfolgreichen Ver-
handeln eines Austrittsabkommens – dessen Umsetzung 
uns in den Ländern im Moment besonders beschäftigt –
nun zu einem Beziehungsabkommen kommt. Es soll bis 
Ende 2020 verhandelt sein, was ausgesprochen mutig ist. 
Wenn man sich die Nettozeit anschaut, die tatsächlich für 
die Verhandlungen zur Verfügung steht – es muss auch 
noch Zeit für die Ratifizierung und andere Dinge vorhan-
den sein –, wissen wir: Das ist eine uns alle fordernde 
Leistung. Aber wir haben alle miteinander hohes Interes-
se daran, dass es zu einem Beziehungsabkommen kommt. 
Denn nach wie vor ist die Gefahr eines harten Brexits 
nicht gebannt, mit allen Konsequenzen, die damit ver-
bunden sind.

So, wie die Länder bisher eingebunden wurden – das 
an die Adresse des Bundes in dankender Form –, erwar-
ten wir, dass die Länder eingebunden werden, auch wenn 
es um das Beziehungsabkommen geht. Denn sie sind 
nicht nur in besonderer Art betroffen, sie haben auch 
besonders hohe Kompetenz in diesem Bereich. Sie sind 
von den Folgen des Brexits direkt berührt.

Ich möchte Ihnen am Beispiel Hessens einige Bran-
chen nennen. Klar, wenn man über Hessen redet, fällt im 
Verhältnis zu anderen Ländern auf, dass bei uns der 
Bereich Finanzmarkt stark vertreten ist. Wenn es um den 
Finanzplatz Frankfurt geht, ist in Hessen in diesen Berei-
chen allein dadurch, dass dort so viele Banken und 
Finanzdienstleister sind, besonders hohe Kompetenz 
vorhanden.

Andere Branchen in Hessen, die vom Brexit besonders 
betroffen sind, sind die Pharmaindustrie, die Chemie, die 
Automobilindustrie. Da geht es gar nicht immer um gro-
ße Unternehmen, sondern etwa um Zulieferer im Auto-
mobilbereich, die häufig kleine und mittelständische 
Unternehmen sind, die aber vom Brexit im besonderen 
Maße betroffen sind.

Wir in den Ländern sind die Ansprechpartner der 
Unternehmen. Wir waren in einem engen Kontakt, als 
sich die Unternehmen darauf vorbereitet haben, dass der 
Brexit kommt – immer in der Hoffnung, dass er nicht 
kommt, aber er kam dann doch. Und die Fragen der 
Unternehmen hören nicht auf. Wir sind meines Erachtens 
in einer besonders herausfordernden Phase, indem wir 
nicht nur mitgestalten, sondern schauen müssen, wie wir 
den Brexit für die Unternehmen und für die Bürgerinnen 
und Bürger einigermaßen erträglich und lebbar machen.

Ich möchte Ihnen das Beispiel eines Unternehmens 
aus der Pharmaindustrie nennen, das unmittelbar nach 
dem Brexit auf uns zugekommen ist und darlegte, welche 
Fragen wir jetzt zu beantworten haben. Ein Unternehmen 
der Pharmaindustrie hat uns gerade wieder kontaktiert 
mit der Frage, wie es mit den Zulassungen nach der 

REACH-Verordnung ist. Das Unternehmen hat entspre-
chende Zulassungen, die bei kritischen Zulassungsbehör-
den registriert waren und dann auf europäische Mitglied-
staaten übertragen wurden. Nun steht es vor der Frage, ob 
die Zulassungen künftig noch für Großbritannien gelten. 
Es klingt für den einen oder anderen vielleicht etwas 
ungewöhnlich, ist aber durchaus eine wichtige wirtschaft-
liche Frage für Pharmaunternehmen bei uns.

Darüber hinaus sind die Länder mit ihren Behörden 
besonders involviert, wenn es um die Umsetzung der 
Folgen des Austrittsabkommens geht, die die Bürgerin-
nen und Bürger unmittelbar betreffen. Wir sind zum 
Beispiel vor Ort besonders betroffen, wenn es um das 
Thema Einbürgerung geht. Wir haben hohe Zahlen briti-
scher Bürgerinnen und Bürger, die aufgrund des Brexits 
bei uns um Einbürgerung gebeten haben und eingebürgert 
wurden oder werden.

Vor allem nehmen die Länder wahr, was im Grund-
gesetz verankert ist: unser Recht, diesen föderalen Staat 
mitzugestalten, und zwar nicht unter einer Bundesregie-
rung, sondern als selbstbewusste Länder im Bundesrat. 
So sind wir diejenigen, die an der Gesetzgebung des 
Bundes nicht nur mitwirken, sondern sogar eigene Kom-
petenzen haben. Und weil wir in diesem Bereich eine 
besondere Rolle haben, stellt sich für uns schon die Fra-
ge: Wie könnte ein Abkommen aussehen? Sie kann nie-
mand beantworten, denn es ist noch nicht klar, ob es ein 
gemischtes oder nicht gemischtes Abkommen gibt. Es 
kann aber sein, dass es ein gemischtes Abkommen wird. 
Wenn das der Fall ist, ist Fakt, dass dann auch der Bun-
desrat mit abzustimmen hat – Bundestag, Bundesrat, das 
britische Unterhaus und das Europäische Parlament.

Was heißt es aber, wenn man heute noch nicht weiß: 
Wird es ein gemischtes Abkommen geben, ja oder nein? 
Dringend notwendig ist die enge Kooperation mit denen, 
die die Verhandlungen führen, und zwar auf allen Ebe-
nen. Uns ist es wichtig, dass die Verhandlungen transpa-
rent geführt werden, dass die Informationen in alle Rich-
tungen funktionieren, um mitberaten und beschließen zu 
können, wenn es notwendig ist. Und dass wir den engen 
Kontakt, den wir in den letzten Monaten und Jahren zwi-
schen Bund und Ländern in dieser Frage hatten, nicht 
schwächer werden lassen, sondern ihn aufrechterhalten, 
weil wir in diesem Bereich gemeinsam besser sind.

Die EU-Kommission hat ein umfassendes Mandat 
erhalten. Es deckt auch solche Bereiche ab, die in die 
Zuständigkeit der Mitgliedstaaten fallen. Das ist in Ord-
nung. Es ist richtig und notwendig. Aber es bedingt, dass 
hier nicht losgelöst verhandelt wird, sondern im engen 
Kontakt, der auf den unterschiedlichen Ebenen vorhan-
den ist, und im Austausch mit den Betroffenen, wie ich es 
gerade sagte. Wenn die Kommission ein umfassendes 
Verhandlungsmandat hat, bedeutet das nicht, dass die 
Rückkopplung mit den Staaten und Ländern nicht not-
wendig wäre. Um nur einige Beispiele zu nennen, in 
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denen Kooperation besonders notwendig ist: innere 
Sicherheit, Justiz, Wissenschaft, Forschung.

Sehr geehrte Damen und Herren, selbstverständlich 
spreche ich, wenn ich von Hessen spreche, den Bereich 
des Finanzmarktes an. Er ist notwendig und benötigt 
entsprechende Stabilität.

Wie das Verhältnis zu Großbritannien nach 2020 sein 
wird, mit oder ohne Abkommen, ist die eine Frage. Die 
andere Frage ist, wie wir in Deutschland uns positionie-
ren. Welche Rolle spielen wir: Sind wir stark? Sind wir 
leistungsfähig? Oder laufen uns andere den Rang ab? Ja, 
die Konkurrenz auf dem Weltmarkt besteht. Sie ist in 
einer besonderen Weise eröffnet und noch verschärft 
durch das, was, wie gesagt, geschehen ist. Das fordert uns 
in der Tat im Bereich des Finanzmarktes.

Das bedeutet: Die EU muss zum einen die Funktions-
fähigkeit ihrer Institutionen und die Integrität des Bin-
nenmarktes garantieren. Zugleich wollen wir mit Groß-
britannien möglichst eng verbunden bleiben.

Neben dem zentralen Thema der Sicherheit sind 
geringe Handelsbarrieren für alle wünschenswert.

Gleichzeitig dürfen wir unsere Standards nicht zur 
Disposition stellen. Ich will das in Bezug setzen zum 
Finanzmarkt: Ein robustes Finanzsystem ist in unser aller 
Interesse und unverzichtbar für einen stabilen Binnen-
markt. Deshalb brauchen wir faire Wettbewerbsbedin-
gungen im Handel mit Finanzdienstleistungen zwischen 
der EU und Großbritannien, während wir zugleich die 
Kapitalmarkt- und Bankenunion innerhalb der Europäi-
schen Union vorantreiben.

Sehr geehrte Damen und Herren, der Brexit mahnt 
uns. Er ist ein Ereignis, bei dem wir zwei Dinge tun müs-
sen: Das eine ist, offen über die Schwächen zu sprechen, 
die die Europäische Union hat, und darüber, was man 
besser machen kann. Das ist unsere Verpflichtung; das 
müssen wir tun. Gleichzeitig müssen wir das, was wir gut 
können, noch besser machen oder unsere besonderen 
Stärken betonen. Wir müssen unsere Stärken ausbauen.

Wir müssen aber auch die Menschen mitnehmen. Und 
das ist die größte Herausforderung. Wenn die Leute das 
Gefühl haben, dass die Europäische Union irgendwo weit 
weg ist, wenn sie häufig auch für Dinge verantwortlich 
gemacht wird, für die sie nicht verantwortlich ist, dann 
werden wir es nicht erreichen, dass die Menschen eine 
immer engere Bindung zur Europäischen Union haben 
und die Notwendigkeit der Mitgliedschaft immer wieder 
bestätigen.

Wenn Sie sich das Referendum in Großbritannien 
ansehen, dann muss man zur Kenntnis nehmen, dass es 
ein knappes Ergebnis gewesen ist. Die Menschen, die 
gegen eine weitere Mitgliedschaft gestimmt haben, waren 
offensichtlich nicht davon überzeugt, dass es ihnen in der 

persönlichen Lebenssituation guttut, dass Großbritannien 
Mitglied der Europäischen Union ist.

Was bedeutet das für uns? Es bedeutet, dass wir um 
mehr Akzeptanz werben müssen. Werben alleine reicht 
aber nicht. Wir müssen etwas dafür tun. Das hieße: Stär-
ken ausbauen, Schwächen ausmerzen und die Menschen 
in einer besonderen Art und Weise ansprechen. Ich sehe 
dafür durchaus eine Chance. Die anstehende Konferenz 
über die Zukunft Europas kann ein Projekt sein, wie man 
Menschen erreicht – nicht aber, indem es etwas Elitäres 
ist, indem die Kreise reden, die immer miteinander reden, 
indem man nicht an die Menschen herankommt, die im 
täglichen Leben in der Region, in der Fläche nicht stän-
dig akademisch über die Europäische Union reden. Das 
heißt Überzeugungsarbeit in Foren, in denen man Men-
schen trifft, aber auch Entscheidungen, bei denen Men-
schen merken, dass es ihnen persönlich unmittelbar bes-
sergeht, wenn die Europäische Union leistungsfähig und 
stark ist.

Das ist es, was wir zum Ausdruck bringen wollen und 
warum sich auch die Europaministerkonferenz immer 
wieder mit dem Brexit beschäftigt hat. Und warum es 
notwendig ist, dass sich der Bundesrat mit diesem Thema 
beschäftigt.

Wenn ich einen Wunsch hätte, würde ich sagen: Es 
wäre manchmal ganz schön, wenn die Bedeutung Euro-
pas auch dadurch abgebildet wäre, dass das Thema weiter 
oben in der Tagesordnung behandelt wird. – Besten 
Dank.

Amtierender Präsident Winfried Hermann: Vie-
len Dank!

Als Nächstes spricht Frau Ministerin Honé (Nieder-
sachsen).

Birgit Honé (Niedersachsen): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Mit dem 
Austritt des Vereinigten Königreichs aus der Europäi-
schen Union am 1. Februar 2020 hat ein aus meiner Sicht 
trauriges Verfahren seinen vorläufigen Höhepunkt erfah-
ren, das vor dreieinhalb Jahren mit dem britischen Refe-
rendum über einen EU-Austritt seinen Anfang nahm.

Wie Kollegin Puttrich möchte auch ich den Blick nicht 
zurückwenden. Aber ich möchte doch sagen, dass ich 
diese Entwicklung ausgesprochen bedaure. Das gilt gera-
de mit Blick auf die besonderen Beziehungen, die mein 
Bundesland, Niedersachsen, mit dem Vereinigten König-
reich verbindet. Denn Niedersachsen entstand, wie Sie 
wissen, mit der Verordnung Nr. 55 der britischen Militär-
regierung vom 8. November 1946. Seit dieser Zeit sind 
vielfältige gesellschaftliche, kulturelle, aber auch familiä-
re Bindungen zwischen uns und Großbritannien entstan-
den. Deshalb schmerzt uns in Niedersachsen der Brexit 
noch einmal besonders.
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Mit dem Austritt Großbritanniens aus der Europäi-
schen Union beginnt nun eine Zeit, in der die Beziehun-
gen neu geordnet werden müssen. Es gibt einen neuen 
Verhandlungsprozess, an dessen Ende hoffentlich ein 
tragfähiges Abkommen über die zukünftigen Beziehun-
gen des Vereinigten Königreichs mit der Union stehen 
wird.

Wir unterstützen die Ziele des alten und neuen EU-
Chefunterhändlers Michel B a r n i e r , der mit dem 
Vereinigten Königreich eine enge Sicherheitspartner-
schaft, ein tragfähiges Handelsabkommen – möglichst 
ohne Zölle – und den Aufbau neuer Formen der Zusam-
menarbeit anstrebt.

Dabei steht fest, dass die Europäische Union hierfür 
kein Dumping bei Wettbewerbsbedingungen sowie Um-
welt-, Sozial-, Beihilfe- und Steuerstandards akzeptieren 
kann und wird. Die Integrität des Binnenmarkts ist dabei 
zentral. Das sage ich auch und gerade vor dem Hinter-
grund der starken Exportwirtschaft Niedersachsens mit 
seinen besonderen Betroffenheiten in der Automobil-
industrie, der Chemie und der Landwirtschaft.

Wir haben ein großes Interesse am Handel mit dem 
Vereinigten Königreich, aber unser gemeinsamer euro-
päischer Binnenmarkt ist für uns überragend wichtig. Wir 
würden es bedauern, wenn das Vereinigte Königreich 
nun Standards senkt und damit den Binnenmarkt unter 
Druck setzt. Das darf nicht geschehen. Das Level Playing
Field ist auch eine Frage der Fairness. Gleiche wett-
bewerbliche Ausgangsbedingungen herrschen nur dann, 
wenn der Binnenmarkt nur in dem Maße für britische 
Produkte und Dienstleistungen geöffnet wird, das mit 
unseren Standards übereinstimmt. Oder – vereinfacht 
gesprochen –: Wir müssen unsere Verbraucherinnen und 
Verbraucher auch vor den berühmten Chlorhühnchen 
schützen.

Auch das Europäische Parlament hat gerade gestern 
dazu eine Resolution verabschiedet, in der es die Garantie 
gleicher Wettbewerbsbedingungen fordert.

Die Europäische Union darf sich in den kommenden 
Monaten nicht erpressen lassen. Die rund 3,2 Millionen 
EU-Bürgerinnen und EU-Bürger im Vereinigten König-
reich dürfen nicht Faustpfand bei den Verhandlungen 
sein. Der Austrittsvertrag, der ja insoweit abschließende 
Regelungen enthält, muss vollständig eingehalten wer-
den. Wir fordern dies auch mit Blick auf die über 8.000 
in Niedersachsen lebenden Britinnen und Briten. Das 
Gleiche erwarten wir von der britischen Regierung. Da-
rauf muss die Kommission schon während der jetzt 
beginnenden Verhandlungen zum künftigen Verhältnis 
achten.

Für Niedersachsen ist es wichtig, dass es gelingt, für 
unsere exportstarke Wirtschaft Bedingungen zu erhalten, 
die einen möglichst ungestörten Warenverkehr erlauben.
Wir bedauern es, dass bereits nun – unabhängig vom 

Ausgang der Verhandlungen – Friktionen in dem bislang 
ungestörten Handel auftreten werden, denn der Handel 
mit dem Drittstaat Vereinigtes Königreich wird auf Kon-
trollen nicht verzichten können. Das wird zwangsläufig 
gewisse Auswirkungen auf die Lieferketten haben.

Auch für unsere Hochseefischer steht viel auf dem 
Spiel. Niedersachsen hat ein großes Interesse daran, dass 
unsere Hochseefischer weiterhin britische Gewässer 
nutzen dürfen. Auf der anderen Seite benötigen die Briten 
den europäischen Absatzmarkt für ihre Fischereiproduk-
te. Ein Fischereiabkommen hat aus unserer Sicht deshalb 
sehr hohe Priorität.

Zudem legen wir Wert darauf, dass unsere Bürgerin-
nen und Bürger weiterhin ohne großen Aufwand nach 
Großbritannien reisen können. Dies gilt insbesondere für 
den Schüler- und Studentenaustausch. Hier hoffen wir 
sehr, dass es gelingt, dass der bisherige erfolgreiche Aus-
tausch von jungen Menschen erhalten bleibt. Meine 
Damen und Herren, vergessen wir nicht: Die Jugend 
wollte den Brexit überwiegend nicht.

Niedersachsen wird sich auf allen Ebenen in den nun 
anstehenden Prozess weiter maßgeblich einbringen. Wie 
schon bisher, werden wir uns im Rahmen der Bund-
Länder-AG Brexit, der Berichterstattergruppe der Euro-
paministerkonferenz, über einen Bundesratsvertreter und 
auf der politischen Ebene engagieren. Dabei baue ich 
auch darauf, dass die Länder entsprechend unserem heu-
tigen Bundesratsbeschluss weiterhin maßgeblich am 
Brexit-Prozess beteiligt werden. – Vielen Dank für Ihre 
Aufmerksamkeit.

Amtierender Präsident Winfried Hermann:
Danke schön!

Für die Bundesregierung spricht Herr Staatsminister 
Roth.

Michael Roth, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Guten Tag, Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, meine sehr verehrten Damen und Herren! Nun ist es 
wirklich passiert: Großbritannien ist am 31. Januar 2020 
aus der Europäischen Union ausgetreten.

Großbritannien ist nun ein Drittstaat wie Norwegen, 
Uruguay oder Kenia. Auch wenn wir uns kulturell, histo-
risch und gesellschaftlich weiterhin in Freundschaft ver-
bunden bleiben, wird unser Verhältnis zukünftig zwangs-
läufig weniger eng sein als bisher. Das bedauern wir sehr.

In diesem Tenor ist auch die zur Abstimmung stehen-
de Stellungnahme formuliert, die ich außerordentlich 
begrüße. Denn wir stimmen vollkommen darin überein, 
worauf es nun ankommt: Wir müssen jetzt nach vorne 
schauen und die Zukunft gemeinsam gestalten.

Ich habe Ihren Wünschen und Forderungen eben sehr 
aufmerksam zugehört. In den allermeisten Punkten teile 
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ich das uneingeschränkt. Ich muss Ihnen aber offen sa-
gen: Zwischen Wunsch und Realität liegen derzeit 
Meilen – oder auch Kilometer. Das muss man ganz ehr-
lich so sagen.

Wie Sie in Ihrer Stellungnahme zu Recht betonen: Es 
geht uns in den kommenden Verhandlungen um sehr viel 
mehr als nur um ein Freihandelsabkommen. Wir wollen 
eine möglichst enge Partnerschaft mit Großbritannien in 
allen Bereichen. Das schließt beispielsweise auch die 
grenzüberschreitende Mobilität von Schülerinnen und 
Schülern oder die Zusammenarbeit der Justiz- und 
Sicherheitsbehörden ein.

Die EU-Kommission mit ihrem Chefunterhändler 
Michel B a r n i e r will die Verhandlungen in allen 
Bereichen gleichzeitig beginnen. Dafür legt der Mandats-
entwurf, den der Rat der Europaministerinnen und Euro-
paminister voraussichtlich am 25. Februar beschließen 
wird, eine vernünftige Grundlage.

Wir haben bis Ende des Jahres aber sehr wenig Zeit. 
Der Druck auf beiden Seiten ist groß. Und die Möglich-
keit einer einmaligen zweijährigen Verlängerung der 
Verhandlungen hat die britische Regierung bisher strikt 
abgelehnt.

Eines, meine Damen und Herren, steht für uns im Mit-
telpunkt der Verhandlungen: der Schutz unserer Bürge-
rinnen und Bürger, der Schutz der Bürgerinnen und Bür-
ger der Europäischen Union. Das gilt zum Beispiel mit 
Blick auf die Vereinbarungen zu Wirtschaft und Handel. 
Großbritannien bleibt zwar ein enger Partner, wird aber 
auch zum Wettbewerber. Boris J o h n s o n selbst wird 
nicht müde, dies unentwegt zu betonen. Wir sollten ihn 
da ernst nehmen.

Und deshalb: Ja, die EU strebt eine Freihandelszone 
ohne Zölle und ohne Quoten an. Aber – auch da stimme 
ich mit Ihrer Stellungnahme überein – das bedeutet 
gleichzeitig: null Dumping, null unfairer Wettbewerb zu 
Lasten von Beschäftigten, Umwelt, Verbraucherinnen 
und Verbrauchern. Großbritannien wird dies uneinge-
schränkt respektieren müssen, wenn es weiter zollfreien 
Zugang zum größten Binnenmarkt der Welt haben möch-
te. Auf einen Unterbietungswettbewerb, was Umwelt-
standards oder die Rechte von Beschäftigten und Ver-
brauchern angeht, werden wir uns jedenfalls nicht einlas-
sen, liebe Kolleginnen und Kollegen.

Auch im Bereich der inneren Sicherheit – bei der 
Terrorbekämpfung oder der Verfolgung grenzüberschrei-
tender Kriminalität – hat der Schutz unserer Bürgerinnen 
und Bürger Vorrang. Wir werden sehr darauf achten, dass 
bei unserer Zusammenarbeit auch in Zukunft ein hohes 
Maß an Datenschutz gewährleistet ist und dass Men-
schenrechte ohne Abstriche eingehalten werden – so wie 
London es uns im Scheidungsvertrag auch zugesagt hat.

Im Bereich der Außen- und Sicherheitspolitik bieten 
wir Großbritannien eine enge und zugleich maßgeschnei-
derte Partnerschaft an. Als Ständiges Mitglied des 
Sicherheitsrates der Vereinten Nationen sowie enger 
Partner in der G 7 und in der G 20 bleibt London ein 
wichtiger Mitstreiter für uns. Ohne die bisherige 
Abstimmung in den Institutionen der EU brauchen wir 
aber neue Formate der Zusammenarbeit und Koordinie-
rung. Deshalb ist es gut, dass die Europäische Union 
schon vor Ende dieses Jahres eine sogenannte strukturier-
te Konsultation mit Großbritannien beginnen will.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ein Grundprinzip, 
das ganz entscheidend für das Gelingen der Brexit-
Verhandlungen war, muss auch für die nun anstehenden 
Verhandlungen gelten: Je geschlossener wir als EU 27 
auftreten, umso besser wird am Ende unser Verhand-
lungsergebnis sein. Wir dürfen uns als EU nicht aus-
einanderdividieren und gegeneinander ausspielen lassen. 
Dabei zähle ich auch auf Ihre Unterstützung.

Und noch etwas werden wir beibehalten – da kann ich 
meine geschätzten Vorrednerinnen beruhigen –: Sie kön-
nen sich darauf verlassen, dass die Bundesregierung den 
Bundesrat und die Länder weiter eng einbeziehen und 
regelmäßig über den aktuellen Verhandlungsstand infor-
mieren wird.

Auch wenn es manchen schwerfallen mag: Schauen 
wir jetzt nach vorn! Die Britinnen und Briten bleiben 
Europäer, sie bleiben unsere Nachbarinnen, sie bleiben 
unsere Freunde, sie werden aber auch verstärkt Wett-
bewerber und Solisten. Lassen Sie uns die kommenden 
Monate nutzen, um mit dem Vereinigten Königreich eine 
gute Lösung für unsere gemeinsame Zukunft in Europa 
zu finden! – Vielen Dank.

Amtierende Präsidentin Lucia Puttrich: Besten 
Dank!

Es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor.

Wir stimmen über die Ausschussempfehlungen ab. Ich 
rufe auf:

Ziffern 1 bis 6! – Mehrheit.

Damit hat der Bundesrat entsprechend Stellung 
genommen.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 41:
TOP 41

Approbationsordnung für Psychotherapeutinnen 
und Psychotherapeuten (PsychThApprO) (Druck-
sache 670/19)

Es liegen keine Wortmeldungen vor.

Zur Abstimmung liegen Ihnen die Ausschussempfeh-
lungen und ein Landesantrag vor.
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Ich beginne mit den Ausschussempfehlungen. Daraus 
rufe ich auf:

Ziffer 4! – Mehrheit.

Ziffer 8! – Mehrheit.

Ziffer 10! – Mehrheit.

Ziffer 11! – Minderheit.

Ziffer 12! – Minderheit.

Ziffer 13! – Mehrheit.

Wir versuchen immer zu zählen und gleichzeitig noch 
dieses Gerät zu kontrollieren.

Damit entfallen die Ziffern 14, 15 und 16.

Ziffer 17! – Mehrheit.

Ziffer 18! – Mehrheit.

Ziffer 21! – Mehrheit.

Ziffer 23! – Mehrheit.

Ziffer 24! – Bitte Hände oben lassen! Das Gerät 
schwankt zwischen Minderheit und Mehrheit, deshalb 
müssen wir jetzt zählen. Also wundern Sie sich bitte 
nicht über uns. – Es ist die Mehrheit.

Wir sind bei Ziffer 28. – Kein Zweifelsfall, das ist eine 
Minderheit.

Ziffer 30! – Mehrheit.

Ziffer 31! – Minderheit.

Ziffer 32! – Mehrheit.

Nun bitte Ihr Handzeichen für den Landesantrag! –
Mehrheit.

Ziffer 39! – Mehrheit.

Ziffer 40! – Mehrheit.

Ziffer 42! – Mehrheit.

Ziffer 43! – Mehrheit.

Ziffer 45! – Mehrheit.

Nun bitte Ihr Handzeichen für alle noch nicht erledig-
ten Ziffern der Ausschussempfehlungen! – Das ist die 
Mehrheit.

Damit hat der Bundesrat der Verordnung nach Maß-
gabe der soeben beschlossenen Änderungen zuge-
stimmt und eine Entschließung gefasst.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 50:
TOP 50

... Verordnung zur Änderung straßenverkehrs-
rechtlicher Vorschriften (Drucksache 591/19)

Es liegen zwei Wortmeldungen vor. Herr Minister 
Hermann aus Baden-Württemberg beginnt.

Winfried Hermann (Baden-Württemberg): Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Präsidentin! 
Jetzt geht es um die StVO; mir ist das Kürzel bekannter 
als die lange Ausschreibung. Es geht um mehr Verkehrs-
sicherheit.

Wir sind froh, dass sich Bund und Länder auf einen 
ganzen Katalog von Verbesserungen der Straßenver-
kehrs-Ordnung verständigt haben. Es ist noch nicht allzu 
lange her, dass ein Bundesverkehrsminister seine Fahr-
radpolitik dadurch gekennzeichnet hat, dass er von 
„Kampfradlern“ gesprochen hat, ansonsten kam nicht 
viel. Die Zeiten haben sich geändert. Das sehen Sie an 
der vorliegenden Novelle der Straßenverkehrs-Ordnung.

Wir haben eine Reihe von Verbesserungen, die im 
Wesentlichen der Sicherheit vor allen Dingen des Rad-
verkehrs, aber auch des übrigen Verkehrs dienen.

Grundlage der Novelle war unter anderem eine 
Arbeitsgruppe, die von der Verkehrsministerkonferenz 
eingerichtet worden ist. Sie hat ein ganzes Paket von 
Vorschlägen erarbeitet. Das Paket ist einstimmig – was 
sehr ungewöhnlich ist – verabschiedet worden. Es ist 
dann in die Meinungsbildung der Bundesregierung ein-
gegangen, und die Bundesregierung hat eine ganze Reihe 
von Vorschlägen aufgenommen. Das möchten wir aus-
drücklich begrüßen.

Allerdings will ich noch grundsätzlich sagen: Wenn 
man Mobilität nachhaltig voranbringen will, wenn man 
Fahrradfahren, Zufußgehen, die umweltfreundlichen 
Verkehrsträger fördern will, dann müssen wir perspekti-
visch die Denkweisen und die Sprache der Straßenver-
kehrs-Ordnung verändern. Sie ist doch sehr stark aus der 
Perspektive eines Autofahrers geschrieben, gewisserma-
ßen aus der Windschutzscheibenperspektive, nicht aus 
der Perspektive von Verkehrsteilnehmern, die eine andere 
Situation und Interessenlage haben.

Also: Es geht perspektivisch darum, dass wir den Ver-
kehr wesentlich sicherer machen, dass wir den Ausbau 
des ÖPNV ermöglichen, dass wir klimafreundliche 
Antriebe nach vorne bringen und dass wir den Verkehr so 
organisieren, dass die Menschen gerne auch zu Fuß und 
mit dem Rad unterwegs sind. Das sind Umgestaltungs-
prinzipien, die unseres Erachtens einer weiteren Novellie-
rung zugrunde liegen müssen.

Jetzt zu den vorliegenden Vorschlägen der Novelle!
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Entscheidende Fortschritte sind gegeben. Radfahrer 
sind immer gefährdet. Beispielsweise auf Straßen, wenn 
es eng wird und die Autofahrer zu knapp an ihnen vorbei-
fahren. Jetzt gibt es die neue Regel, dass innerorts einein-
halb Meter Abstand eingehalten werden muss, außerorts 
2 Meter – wohl wissend, dass es Situationen gibt, in 
denen das nicht eingehalten werden kann. Auch das ent-
hält unser Vorschlag.

Lastwagen, die rechts abbiegen, müssen Schritttempo 
fahren, weil damit zu rechnen ist, dass Radfahrer da sind. 
Das ist zwingend notwendig; denn hier haben wir immer 
wieder schreckliche Unfälle. In Berlin sind das die häu-
figsten tödlichen Unfälle von Radfahrern.

Auch das Parken wird verändert. Zukünftig soll nicht 
mehr knapp an Kreuzungen geparkt werden dürfen, so 
dass die Einsicht in die Kreuzung nicht klar ist, weswe-
gen es zu Unfällen kommt. Zukünftig muss man mindes-
tens 8 Meter Abstand halten, damit die Sichtbarkeit ge-
wahrt bleibt.

Verboten wird das Halten und Parken auf Schutzstrei-
fen. Auch das ist eine sehr wichtige Maßnahme. Manche 
Autofahrer und andere Fahrer denken: Aha, da steht kein 
Halteverbotsschild, da kann man ja parken. Aber genau 
das ärgert die Fahrradfahrer. Sie weichen auf die Fahr-
bahn aus, und dann passiert’s. Also: Es ist wichtig, dass 
die Radschutzspur geschützt bleibt.

Meine Damen und Herren, diese Punkte liegen jetzt 
vor, und es ist gut, dass sie umgesetzt werden. Das wird 
sicherlich eine deutliche Verbesserung bringen. Ich will 
aber noch einen Aspekt ansprechen, der immer noch 
weitgehend tabuisiert ist: die Frage der Verkehrs-
geschwindigkeit und ihrer Regulierung.

Ich will nicht die Endlosdebatte „Tempolimit auf 
Autobahnen“ führen, sondern darüber sprechen, dass es 
inzwischen, weil viele andere Länder Erfahrungen 
machen, sehr klar ist, dass wir die Zahl der tödlichen 
Unfälle deutlich reduzieren können, wenn wir in Städten 
die Grundgeschwindigkeit auf 30 km/h reduzieren. Oslo 
und Helsinki haben es im letzten Jahr geschafft, dass 
überhaupt keine tödlichen Unfälle passiert sind. Das ist 
etwas, was uns zu denken geben muss. Denn wir alle 
haben in unseren Programmen und in unseren Regie-
rungserklärungen die Vision Zero – keine Toten im Ver-
kehr. Aber wir sind weit davon entfernt. Und das hat viel 
damit zu tun, dass die Grundgeschwindigkeit in den Städ-
ten einfach noch zu hoch ist.

Ein weiteres Themenfeld sind die überörtlichen 
Landesstraßen, die nicht getrennte Fahrspuren haben wie 
Autobahnen, sondern wo auf engem Raum oft Gegenver-
kehr ist und 60 Prozent aller tödlichen Unfälle passieren. 
Auch hier ist heute überwiegend noch freie Fahrt, wenn 
nicht extra ein Schild da steht. Wir haben gesagt: Auch 
hier könnte man etwas ändern, wenn wir auf eine Grund-
geschwindigkeit von maximal 80 km/h gehen – nicht auf 

allen Straßen, aber auf denen, die schmal und gefährlich 
sind. Dadurch würden wir sehr dazu beitragen, dass 
weniger Unfälle passieren.

Leider haben wir uns in diesen Punkten nicht verstän-
digen können. Aber ich sage Ihnen voraus: Ich werde da 
nicht lockerlassen, und ich sehe auch schon freudige 
Zustimmung vieler Kollegen, die ebenfalls sagen, dass 
sie nicht lockerlassen werden. Denn wir wissen: Das sind 
die entscheidenden Stellschrauben, um die Verkehrs-
sicherheit zu verbessern. Und eines schönen Tages wer-
den wir auch noch das letzte Problem – das Tempolimit 
auf der Autobahn – lösen. – Ich danke Ihnen.

Amtierende Präsidentin Lucia Puttrich: Besten 
Dank!

Als Nächstes spricht Herr Parlamentarischer Staats-
sekretär Ferlemann (Bundesministerium für Verkehr und 
digitale Infrastruktur).

Enak Ferlemann, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr und digitale Infrastruktur: Frau 
Präsidentin! Sehr verehrte Damen und Herren! Wir alle 
wissen: Es gibt einiges zu tun, um unsere Straßen siche-
rer und Mobilität klimafreundlicher zu machen sowie den 
Verkehrsraum gerechter aufzuteilen.

Mit der Novelle der Straßenverkehrs-Ordnung soll vor 
allem das Radfahren sicherer werden, indem diese besser 
an den Bedürfnissen der Radfahrenden ausgerichtet wird. 
Unser Ziel sollte es sein, dass sich Fahrradfahrer nicht 
länger als Verkehrsteilnehmer zweiter Klasse fühlen, was 
heute vielfach der Fall ist. Deshalb ändern wir die Vor-
schriften in der StVO so, dass sie fahrradgerechter wer-
den.

Es soll beispielsweise vorgeschrieben werden, dass 
Kraftfahrzeuge mit einem Gewicht von mehr als 
3,5 Tonnen innerorts nur noch mit Schrittgeschwindigkeit 
nach rechts abbiegen dürfen.

Es soll die Möglichkeit geschaffen werden, Fahr-
radzonen einzurichten.

Wir wollen ein generelles Halteverbot auf eigens auf 
der Fahrbahn ausgewiesenen Fahrradschutzstreifen ein-
führen. Denn es ist nicht hinnehmbar, dass Fahrradfahrer 
immer wieder gezwungen sind, wegen achtlos haltender 
Kraftfahrer ihren Schutzstreifen zu verlassen und sich in 
den normalen Autoverkehr einzureihen. Das ist derzeit 
leider gang und gäbe in unseren Städten, für Radfahrer 
aber extrem gefährlich.

Mit der Novelle setzen wir darauf, dass sich das 
ändern wird. Denn parallel zum Halteverbot und anderen 
Neuerungen sollen die Geldbußen spürbar erhöht werden, 
etwa für das unzulässige Halten in zweiter Reihe und auf 
Schutzstreifen. Auch das unerlaubte Parken auf Geh- und 
Radwegen soll teurer werden.
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All diese Vorschriften werden natürlich nur helfen 
können, wenn es vor Ort wirksame Kontrollen gibt. Doch 
mein Eindruck ist, dass es in den Ländern und in den 
Kommunen mittlerweile eine hohe Sensibilität für die 
Bedürfnisse der Radfahrer gibt.

Wir brauchen ein geordnetes Miteinander aller Ver-
kehrsteilnehmer. Fahrradfahrer sind kein Störfaktor im 
Straßenverkehr und schon gar keine Fremdkörper. Sie 
erwarten zu Recht, gleichberechtigte Verkehrsteilnehmer 
zu sein.

Mit dieser StVO-Novelle werden wir zudem ermögli-
chen, dass Carsharing-Fahrzeuge bevorrechtigt parken 
dürfen oder auch von Parkgebühren befreit werden. Auch 
das wird dazu beitragen, unsere Straßen zu entlasten.

Diese Novelle ist, wie gesagt, nur ein erster Schritt. In 
unserem vom Bund, den Ländern sowie den kommunalen 
Spitzenverbänden getragenen Bündnis für moderne 
Mobilität werden wir gemeinsam eruieren, ob und wo es 
weiteren Handlungsbedarf gibt. Der Lenkungsausschuss 
dieses Bündnisses wird nächste Woche erstmals zusam-
menkommen. Dort sollten vorrangig auch Themen wie 
die Anordnung von Tempo 30 oder der Gesamtkomplex 
Parken inklusive der Gebührenfrage für Bewohnerpark-
ausweise diskutiert und Lösungen erarbeitet werden.

Auch die Regierung von Baden-Württemberg, Kollege 
Hermann, kann sich da richtig gut einbringen, viele Vor-
schläge machen. Dann werden wir sehen, was daraus 
wird.

Die Bundesregierung teilt den Wunsch, diese Themen 
schnell aufzugreifen, allerdings muss das auf einer sach-
gerechten und rechtssicheren Basis geschehen. Deshalb 
plädiert unser Bundesministerium entschieden dafür, 
diese Themen zunächst im dafür eigens gegründeten 
Format zwischen Bund, Ländern und Kommunen zu 
diskutieren, statt bereits jetzt abschließende Regelungen 
zu beschließen.

In jedem Fall haben wir das gleiche Ziel: Kommunen 
sollen mehr Spielraum bekommen, passgenaue Regelun-
gen für ihre jeweilige Situation vor Ort zu treffen. Lassen 
Sie uns gemeinsam dazu beitragen, die vielfältigen Nut-
zungskonkurrenzen in unserem Verkehrsraum so gut und 
gerecht wie möglich aufzulösen! Radfahrer, Fußgänger, 
alle brauchen Platz – und ein gutes, sicheres Gefühl. 
Unsere Städte sollen Orte sein, in denen man sich gern 
aufhält.

Die StVO-Novelle ist deshalb mehr als eine Ansamm-
lung von neuen Verkehrsregeln. Sie ist vielmehr gerade 
auch ein Beitrag für eine höhere Lebensqualität für jeden. 
Daher bitte ich um Ihre Zustimmung. – Vielen Dank.

Amtierende Präsidentin Lucia Puttrich: Besten 
Dank!

Es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. – Je 
eine Erklärung zu Protokoll1 abgegeben haben Frau 
Senatorin Kalayci (Berlin) und Herr Minister Lies
(Niedersachsen) für Herrn Minister Dr. Althusmann.

Wir kommen zu einer umfangreichen Abstimmung. 
Hierzu liegen Ihnen die Ausschussempfehlungen und vier 
Landesanträge vor.

Aus den Ausschussempfehlungen rufe ich auf:

Ziffer 1! – Minderheit.

Ziffer 2! – Minderheit.

Ziffer 3! – Minderheit.

Dann bitte Ihr Handzeichen für den Mehr-Länder-
Antrag! – Minderheit.

Ziffer 4! – Mehrheit.

Ziffer 5! – Minderheit.

Ziffer 6! – Minderheit.

Ziffer 7! – Mehrheit.

Ziffer 9! – Mehrheit.

Ziffer 10! – Minderheit.

Dann rufe ich den Antrag Hessens auf. Bitte Ihr Hand-
zeichen! – Minderheit.

Zurück zu den Ausschussempfehlungen. Ich rufe auf:

Ziffer 12! – Minderheit.

Ziffer 13! – Mehrheit.

Ziffer 14! – Minderheit.

Dann ziehe ich Ziffer 59 vor. Bitte Ihr Handzeichen! –
Minderheit.

Ziffer 15! – Minderheit.

Ziffer 16! – Minderheit.

Ziffer 17! – Mehrheit.

Ich ziehe nun Ziffer 32 vor. Wer stimmt zu? – Min-
derheit.

Ziffer 18! – Minderheit.

Nun bitte Ihr Handzeichen für den Antrag Nordrhein-
Westfalens! – Minderheit.

Ziffer 20! – Minderheit.

1 Anlagen 5 und 6
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Ziffer 22! – Mehrheit.

Ziffer 23! – Mehrheit.

Ziffer 24! – Mehrheit.

Wir kommen zu Ziffer 25, zunächst Buchstabe a. –
Mehrheit.

Buchstabe b! – Minderheit.

Ziffer 26! – Mehrheit.

Damit entfallen die Ziffern 36 und 37.

Ziffer 27! – Mehrheit.

Ziffer 28 ist erledigt.

Ziffer 29! – Minderheit.

Ziffer 30! – Minderheit.

Ziffer 33! – Minderheit.

Ziffer 34! – Minderheit.

Ziffer 35! – Mehrheit.

Wir kommen zu Ziffer 38. – Minderheit.

Ziffer 42! – Mehrheit.

Ziffer 44! – Mehrheit.

Ziffer 47! – Minderheit.

Ziffer 48! – Mehrheit.

Ziffer 49! – Mehrheit.

Ziffer 51! – Minderheit.

Ziffer 52! – Mehrheit.

Wir wiederholen das, weil wir nicht sicher waren, ob 
die Anzeige richtig ist. Bitte noch mal Ziffer 52! – Da 
kann etwas nicht stimmen, weil Thüringen angezeigt ist, 
aber Thüringen nicht abstimmt und auch keine Hand 
oben ist. Wir haben’s gemerkt. – Es ist eine Minderheit.

Kein Durcheinander! Wir fangen noch einmal von 
vorne an. Wir machen ein Reset – nicht der Anlage.

Wer jetzt Ziffer 53 zustimmen möchte, den bitte ich 
um das Handzeichen. – Sowohl die Gerätschaft als auch 
wir sind uns einig: Wir kommen bei einer Minderheit an. 
– Minderheit.

(Winfried Hermann [Baden-Württemberg]: Sie 
haben vorhin Ziffer 52 abgestimmt, jetzt 53!)

– Ich habe den Zuruf vernommen. – Damit die Konfusion 
nicht total ist: Ziffer 53 haben wir abgestimmt; darauf 
haben wir uns geeinigt.

Jetzt sind wir bei Ziffer 52, weil noch mal nachgefragt 
wurde. Bitte noch mal Ziffer 52! – Das ist die Mehrheit.

Bei Ziffer 53 hatten wir eine Minderheit.

Wir kommen nun zu Ziffer 54. – Mehrheit.

Ziffer 55! – Minderheit.

Ziffer 56! – Deutliche Mehrheit.

Ziffer 58! – Minderheit.

Ziffer 60! – Minderheit.

Ziffer 61! – Minderheit.

Ziffer 65! – Mehrheit.

Ziffer 68! – Mehrheit.

Ziffer 69! – Mehrheit.

Ziffer 70! – Mehrheit.

Nun bitte Ihr Handzeichen zu den noch nicht erledig-
ten Ziffern der Maßgabeempfehlungen! – Mehrheit.

Wir kommen zur Schlussabstimmung: Wer der Ver-
ordnung nach Maßgabe der vorangegangenen Abstim-
mungen zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. – Mehrheit.

Dann ist so beschlossen.

Es bleibt abzustimmen über die Entschließung, wobei 
Ziffer 75 erledigt ist.

Ich beginne mit Ziffer 72. – Minderheit.

Ziffer 73, zunächst Buchstabe b! – Minderheit.

Buchstabe c! – Minderheit.

Dann rufe ich den Antrag Bayerns auf. Wer stimmt 
zu? – Mehrheit.

Bitte Ihr Handzeichen zu allen übrigen nicht erledigten 
Ziffern für eine Entschließung! – Mehrheit.

Damit hat der Bundesrat auch eine Entschließung 
gefasst.

Wir sind am Ende dieses Tagesordnungspunktes.
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Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 52:
TOP 52

Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Ermittlung 
der Exposition von Einzelpersonen der Bevölkerung 
durch genehmigungs- oder anzeigebedürftige Tätig-
keiten (AVV Tätigkeiten) (Drucksache 644/19)

Es liegen keine Wortmeldungen vor.

Wir kommen zur Abstimmung über die Ausschuss-
empfehlungen. Zur Einzelabstimmung rufe ich auf:

Ziffer 3! – Mehrheit.

Damit entfällt Ziffer 4.

Ziffer 7! – Mehrheit.

Nun bitte das Handzeichen für alle noch nicht erledig-
ten Ziffern der Ausschussempfehlungen! – Mehrheit.

Damit hat der Bundesrat der Allgemeinen Verwal-
tungsvorschrift entsprechend zugestimmt und eine 
Entschließung gefasst.

Tagesordnungspunkt 53:
TOP 53

Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Kennzeich-
nung von Luftfahrthindernissen (Drucksache 
15/20)

Es liegen keine Wortmeldungen vor. – Eine Erklä-
rung zu Protokoll1 wurde von Herrn Minister 
Dr. Holthoff-Pförtner (Nordrhein-Westfalen) abgege-
ben.

Wir kommen zur Abstimmung. Hierzu liegen Ihnen 
die Ausschussempfehlungen vor.

Ich beginne mit Ziffer 2, die ich nach Buchstaben 
getrennt aufrufe. Bitte Ihr Handzeichen zu Buchstabe a 
Doppelbuchstabe aa! – Minderheit.

Buchstabe a Doppelbuchstabe bb! – Minderheit.

Buchstabe a Doppelbuchstabe cc! – Mehrheit.

Damit entfällt Ziffer 3 Buchstabe a.

Wir fahren fort mit Ziffer 2 Buchstabe b Doppelbuch-
stabe aa! – Minderheit.

Ihr Votum zu Ziffer 3 Buchstabe b! – Minderheit.

Dann rufe ich Ziffer 2 Buchstabe b Doppelbuch-
stabe bb auf. Wer stimmt zu? – Minderheit.

Bitte Ihr Handzeichen für alle noch nicht erledigten 
Ziffern der Ausschussempfehlungen! – Mehrheit.

1 Anlage 7

Wir kommen zur Schlussabstimmung: Wer der All-
gemeinen Verwaltungsvorschrift nach Maßgabe der 
vorangegangenen Abstimmungen zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Handzeichen. – Mehrheit.

Dann ist so beschlossen.

Wir sind am Ende dieses Tagesordnungspunktes ange-
kommen.

Tagesordnungspunkt 59:
TOP 59

Entschließung des Bundesrates zur Einführung einer 
Härtefallregelung in § 74 Absatz 2 Neuntes Buch 
Sozialgesetzbuch (SGB IX) – Antrag des Saarlandes 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR – (Drucksache 71/20)

Es gibt keine Wortmeldungen.

Ich weise die Vorlage folgenden Ausschüssen zu: dem 
Ausschuss für Arbeit, Integration und Sozialpolitik
– federführend – sowie – mitberatend – dem Ausschuss 
für Frauen und Jugend und dem Ausschuss für Fami-
lie und Senioren.

Tagesordnungspunkt 60:
TOP 60

Entschließung des Bundesrates: „Effektivierung von 
Auskunftserteilungen durch ausländische Anbie-
ter sozialer Netzwerke“ – Antrag der Länder Ham-
burg, Bremen gemäß § 36 Absatz 2 GO BR –
(Drucksache 65/20)

Dem Antrag ist der Freistaat Bayern beigetreten.

Es liegen keine Wortmeldungen vor. – Eine Erklä-
rung zu Protokoll2 wurde von Frau Senatorin Prüfer-
Storcks (Hamburg) abgegeben.

Ich weise die Vorlage dem Rechtsausschuss – feder-
führend – sowie dem Ausschuss für Fragen der Euro-
päischen Union, dem Ausschuss für Innere Angele-
genheiten, dem Ausschuss für Kulturfragen und dem 
Wirtschaftsausschuss – mitberatend – zu.

Tagesordnungspunkt 64:
TOP 64

Benennung eines Mitglieds für den Eisenbahninfra-
strukturbeirat – Antrag des Freistaates Bayern ge-
mäß § 36 Absatz 2 GO BR – (Drucksache 73/20)

Es liegen keine Wortmeldungen vor.

Ausschussberatungen haben nicht stattgefunden. Bay-
ern hat jedoch beantragt, bereits heute in der Sache zu 
entscheiden. Ich frage daher, wer für die sofortige Sach-
entscheidung ist. – Mehrheit.

Dann verfahren wir so.

2 Anlage 8
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Wer dem Benennungsvorschlag Bayerns zustimmen 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Mehrheit.

Damit hat der Bundesrat die Benennung beschlossen.

Sehr geehrte Damen und Herren, wir sind einigerma-
ßen unfallfrei über die Sitzung gekommen mit der neuen 
Abstimmungsanlage. Ich bedanke mich herzlich bei 
Ihnen für die Mitarbeit.

Wir haben die Tagesordnung erledigt.

Die nächste Sitzung des Bundesrates berufe ich ein 
auf Freitag, den 13. März 2020, 9.30 Uhr.

Ich wünsche Ihnen einen guten Nachhauseweg.

Die Sitzung ist geschlossen.

(Schluss: 13.19 Uhr)

Beschluss im vereinfachten Verfahren (§ 35 GO BR)

Bericht nach § 7 des Transparenzgesetzes – Rückbau von Kernkraftwerken

(Drucksache 632/19)

Ausschusszuweisung: Wi

Beschluss: Kenntnisnahme

Feststellung gemäß § 34 GO BR

Einspruch gegen den Bericht über die 984. Sitzung
ist nicht eingelegt worden. Damit gilt der Bericht
gemäß § 34 GO BR als genehmigt.
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Anlage 1

Umdruck 1/2020

Zu den folgenden Punkten der Tagesordnung der 
985. Sitzung des Bundesrates möge der Bundesrat 
gemäß den vorliegenden Empfehlungen und Vor-
schlägen beschließen:

I.

Zu dem Gesetz einen Antrag auf Anrufung des 
Vermittlungsausschusses nicht zu stellen: 

Punkt 1

Zweites Gesetz zur Änderung des Konsulargesetzes
(Drucksache 22/20)

II.

Den Gesetzen zuzustimmen: 

Punkt 3

Gesetz zur Neustrukturierung des Zollfahndungs-
dienstgesetzes (Drucksache 24/20, zu Drucksache 
24/20)

Punkt 8

Gesetz zur Umsetzung der technischen Säule des vier-
ten Eisenbahnpakets der Europäischen Union 
(Drucksache 27/20)

III.

Den Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 
beim Deutschen Bundestag einzubringen und gemäß 
§ 33 GO BR einen Beauftragten zu bestellen:

Punkt 16

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Erneuer-
bare-Energien-Gesetzes (EEG) (Drucksache 631/19)

IV.

Gegen die Gesetzentwürfe keine Einwendungen zu 
erheben: 

Punkt 24

Entwurf eines Gesetzes über die Errichtung eines 
Bundesamts für Auswärtige Angelegenheiten und 
zur Änderung des Gesetzes über den Auswärtigen 
Dienst, des Aufenthaltsgesetzes und zur Anpassung 
anderer Gesetze an die Errichtung des Bundesamts 
(Drucksache 1/20)

Punkt 33

Entwurf eines Achten Gesetzes zur Änderung des
Bundesfernstraßengesetzes (8. FStrÄndG) (Drucksa-
che 11/20)

Punkt 34

Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Verhält-
nismäßigkeitsrichtlinie (Richtlinie (EU) 2018/958) 
im Bereich öffentlich-rechtlicher Körperschaften
(Drucksache 12/20)

V.

Zu den Gesetzentwürfen die in den zitierten Emp-
fehlungsdrucksachen wiedergegebenen Stellungnah-
men abzugeben: 

Punkt 29

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des
THW-Gesetzes (Drucksache 7/20, Drucksache 
7/1/20)

Punkt 32

Entwurf eines Sechsten Gesetzes zur Änderung des
Allgemeinen Eisenbahngesetzes (Drucksache 10/20, 
Drucksache 10/1/20)

VI.

Den Vorlagen ohne Änderung zuzustimmen: 

Punkt 37

Dritte Verordnung zur Änderung der Arbeitnehmer-
überlassungserlaubnis-Kostenverordnung (Druck-
sache 667/19)
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Punkt 39

Zweite Verordnung zur Änderung der CbCR-
Ausdehnungsverordnung (Drucksache 640/19)

Punkt 40

Neunzehnte Verordnung zur Änderung der Arznei-
mittelverschreibungsverordnung (Drucksache 
669/19)

Punkt 43

Verordnung über die Standards für die Übermittlung 
elektronischer Akten zwischen Strafverfolgungsbe-
hörden und Gerichten im Strafverfahren (Strafakten-
übermittlungsverordnung – StrafAktÜbV) (Druck-
sache 633/19)

Punkt 44

Verordnung über die Standards für die Erstellung 
elektronischer Dokumente und für deren Übermittlung 
zwischen Strafverfolgungsbehörden und Gerichten 
(Dokumentenerstellungs- und -übermittlungs-
verordnung – DokErstÜbV) (Drucksache 634/19)

Punkt 45

Verordnung über die Standards für die Einsicht in 
elektronische Akten im Strafverfahren (Strafakten-
einsichtsverordnung – StrafAktEinV) (Drucksache 
635/19)

Punkt 46

Verordnung über die Standards für die Übermittlung 
elektronischer Akten zwischen Behörden und Gerich-
ten in gerichtlichen Verfahren nach dem Strafvoll-
zugsgesetz (Strafvollzugsgerichtsaktenübermitt-
lungsverordnung – StVollzGerAktÜbV) (Drucksache 
665/19)

Punkt 49

Neunte Verordnung zur Änderung der Abwasserver-
ordnung (Drucksache 668/19)

Punkt 51

Dritte Verordnung zur Änderung der Zweiten Verord-
nung zur Durchführung des Gesetzes über die Kon-
trolle von Kriegswaffen (Drucksache 637/19)

VII.

Zu den Vorlagen die Stellungnahmen abzugeben 
oder ihnen nach Maßgabe der Empfehlungen zuzu-
stimmen, die in der jeweils zitierten Empfehlungs-
drucksache wiedergegeben sind: 

Punkt 42

Verordnung zur Änderung der Allgemeinen Waffen-
gesetz-Verordnung und weiterer Vorschriften 
(Waffenrechtsänderungsverordnung – WaffR-
ÄndV) (Drucksache 495/19, Drucksache 495/1/19)

Punkt 47

Verordnung über die Standards für die Übermittlung 
elektronischer Akten zwischen Behörden und Gerich-
ten im Bußgeldverfahren (Bußgeldaktenübermitt-
lungsverordnung – BußAktÜbV) (Drucksache 
666/19, Drucksache 666/1/19)

Punkt 48

Erste Verordnung zur Änderung der Strahlenschutz-
verordnung (Drucksache 636/19, Drucksache 
636/1/19)

VIII.

Entsprechend den Anregungen und Vorschlägen zu 
beschließen: 

Punkt 54

Benennung von Beauftragten des Bundesrates in Bera-
tungsgremien der Europäischen Union für die Exper-
ten-Arbeitsgruppe „Hochwertige Architektur und 
gebaute Umwelt für Jedermann“ im Rahmen des 
Arbeitsplans Kultur (2019-2022) (Drucksache 
648/19, Drucksache 648/1/19)

Punkt 55

Benennung eines Mitglieds des Kuratoriums des
Deutschen Instituts für Menschenrechte (Drucksa-
che 656/19, Drucksache 656/1/19)

Punkt 56

Vorschlag der Bundesministerin der Justiz und für 
Verbraucherschutz für die Ernennung eines Bundes-
anwalts beim Bundesgerichtshof (Drucksache 14/20)
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IX.

Zu den Verfahren, die in der zitierten Drucksache 
bezeichnet sind, von einer Äußerung und einem Bei-
tritt abzusehen:

Punkt 57

Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht
(Drucksache 17/20)

Anlage 2

Erklärung

von Parl. Staatssekretär Enak Ferlemann
(BMVI)

zu Punkt 11 der Tagesordnung

Die Bundesregierung wird unverzüglich, noch in 
diesem Jahr, einen Entwurf zur Novellierung des § 37 
Absatz 2 Eisenbahnregulierungsgesetz (ERegG) einbrin-
gen.

Die Bundesregierung bekennt sich zum Mechanismus 
der Trassenpreisbremse in § 37 ERegG. Allerdings würde 
durch den im bisherigen § 37 Absatz 2 ERegG festgeleg-
ten inhaltlichen Zusammenhang zwischen der absoluten 
Höhe der Regionalisierungsmittel sowie der zu zahlenden 
Trassen- und Stationsentgelte die Erhöhung der Regiona-
lisierungsmittel den Ländern nicht in vollem Umfang zur 
Erreichung der Klimaschutzziele zur Verfügung stehen. 
Daher ist die Steigerung der Trassen- und Stationsentgel-
te auf den in § 5 Absatz 3 des Regionalisierungsgesetzes 
festgelegten Wert der Dynamisierungsrate von 1,8 Pro-
zent zu begrenzen.

Anlage 3

Erklärung

von Senatorin Dilek Kalayci
(Berlin)

zu Punkt 17 der Tagesordnung

Für Frau Senatorin Elke Breitenbach gebe ich folgen-
de Erklärung zu Protokoll:

Die Silvesternacht liegt noch nicht allzu weit zurück. 
Die Erinnerung daran ist bei vielen von uns noch sehr 
deutlich. Leider kam es auch in dieser Silvesternacht 
teilweise zu gefährlichen Situationen gegenüber Mitmen-
schen durch pyrotechnische Erzeugnisse. Seit Jahren 
beobachten wir eine starke Zunahme des Abbrennens von 
Feuerwerkskörpern bei Jahreswechseln. Das ist kein 
spezifisches Berlin- oder Großstadtphänomen.

Die Art des klassischen Silvesterfeuerwerks für den 
Privatgebrauch, die sogenannten pyrotechnischen Gegen-
stände der Kategorie F2, hat sich in den letzten Jahren 
erheblich verändert. In der Vergangenheit fanden zu 
Silvester vorrangig einzelne Knallkörper und Leuchtrake-
ten Verwendung. Aktuell werden von den Verbrauche-
rinnen und Verbrauchern sogenannte Verbundfeuer-
werkskörper bevorzugt, so dass Licht- und Knalleffekte 
vom selben Feuerwerkskörper ausgehen.

Das gilt zum Beispiel für den inzwischen weitverbrei-
teten handelsüblichen 100-Schuss-Silvester-Batterie-
verbund der Kategorie F2 mit verschiedenfarbigen
Leuchtkometen, die sehr hell in den Himmel fliegen und 
sich dann mit einem heftigen Zerlegerknall auflösen. Das 
hat dazu geführt, dass in ein und demselben Zeitabschnitt 
deutlich mehr Feuerwerkskörper abgebrannt werden als 
in der Vergangenheit. Die daraus resultierenden Folgen 
sind nicht nur ein stark erhöhter Lärmpegel, sondern auch 
die steigende Anzahl an Verletzten sowie mehr Verbren-
nungsgase.

Die neuen Arten von Feuerwerkskörpern führen 
zudem dazu, dass der für eine zulässige und gefahrenfreie 
Verwendung notwendige Sicherheitsabstand von 
16 Metern im Durchmesser um Personen und 8 Metern 
von Einrichtungen in dicht besiedelten Gebieten oder 
Menschenansammlungen in Berlin nicht zu gewährleisten 
ist. Die aktuellen Ereignisse wie die Explosion in der 
Berliner Fuggerstraße und die Übergriffe auf Polizei-
beamte und Rettungssanitäter zu Silvester haben gezeigt,
dass allein die Beschränkung auf pyrotechnische Gegen-
stände mit ausschließlicher Knallwirkung nicht genügt.

Die Bundesratsinitiative zielt darauf ab, die Worte 
„mit ausschließlicher Knallwirkung“ aus § 24 Absatz 2 
Nummer 2 der Ersten Verordnung zum Sprengstoff-
gesetz (1. SprengV) zu streichen. Mit der Änderung wer-
den dann alle pyrotechnischen Gegenstände der Katego-
rie F2 (klassisches Silvesterfeuerwerk für den Privat-
gebrauch) erfasst und den zuständigen Behörden eine 
vollständige Untersagung von privatem Silvesterfeuer-
werk ermöglicht.

Nach derzeitigem Stand kann eine Beschränkung zu 
Silvester und Neujahr gänzlich oder zu bestimmten Zei-
ten für Feuerwerkskörper der Kategorie F2 mit aus-
schließlicher Knallwirkung erfolgen. Mit der Umsetzung 
dieses Antrages werden neben der Gefahrenminimierung 
auch positive Folgeeffekte vor allem in den Bereichen 
der Feinstaubbelastung der Luft, des Tierschutzes, des
Gesundheitsschutzes und der Abfallbelastung erwartet.
Dazu kommt die Vermeidung von verletzten Polizei-
beamten und Rettungssanitätern, die sich in der Silves-
ternacht in höchste Gefahr begeben.

Aus diesen Gründen plädiere ich dringend dafür, die 
von Berlin vorbereitete Bundesratsinitiative zur Reduzie-
rung der Gefahren durch Silvesterfeuerwerk zu unterstüt-
zen.
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Anlage 4

Erklärung

von Staatsministerin Sabine Bätzing-Lichtenthäler
(Rheinland-Pfalz)

zu Punkt 23 der Tagesordnung

Für Frau Staatsministerin Ulrike Höfken gebe ich fol-
gende Erklärung zu Protokoll:

Rheinland-Pfalz unterstützt die Forderung nach einer 
Experimentierklausel zur Verbesserung der Rahmen-
bedingungen für Projekte der Sektorenkopplung als 
einen von mehreren Bausteinen zum Erreichen der natio-
nalen Klimaschutzziele sowie die Forderung nach dem 
notwendigen weiteren Ausbau und der sicheren Integrati-
on der erneuerbaren Energien in ein zunehmend regene-
ratives Energieversorgungssystem.

Vor allem für die Dekarbonisierung der Industrie in 
Deutschland sind als Bestandteil eines umfassenden 
Gesamtkonzepts weitere Maßnahmen, wie zum Beispiel 
die substantielle Verbesserung der Rahmenbedingungen 
für die Direkt- und Eigenstromnutzung in energieintensi-
ven Industriebranchen, erforderlich.

Anlage 5

Erklärung

von Senatorin Dilek Kalayci
(Berlin)

zu Punkt 50 der Tagesordnung

Wir haben das gemeinsame Ziel, die Straßenver-
kehrs-Ordnung zu modernisieren und sie an die 
Ansprüche unserer Zeit anzupassen. Das tun wir heute, 
und das ist gut.

Im Bereich der Mobilität ist viel in Bewegung, und wir 
wollen viel erreichen. Wir müssen unsere Mobilität gera-
de in den Städten deutlich umgestalten und mit dem 
öffentlichen Raum anders und intelligenter umgehen:

Wir wollen und müssen Unfallrisiken minimieren, 
denn jede und jeder Verkehrstote ist eine, einer zu viel.

Der Kampf gegen den Klimawandel erfordert mutige 
Maßnahmen. Gerade im Verkehrsbereich sind die erfor-
derlichen Fortschritte noch nicht erreicht. Lärm, Fein-
staub und NOx belasten die Menschen gerade an den viel 
befahrenen Straßen. Um hier voranzukommen, müssen 
wir die umweltfreundlichen Verkehrsträger ausbauen: 
mehr Fahrradverkehr, die Situation für die Fußgängerin-
nen und Fußgänger verbessern, den ÖPNV schneller und 
attraktiver gestalten. So schaffen wir im Übrigen auch für 

jene attraktivere Rahmenbedingungen, die auf ihr Auto 
nicht verzichten können.

Deswegen ist es gut, dass der Bundesverkehrsminister 
auch die Straßenverkehrs-Ordnung auf den Prüfstand 
gestellt hat und wir die Möglichkeit nutzen, diesen 
Instrumentenkasten für eine moderne Verkehrspolitik 
anzupassen. Denn für eine moderne Verkehrspolitik 
bietet die StVO nach wie vor ein wesentliches und alter-
nativloses Instrumentarium aus Ordnungsrecht und finan-
ziellen Anreizen. Wenn wir diesen Instrumentenkasten 
klug nutzen, können wir die Ziele, die wir uns in den 
Ländern gesetzt haben, besser erreichen.

Der Bund hat in seiner Vorlage bereits einige gute und 
wichtige Punkte adressiert.

Das Ziel einer fahrradfreundlichen StVO unterstützen 
wir voll und ganz. Dass der Mindestüberholabstand von 
1,50 Metern endlich festgeschrieben wird, war von vielen 
Akteuren aus Gesellschaft und Politik eine lange erhobe-
ne Forderung und ist ein ebenso wichtiger Punkt wie die 
Festschreibung von Schrittgeschwindigkeit für rechtsab-
biegende Fahrzeuge über 3,5 Tonnen.

Positiv sind auch die vorgelegten Vorschläge, das 
Bußgeldniveau zu erhöhen.

Berlin hat sich mit 18 Änderungsanträgen an der 
Novellierung der Straßenverkehrs-Ordnung beteiligt, weil 
sie ein zentrales Regelwerk ist, um eine moderne Mobili-
tätspolitik gerade in unseren Städten zu ermöglichen, und 
weil wir uns auf den Weg gemacht haben, wie viele ande-
re Metropolen, Städte und Regionen auch, die Mobili-
tätswende umzusetzen. Grundsätzlich sind mir zwei Din-
ge an der Novelle besonders wichtig:

Die Handlungsfähigkeit der Länder und Kommunen 
soll erhöht werden.

Als zweiten Punkt brauchen wir eine Entbürokratisie-
rung, auch um unsere Verwaltungen zu entlasten und 
unnötige Kosten zu vermeiden.

Ich möchte das am Punkt Parkraumbewirtschaftung 
festmachen. Bisher muss der Parkdruck langwierig mit 
teuren Studien nachgewiesen werden, um dieses Instru-
ment überhaupt nutzen zu können. Parkdruck kann aber 
nicht der einzige Grund für Parkraumbewirtschaftung 
sein, ja, er sollte noch nicht einmal der wichtigste Punkt 
sein. Viel wichtiger ist doch, dass Städte und Gemeinden 
mit der Parkraumbewirtschaftung der Nutzung des 
öffentlichen Raums einen Preis geben können. Über die 
Gebühren für das Bewohnerparken können die Kommu-
nen die Zahl der Fahrzeuge auf ihrem Gemeindegebiet 
steuern. Aber dafür brauchen sie einen eigenen Gestal-
tungsspielraum – auch weil sich die Situation in den 
Städten und Regionen eben sehr unterschiedlich darstellt.
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Deswegen hat sich Berlin als Land dafür eingesetzt, 
uns diese Gestaltungsmöglichkeit zu eröffnen. Ich kann 
nur an Sie appellieren: Lassen Sie uns unsere Eigenver-
antwortung in den Ländern stärken und unsere Gestal-
tungskraft ausweiten! Unterstützen Sie das Berliner 
Anliegen!

Ein weiteres wichtiges Thema für uns ist, wie Kom-
munen Tempo 30 anordnen können. Heute sind – etwas 
zugespitzt gesagt – in zu vielen Fällen erst Unfälle not-
wendig, damit man etwas für mehr Verkehrssicherheit 
tun kann. Wir müssen hier genau andersrum vorgehen: 
Tempo 30 senkt nachweislich die Wahrscheinlichkeit 
schwerer Unfälle. Die Städte müssen die Freiheit 
bekommen, hier in eigener Verantwortung aktiv zu wer-
den und Tempo 30 als Regelgeschwindigkeit festzulegen.

Wichtig gerade für die Metropolen ist eine Auswei-
tung der Regelbefugnisse für den Umgang mit Elektro-
kleinstfahrzeugen und Mieträdern. So wichtig die Elek-
trokleinstfahrzeuge für eine Mobilitätswende sein können 
– und sie haben ein hohes Potential –, so richtig ist auch, 
dass wir gerade durch die Vielzahl von E-Rollern mit 
Problemen konfrontiert sind, die wir besser handhaben 
wollen. Die Kommunen brauchen die Möglichkeit, effek-
tiv dafür zu sorgen, dass Verkehrssicherheit und Aufent-
haltsqualität von neuen Formen der Mobilität nicht über 
Gebühr beeinträchtigt werden. Und es würde mich sehr 
freuen, wenn wir heute im Bundesrat dafür die Grundlage 
legten.

Wir alle wissen, dass die Straßenverkehrs-Ordnung 
nicht immer eingehalten wird. Sanktionen sind also zu 
ihrer Durchsetzung erforderlich. Hier haben wir mit der 
Anpassung des Bußgeldkataloges ein wichtiges Instru-
ment gestärkt. Geschwindigkeitsüberschreitungen, 
Rechtsabbiegen mit Gefährdungen sowie Dooring sind 
Alltagsgefahren, die gerade für kaum geschützte Ver-
kehrsteilnehmer wie Fußgängerinnen und Fahrrad-
fahrende enorme Risiken bedeuten. Dass bei gravierender 
Pflichtverletzung die Bußgelder verdoppelt und Fahrver-
bote leichter verhängt werden können, soll zu mehr 
regelkonformem Verhalten führen. Es ist ein klares Sig-
nal für mehr Verkehrssicherheit.

Ein zusätzlicher Gewinn für die Verkehrssicherheit 
wäre gewesen, wenn wir Verkehrssicherheitszonen ein-
richten könnten, in denen ein striktes Verbot für Lkw 
ohne Abbiegeassistenten gelten würde. Vor ein paar 
Wochen ist wieder ein Mensch in Berlin gestorben, weil 
der Lkw kein Sicherungssystem hatte. Es gibt technische 
Möglichkeiten, hier für mehr Verkehrssicherheit zu sor-
gen. Wir sollten sie so schnell wie möglich zur Pflicht 
machen. Auch wenn wir mit der heutigen Entscheidung 
in diesen wichtigen Fragen noch nicht weiterkommen, 
muss die Verpflichtung für Abbiegeassistenten auf der 
Tagesordnung bleiben.

Bedauerlich ist aus meiner Sicht auch, dass unser 
Antrag auf Einführung von Tempo 130 auf allen Auto-

bahnen in den Ausschüssen keine Mehrheit gefunden hat.
Es wäre ein sehr leicht zu realisierender Gewinn an Ver-
kehrssicherheit und Klimaschutz gewesen und ein kraft-
volles Signal, das der Bundesrat heute hätte geben kön-
nen. Die Einführung eines Tempolimits ist doch längst 
eine Forderung, die in der Mitte und Breite der Gesell-
schaft angekommen ist. Ich habe mit großer Freude und 
mit Respekt zur Kenntnis genommen, dass auch im 
ADAC inzwischen ein Umdenken stattgefunden hat und 
diese wichtige Interessenvertretung die Zeichen der Zeit 
verstanden hat.

Bei aller Kritik, die man im Einzelnen haben kann
– ich halte es beispielsweise nicht für sinnvoll, die Bus-
spuren für Pkw mit mehreren Personen zu öffnen, weil 
wir im Interesse eines attraktiven ÖPNV Vorfahrt für 
Busse brauchen –, will ich mich ausdrücklich für die 
fruchtbaren Diskussionen in den Ausschüssen und hier 
im Plenum bedanken.

Wie wir den Straßenverkehr regeln, ist eine Frage 
grundsätzlicher Art. Sie betrifft die Menschen unmittel-
bar in ihrem Alltag. Diese stehen immer im Mittelpunkt 
unserer Überlegungen. Mit der Novelle der StVO werden 
wir ihren Interessen in Zukunft gerechter werden können.

Anlage 6

Erklärung

von Minister Olaf Lies
(Niedersachsen)

zu Punkt 50 der Tagesordnung

Für Herrn Minister Dr. Bernd Althusmann gebe ich 
folgende Erklärung zu Protokoll:

Die in der aktuellen Novelle der Straßenverkehrs-
Ordnung vorgesehenen neuen Regelungen sind in vielen 
Bereichen wichtig und notwendig. Daher begrüße ich die 
Änderungen. Die Mobilität der Zukunft wird auf diese 
Weise zumindest ein kleines Stück neu gestaltet. Gerade 
bei den Regelungen zum Radverkehr sehe ich gute Chan-
cen, dass wir damit den Straßenverkehr sicherer machen 
und einen Beitrag zum Klimaschutz leisten. Der Bund hat 
insoweit einen guten Entwurf vorgelegt, für den ich mich 
bedanken möchte.

Auf zwei Vorschläge, die im Rahmen der Debatte ein-
gebracht wurden, möchte ich etwas näher eingehen.

Erstens: Es gab mehrere Initiativen zu einer generellen 
Einführung von Tempo 30 innerorts.

Ich mache keinen Hehl daraus, dass ich persönlich die 
pauschale und voreilige Einführung eines Tempolimits 
von 30 km pro Stunde ablehne. Auch deshalb, weil dies 
im Widerspruch zu dem Projekt steht, welches wir aktuell 
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in Niedersachsen durchführen. Im „Modellprojekt Tem-
po 30 auf Hauptverkehrsstraßen“ gehen wir intensiv der 
Frage nach den Auswirkungen von Tempo 30 nach. Auf 
sechs sehr unterschiedlichen Streckenabschnitten werden 
die Veränderungen infolge einer Temporeduzierung von 
50 auf 30 km pro Stunde umfassend erhoben und ausge-
wertet. Dabei geht es vor allem um Auswirkungen auf 
Luft, Lärm und Verkehrssicherheit. Aber auch um sonsti-
ge Folgen, wie beispielsweise den Verkehrsfluss oder 
etwaige Verkehrsverlagerungen.

Ziel ist es, aus den ermittelten Informationen eine fun-
dierte Grundlage für die Entscheidung zu erhalten, wann 
und wo Tempolimits über die bisherigen Möglichkeiten 
hinaus sinnvoll sein könnten. Mit belastbaren Ergebnis-
sen rechnen wir ab Mitte 2022. Ich halte es für notwen-
dig, erst auf dieser Basis Entscheidungen zu treffen, die 
differenziert die Vor- und Nachteile berücksichtigen und 
über eine rein ideologische Motivation hinausgehen.

Zweitens: Es gibt weitere Initiativen zur Einführung 
eines allgemeinen Tempolimits von 130 km pro Stunde 
auf Autobahnen. Das Land Niedersachsen wird sich hier-
zu enthalten. Wiederum mache ich aus meiner Meinung 
keinen Hehl:

Der Bundestag hat sich erst im Oktober vergangenen 
Jahres mit breiter Mehrheit gegen ein generelles Tempo-
limit ausgesprochen. Trotzdem gibt es in weiten Teilen 
von Politik und Öffentlichkeit offenbar ein großes 
Bedürfnis, darüber zu diskutieren. Die Debatte hat aller-
dings ein sehr emotionales Niveau erreicht: Es wird 
offenbar nur noch zwischen Rasern auf der einen und 
Klimaschützern auf der anderen Seite unterschieden.

Mich stört an dieser ganzen Diskussion, dass die 
scheinbar einzige Lösung für mehr Sicherheit und Sau-
berkeit auf Deutschlands Autobahnen ein neues Verbot 
sein soll. Was ist mit innovativen Lösungen, wie etwa 
intelligenter Verkehrssteuerung? Mehr Fakten würden 
der Diskussion sehr gut tun.

Niedersachsen hat in der Frage Tempolimit mit seinen 
flexiblen Regelungen auf Autobahnen einen guten Weg 
gewählt: Die erlaubte Geschwindigkeit wird durch Beein-
flussungsanlagen an die jeweilige Situation angepasst, so 
dass der Verkehr vernünftig fließen kann. Das hilft dem 
Klimaschutz und dient der Verkehrssicherheit.

Mir als niedersächsischem Verkehrsminister ist die 
Sicherheit auf unseren Straßen ein großes Anliegen. Des-
halb habe ich Bundesverkehrsminister Andreas Scheuer 
ein Modellprojekt auf mehreren Abschnitten der viel 
befahrenen Autobahn A2 vorgeschlagen. Das Problem 
liegt nämlich – und ich glaube, da sind sich seriöse Fach-
leute einig – vor allem in einer eher bescheidenen Daten-
lage zu dem Thema.

Wir sollten zu einer Versachlichung der Diskussion 
und zu seriösen Untersuchungsergebnissen hinsichtlich 

der Auswirkungen eines Tempolimits kommen. Hierzu 
kann meiner Meinung nach das Modellprojekt auf der A2 
einen wesentlichen Beitrag leisten. Sonst werden wir 
weiter im Bereich der Spekulationen verbleiben, und eine 
wirksame Verkehrspolitik bleibt auf der Strecke.

Abschließend bedanke ich mich bei Ihnen für die bis-
herige Unterstützung des niedersächsischen Entschlie-
ßungsantrags zu den Notbremsassistenten. Diese Systeme 
können wirklich Leben retten. Das haben Untersuchun-
gen bestätigt. Unser Ziel muss es sein, möglichst viele 
Fahrzeuge damit auszustatten. Aber die Systeme müssen 
auch – deshalb unser Antrag – stets eingeschaltet sein.

Mit wirksamen Methoden, die auf fundierten Untersu-
chungen beruhen, machen wir unsere Straßen noch siche-
rer. Deshalb werbe ich um Ihre Unterstützung unserer
niedersächsischen Initiative.

Anlage 7

Erklärung

von Minister Dr. Stephan Holthoff-Pförtner
(Nordrhein-Westfalen)

zu Punkt 53 der Tagesordnung

Die Landesregierung fühlt sich der Flugbetriebs-
sicherheit in einem besonderen Maße verpflichtet. Deren 
hohe Standards müssen aufrechterhalten werden. Die 
Landesregierung geht davon aus, dass technische Heraus-
forderungen nunmehr schnellstmöglich in enger Abstim-
mung zwischen Bund und Ländern unter Wahrung der 
hohen Standards der Flugbetriebssicherheit gelöst wer-
den.

Anlage 8

Erklärung

von Senatorin Cornelia Prüfer-Storcks
(Hamburg)

zu Punkt 60 der Tagesordnung

Debatten in den sozialen Netzwerken werden aggres-
siv, verletzend und häufig hasserfüllt geführt. Vieles von 
dem, was man dort täglich liest, ist nicht mehr von der 
Meinungsfreiheit gedeckt. Straftaten wie Beleidigungen, 
Verleumdungen und Volksverhetzung sind leider keine 
Ausnahmen mehr. Die Vergiftung des Diskurses im 
Internet hat nicht nur zur Folge, dass Menschen einge-
schüchtert werden und ihre Meinung nicht mehr äußern. 
Sie hat auch dramatische Auswirkungen auf das gesell-
schaftliche Klima insgesamt und bildet den Nährboden 
für Gewalttaten außerhalb des Netzes. Der Mord an dem 
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Kasseler Regierungspräsidenten Walter Lübcke und der 
Anschlag in Halle an Jom Kippur sind grauenhafte Bei-
spiele dafür, wie aus Worten Taten werden können.

Wir müssen Hass und Hetze im Netz deshalb wirksa-
mer entgegentreten.

Dafür braucht es vor allem eines: eine konsequente 
Strafverfolgung. Denn allein die Kommentare und Bei-
träge zu löschen reicht nicht aus. Die Erfahrung zeigt, 
dass sich die Urheber von Hasskommentaren von Straf-
verfahren beeindrucken lassen. Und solche Verfahren 
haben eine große abschreckende Wirkung auch für poten-
tielle Nachahmer.

Das setzt jedoch voraus, dass die Strafverfolgungs-
behörden die Urheber von strafrechtlich relevanten Nach-
richten und Kommentaren ermitteln können. Genau hier 
liegt das Problem; denn häufig handeln die Täter bei der 
Veröffentlichung ihrer Hassnachrichten nicht unter ihrem 
Klarnamen, sondern unter einem Pseudonym. Oder aber 
die Täter behaupten schlicht, sie hätten den Post nicht 
verfasst. In diesen Fällen sind die Ermittlerinnen und 
Ermittler auf die Auskünfte der Anbieter sozialer 
Netzwerke angewiesen.

Doch diese entziehen sich viel zu häufig ihrer Verant-
wortung, indem sie oftmals auf den Rechtshilfeweg, also 
auf die Behörden im Ausland, verweisen. Denn die ange-
forderten Daten werden jedenfalls bei den größten Anbie-
tern auf Servern außerhalb Deutschlands – in den aller-
meisten Fällen den USA – gespeichert. Die Rechtshil-
feersuchen werden – wenn überhaupt – erst nach einigen 
Monaten beantwortet.

Das müssen wir ändern.

Der Referentenentwurf zur Bekämpfung des Rechts-
extremismus und der Hasskriminalität, den das Bundes-
justizministerium kürzlich vorgestellt hat, greift hier zu 
kurz. Danach soll zwar eine ausdrückliche Ermächti-
gungsgrundlage für die Erhebung von Bestandsdaten bei 
Telemediendiensten eingeführt werden, die bislang auf 

Grundlage der Generalklausel der §§ 161, 163 StPO 
erfolgt. Doch das Grundproblem ändert sich dadurch 
nicht. Auch nach Einführung einer ausdrücklichen 
Ermächtigungsgrundlage werden die Anbieter sozialer 
Netzwerke die Auskunft durch den Hinweis auf den 
Speicherort der Daten außerhalb Deutschlands verhindern 
können.

Die Lösung liegt deshalb woanders: Wir müssen klar-
stellen, dass der Speicherort der abgefragten Daten für 
die Erfüllung von Auskunftspflichten unerheblich ist. Es 
muss vielmehr auf den Marktort der Anbieter ankommen, 
also auf den Ort, an dem sie ihre Dienste tatsächlich 
erbringen. Damit ist sichergestellt, dass die Strafverfol-
gungsbehörden auch an Daten auf ausländischen Servern 
kommen – selbstverständlich unter Wahrung des gelten-
den Grundrechts- und Datenschutzniveaus.

Dieses Verständnis setzt sich allmählich auch auf 
internationaler Ebene durch. Sowohl auf EU-Ebene als 
auch mit den USA werden derzeit Rechtsinstrumente 
verhandelt, um den direkten grenzüberschreitenden 
Zugang zu digitalen Beweismitteln zu erleichtern, ohne 
dass es hierbei auf den Ort der Speicherung ankommen 
soll. Die Umsetzung bzw. das Inkrafttreten dieser Rechts-
instrumente oder eines Abkommens mit den Vereinigten 
Staaten sind jedoch in absehbarer Zeit nicht zu erwarten.

Wir können es uns aber nicht leisten, Hass und Hetze 
im Netz für weitere Jahre tatenlos zuzuschauen. Deshalb 
fordern wir die Bundesregierung dazu auf, das Marktort-
prinzip auf nationaler Ebene zu statuieren. Gleichzeitig 
sollte die Bundesregierung bei den Verhandlungen auf 
EU-Ebene dafür Sorge tragen, dass dem Kampf gegen 
Hasskriminalität im Internet in besonderem Maße Rech-
nung getragen wird. Nur so können wir erreichen, dass 
sich Facebook, Twitter und andere nicht mehr einfach 
wegducken können, wenn es darum geht, die Urheber 
von Hate Speech zu ermitteln.
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